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AlB-Aktuell: 
~Im Namen des Volkes von Angola , vor Arrika 
und der 'lielt proklamierte ich die Unabhängig­
ke it Angolas ~ - mit diesen Worten erklärte 
Agostinho Neto in der Nacht vom 10. auf den 
11. November ·19?5 die Unabhängigkeit Angolas 
und riet vor den zehntausenden auf dem Platz 
des 1 . Mai Versammelten die Volksrepublik 
Angola aus . 
Zum ersten Staatspräsidenten der Volksrepu­
blik wurde am selben TSß6 Dr . Agostinho Nato 
ernannt , der seit 1962 an der Spitze der nPLl 
stebt . Die Verfassung der Volksrepublik ~­
gala bestimmt als erstes und vordringliches 
Ziel ~d ie völlige Befreiung des angolaniscben 
Volkes von den Hinterlassenscbaften des Kolo­
nialiSmuS Bowi e der Premdherrschaft und im­
perialistischen Aggression, den Aufbau eines 
leistungsstarken und demokratiachen Landes, 
das völlig frei von Jeder Porm der Ausbeutung 
des Menscben ist ." 
Die ersten Staaten, die die Volksrepubl i k 
anerkannten , waren die engsten Kampf~fährten 
aus der Zeit dea Kolonialkrie~s : Guinea­
BissBu , Mo~ ambique , Sao Tome und Principe 
und die Republik der Kapverden. 
Ende Oktober/Anfang Nove.ber dieses Jahres 
traten die Söldnertruppen von PNLA und UNI~ 
zusammen mit reguJ. ären StreitkräIten SüdMri­
kas und Zaires zu einer militärischen Offe n­
sive an , um die Proklamation der Unabhängig­
Keit am 11 . November zu verhindern bzw. die 

Agostinho Neto 

"Der Sieg ist unser" 
Eine Unabhängigkeit erkämpft mit dem Blut Tau­
sender Landsleute, errun~n durch den unbeug­
samen Willen eines Volkes, das niemals hätte 
geschla~n werden können . Ei ne Unabhängigkeit , 
die siche rlich gefeiert werden wird , während 
der Widerstandskampf gegen die ausländischen 
Eindringlinge we itergeht , die aber nichtsde ­
stoweniger eine wichtige Etappe auf dem Weg 
Angolas zu einem neuen Leben darstellt . 
Angola, das einan Platz von hober Bedeutung 
illl aüdlichen Afrika einnimmt, lIIit seine·r aus­
gedehnten , reichen und großartigen Küste, mit 
seinen Bodenschätzen , denen das besondere In­
teresse der industrialisierten Länder gilt , 
ist ein afrikani sches Land, das nach einer 
Periode der Gewalt , die den Kampf um seine 
Unabhängigkeit charakterisierte , einen neuen 
Tag vor sicb siebt . Nicbt nur der portugie­
sische KolonialiSmUS streubt sich gegen die 
völlige Unabhängigkeit unseres Landes . Von 
Anfang an hat der Imperialismus versucht , die 
einzig~ patriotische Kraft, die sich für die 
Befreiung des Volkes von Angola einsetzt -
nämlich die HPLA - zu vernichten und sich da­
mit gegen den Villen deo angoleaischen Volkes 
gestellt , besonders gegen den Willen der so­
zialen Klassen , die sm stäJ.'ksten ausgebeutet 
wurden . 

jun~ Volksrepublik zu zerschlagen . UNI TA und 
FNLA riefen des we iteren eine so~nannte Ge ­
genregierung aus, de r i ndesse n keine di ploma­
ti sche Anerkennung beschieden sein sollte , 
während die VR Angola bereits wenige Tage 
nach der Unabhängigkeit von 30 Staaten diplo­
matisch anerkannt war . Sicher e~angelt es 
den Interventen nicht an hochmodernen Waffen­
systemen und imperialistischen Geld~bern~ 
mit deren Hilfe sie Angola unter die Knute' 
des Neokolonialismus zu zwingen versuchenj 
dennoch wird die Pfi>Ll - wie ihr Präsident 
unterstri ch - mi t Gewißheit "Angola von Ce­
binde bis Cunene befreien" und den Kampf bi s 
zur völli~n ZerSChlagung der imperialisti ­
schen Aggressoren fortführen . 

In unserer nachstehenden, unmittelbar vor 
der Proklamation der va Angola verfaßten Er­
klärung Agostinho Netos wird das politische 
Se lbstverständnis des Jungen Staates in den 
Grundzügen vorgezeichnet , während der Beitrag 
des britischen Schrifestellers und Afr i kaspe­
zialisten Baeil Davidson die Anfänge de s an­
tikolonialen Befreiungskam~tes der Pfi>LA mit 
ihrem schweren Ringen um die Errichtung eines 
wi rklich unabhängigen Angola nacb dem 25 . 
April 1974 verbindet , um damit den histori­
schen Verdi ensten dieser seit Jahrzehnten füh­
renden Kraft des engolanischen Volke s eine an­
gemessene Würdigung zu Teil werden zu lassen. 

Die MaChenschaften , die im Verlauf des ersten 
Befreiungskampfes aufe inander folgten , sind 
sattsam bekannt . Alle sind gescheitert , weil 
das Bestreben des Volkes mit den Zielen über­
einstimmt , die i m Programm der HPLA forJll.u ­
liert und eindeu tig definiert sind : Demokra­
tie , Volksmacht , Wirtschaft im Dienste des 
Volkes . Heute greift der Imperialismus , über 
politische Maßnahmen hinaus, zur bewaffneten 
Aggression mit Hilfe von I nvasions truppen , die 
aus den nördlichen oder südlichen Nachbarlän­
dern kommen j weiterhin beSChäft igt er Söld­
nertruppen , die sich aus portugiesischen Fa­
schisten sowie aus Beru1"skl.'iegern anderer Na­
tionalitäten rekrutieren . 
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Gleichzeitig aber ist es der revolutionären 
Armee des angoln.oischen Volkes , die sich um 
ihre Avantgarde, die MPLA, schart , gelungen -
und es wird ihr auch in Zukunft gelingen -
die Angriffe dieser Armeen, die üher eine un­
geheure Menge moderner Waffen und kampferfah­
rener Experteo verfügen, zurückzuschlagen. 
Denn das angolanische Volk ist in seinem Kampf 
nicht allein . Seit es gegen den portugiesi­
schen Koloni alismus kämpft, hat es bereits 
unschätzbare Unterstützung von Seiten der so­
zialistischen Länder , der afrikanischen Län­
der und der Solldaritätsgruppen aus allen Län­
dern der We lt erhalten. Diese fortgesetzte 
~~lfe wird dem Volk Angol as helfen in seinem 
Kampf gegen den Imperialismus , für vollstän­
dige Unabhängigkeit, für Demokratie und Volks­
macht . Das ist der Grund, weshalb unser Volk 
mit Entschiedenheit seine Gewißheit auf den 
Sieg bekräftigt . 
Die portugiesischen Kolonialisten , geschlagen 

in Angola, geschlagen von den patriotischen 
Kräften in Gui nea-Bissau, den Kapverden , i n 
Mo~ambique, Sao Tome und Principe, müssen das 
Recht der afrikanischen Völker auf Selbstbe­
utimmung und Unabhängigkeit anerkennen . Den­
aoch ist dieses Problem noch nicht geklärt, 

Basil Davidson 

sondern verbundeo mit einer Fülle von Wider­
sprüchen , die Portugal entzweien und der Grund 
sind rür die Unentschiedenheit der portugie­
sischen Innen- und Außenpolitik und der Poli­

tik 1111 Jlinblick auf die letzten noch zu be­
freienden Gebiete . 
Die reaktionären portugieeischen Kreise eind 
wie scbon immer in A.lsl'1llberei tscbaft. um An­

gola auf ein neokolonialistisches Gleis zu 
ziehen . Aus diesem Grund wurden Harionetten­
Organisationen bestebend aus Kollaborateuren 
gegründet und beschützt , deren einziges Ziel 
es war , die politiSChe ~nie der MPLA aufzu­
wei chen . 
Das Zögern Portugals, eindeutig die HPLA als 
einzig legale Repräsentantin des angolani­
schen Volkes anzuerkennen , ist das Ergebni s 
einer fehlenden , nicht genau definierten po­
litischen Linie . 
Zur gleichen Zeit, gleichgültig ob Portugal 
es wünscht oder nicht, ob die UNO oder die 
Orgaoi~etion für Afrikanische Einheit damit 
einverstanden sind oder nicht , wird Angola 
unabbängig . Und zwar unabhängig mit der MPLA. 

(Quelle ; afrique asie , Paris, Nr . 95/19?5) 

Die historische Bedeutung der Befreiung Angolas 
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HaBil David*oll llinkB} llD COBpräch mit A. "'eto . 

Wenn der Befreiungskampf des angolanischen 
Volkes für Einheit und Unabhängigkeit unleug­
bar eines der größten Schauspiele der 1II0der­
nen Geschichte ist, dann aus zweierlei Grün­
den . 
Zum einen sind es of fensicht liche , durch Tat­
sachen bestimmte Gründe : die Länge des Be ­
r~iungskampfes , der Heldenmut derer , die 
kämpfte n uad tot sind und das Härtyrium so 
vieler anderer, die unglaubliche Grausamkeit 

der Armeen der faschistischen portugiesischen 
Diktatur . Andere Gründe sind tiefergehend und 
sie verdienen unsere Aufmerksamkeit . 

Während der Jahre des Kampfes hat sich die 
gesamte Erfahrung der Entkolonialisieruog des 
afrikanischen Kontinents io Angola zusammen­
gefaSt . Und ein Detail trat klar hervor: Es 
handelte sich um eine Vorstellung von einer 
anderen Welt und um die Entschlossenheit, 
diese Vorstellung Wirklichkeit werden zu las­
sen zu einem Zeitpunkt und unter Bedingungen, 
die so SChwierig waren, daß das kaum möglich 
zu sein scbien . Die Herausbildung des ango­
~~schen Nationalbewußtseins hat diese Vi­
sion über alle Eindernisoe hinweg und in 
einem Hagel von Erfolgen für die MPLA konkre­
tisiert , was selbst von den feindlichsten der 
Beobachter nicht mehr geleugnet werden ~oon­
te . Parallel dazu entfalteten sich auf der 
negativen Seite aodere Ereignisse : Verrat , 
Falechheit , ausländische Interventionen - of­
fen oder nicht -, Opportunislllus , der sich hin­
ter "Prinzipien" versteckt , als Vorsicht aus ­
gegebene Feigheit, hinter HPatriotismus " ver­
borgene, pure Infamie . 



Die politische Einheit 

Gedanke und Handeln , Be r echnung und Verrat 
existierten im Keime gle ichermaßen seit Be­
ginn des Kampfes . Die Pioniere des Befreiungs­
k~mpfes haben gesehen , daß der einzige Weg 
der der Einheit ist . 
Von Beginn an haben sie zu - auf eine geein­
te Front sich stützenden - politischen Aktio­
nen aufgerufen , die allein in der Lage wären , 
alle Teile der angolanischen Bevölkerung zu ­
sammenzuschließen . Danach genügte es nicht, 
der kolonialen Misere Widerstand zu leisten . 
Vielmehr mußte dieser Widerstand so ausge­
richtet werden , daß er durch die zunehmende 
Beteiligung der Massen ein Mittel zur Errich­
tung einer neuen Gesellschaft in Angola wer­
den würde . Ihr Argument war : Aus dem Wider­
stand muß eine neue Nation entstehen , eine im 
Kampf gegen die Unterdrückung geformte Na­
tion , also eine Nation , die entschlossen ist, 
frei zu sein . 
Das im Dezember 1956 veröffentlichte Programm 
der MPLA trat ein für die Err eichung der po­
litischen Einheit , um den Widerstand zu be­
ginnen , der zur Gewalt des Kolonialsystems 
eine Gegengewalt darstellte . Dazu mußte eine 
Orientierung erarbeitet werden , die eine 
wachsende Unterstützung des Volkes sichern 

konnte . 

Anfinge des MPlA·Wlderstandes 

Diese Aufgaben waren schwer auIgl'und der sich 
in den 50er Jahren verschärfenden Repressions­
und Terrormaßnahmen der portugiesischen Poli­
zei. Dil! Nachrichten von außerhalb drangen 
nur schwer durch , und in den Städten war die 
Furcht so groß , daß der Verrat ein gängiges 

Übel darstellte . Zudem war die Erfahrung in 
der politischen Arbeit gering . Dennoch wurde 
diese Arbeit angegangen und trug ihre Früchte . 
1960 wußten die Pioniere der MPLA, daß die 
Idee der Einheit im Widerstandskampf gegen 
das Kolonialsystem über die Sphäre einiger 
Führer hinausgewachsen war und begonnen hatte , 
die Herzen und Köpfe einer großen Zahl von 
Angolanern zu e r obern . 
Die Portugiesen erkannten die Gefahr und ver­
doppelten ihre Anstrengungen , um diese Idee 
und ihre Propagandisten zu vernichten . Jedoch 
waren sie nicht die einzigen, die in dieser 
Richtung arbeiteten . 
Eine andere Tendenz wurde sichtbar . Sie hatte 
sich während der .50er Jahre im äußersten Nor­
den Angolas herausgebildet und war auf grund 
eines Erbfolgestreites zwischen einem Teil 
des Bakongo- Stammes und den portugiesischen 
Behörden entstanden. Diese Unruhe unter den 
Bakongos der Region von Sao Salvador führte 
1954 zur Gründung einer politischen Bewegung 

mi t Namen UPNA (Union der Völker des Nordens 

Angolas) . Ihre Führer versuchten , für ihre Sa­
che amerikanische Unterstützung zu erhalten 
und schickten Aufrufe an die Vereinten Nati 0 -

nen. 19.58 sandten sie einen Mann , der seit 
seiner frühesten Jugend in Leopoldville (Zai r e) 
lebte und einer ihrer Führer w.::u' - bald der 
oberste werden würde - zur panafrikanischen 

Konferenz von Accra . Es war Holden Roberto , 
der seine Forderungen nach Unterstützung vor­
legte . Man erklärte ihm jedOCh . daß diese 
Erbfo lgc - und Stammesproblematik wenig geeig­
net sei , das Interesse der von Nkruman zu der 
Konferenz einberufenen nationalen Parteien auf 
sich zu ziehen . Nachdem man ihm recht eindeu­
tig diesen Standpunkt zu verstehen gegeben 
hatte , reiste Holden in die Vereinigten Staa­
ten, wo man ihm - wie ea scheint - eine ande­
re ganz unterschiedliche Haltung bestätigte . 

Gebrochene Versprechungen 
Die zur UPA (Union der angolanischen Völker) 
gewordene UPNA stellte sich als nationale Be­
wegung dar , obwohl sie eine Stammesbewegung im 
Dienste der persönlichen Karriere und Berei­
cherung von Holden gebli eben war . Dennoch fand 
sie bei denen, die die Realitäten des angola­
nischen Nationalbewußtseins fürchteten , Unter­
stützung. Die CIA hatte bereits Mobutu , den 
aufsteigenden Stern am Firmament des Neokolo­
nialismus in Zentralafrika , auserwählt . Mobutu 
und Holden sind gute Freunde geworden . 
Die Führer der MPLA scheinen sich niemals dar­
über im unklaren gewesen zu sein , woher die 
Gefahr drohte . Sie versuchten , ihr entgegen­
zuwirken mit Hilfe von taktischen Einheitsver­
sprechen , die Holden zunächst unterzeichnete , 
dann aber aufkündigte - so in den Jahren 1960 , 

1962 , 1964 und 1972 . 
Holden blieb faktisch das Instrument Mobutus . 
Und Mobutus Position war eindeutig . Gelänge es 
ihm nicht . sich den angolanischen Nationalis ­
mus einzuverleiben , so würde er versuchen, ihn 
zu zerschlagen. Nach den Massakern der ersten 
Kampfwochen , als sich die Uberlebenden in Leo­
poldvill e wiederfanden , hegte die Allianz von 

Mobutu -Holden und ihren ausländischen Stützen 
keineswegs den Wunsch , die MPLA überleben zu 
lassen . Sie verfolgten die Kämpfer und Kämp­
fe rinnen der MPLA , indem sie sogar ihren Ein­
hei ten befahlen, die Kriifte der' MPLA in Ango­
la anzugreifen und auseinanderzutreiben . 
Im Jahre 1963 wurde es den Führern der MPLA 
unmöglich , noch länger in Zaire (Leopoldville) 
zu bleiben . Glücklicherweise war im Norden des 
F l~r.~es Fulbert Youlon abgesetzt worden . So 
empfing Massemba-Debat di e MPLA in der Volks­
republik Kongo (Brazzaville) . 

Während der Jahre, in denen der Gue~illakamp f 
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organisiert wurde , bekräItigte die MPLA ihre 
Entschlossonheit, eine nationale Bewegung zu 
entwickeln . Aber ihre Feinde blieben uner­
bittlich. Die portugiesische Armee und Luft­
waffe verdoppelten ihre Anstrengungen, um die 
Kamp!einheiten der KPLA zu vernichten . Sie 
verschleppten die Bevölkerung in Konzentra­
tionslager und "strategische n Dörrer . 
Es gelang der KPU , sie auf diesem Feld zu 
s chlagen . Vos ihr nicht gelang , war zum einen , 
Holden und die Ul'A-FNLA zu überzeugen, sicb. 
dem nationalen Kamp! anzuschließen, zum ande­
ren Mobu tus Haltung der totalen Feindselig­
keit zu verändern . Mobutu war eotechlo3sen, 
Qem nationalen Befreiungskampf noch ~er 
j egliche Bilfe zu verweigern , in der !lorrnung, 

daß gein Par~ner und Tnstrument Holden !ähiB 

sein würde, sich auf Kosten derer an die 
Macbt zu bringen , die den Kamp!" wirklich führ­

ten . 
Als am 25 . April 1974 der portugiesische Fa­
schismus gestürzt wurde, änder·ten sic!:! die 
Dinge . Von einem Tag auf den anderen wurde 
J'l"obutu:l Haß gagen die MPlJo. wirkungalos . Und 
die MPLA begann, ohne Zeit zu verlie~en, ihre 
poUtischen Kader in die bevölkerungsreichan 
Städte des Weutens zu schicken. Dort hatte 
Mobutu der KPLA den Zugang verwehrt , indem er 
die Grenze geschlossen hatte . 

Gangstertum Mobuto-Holden 

Dies ist der Beginn de~ derzeitigen Phaoe . 
Schnell bekommt die MPLA massive Unter'stüt2iung 
von der städtischen Bevölko~~g. Hobutu-Bol­
den bleibt nur noch das Gangstertum. Sie re­
krutieren i n Zaire eine " A.!"mee~ und versuchen , 
sie einZu6et~en . Jedooh kontrolliert die HPLA 
- UlDjubelt VOD den Maasen - in det· Mitte des 
Jahres 1975 den gesamten Westen . So bleiben 
Bolden und seinen ftTru ppen M nur noch die ver­
laseenen Begionen dee ternen Nord.ens . 
Weitere AblenkungBmanöver werden ausprobiert . 
Deren Urheber - Instrumente de~ internationa­
len Einmischung - werden aktiv : Savimbi , Chi ­
penda, Angelino Alberto usw . Jedoch ohne gro­
ßen Erfolg.. 

, l.nJnl tten all dieser VerW.l.L'rung hatte die po-

litische Entwickl ung der Bewegung Agostinho 

Netos elne klare , der PAIGC, Fralimo oder 
den somaliscben Revolutionär en nahestehende 
Lini e bewahrt , die sich an den konkreten ango­
lanischen Realitäten orientiert . 
DieBe politiache Linie, die die HPLA aus al­
len Stürmen rettete, erlaubte es , von reforme­
rischen Gedanken zu denen der Revolution über­
zugehen. Es war die Li ni e, di e Net o 1970 wie 

fol gt def inierte : 

"Vas wir zu tun versuchen, ist , eine dop~elte 
Revolutjon zu führen; ei~e Re volution gegen 
das Kolonialsystem, aber auch eine Revolution 
gegen all j ene Ideen und Strukturen , die un­
sere eigene Versangenhcit UIlJJ ve rerbt bat, 
die aber nicht mehr der Sacbe des Fortschritts 
und der Unabhängigkeit dienen . " 

Angola darf keIn zweiter Kongo werden 

Alle Etappen dee Kampfes der HPLl geßen den 
Raseismus , gegen den neokolonialen Verrat, 
gegen die eigenen Scbwächen geführt. um die 
Angolaner zu ihren eigenen Berren zu machen, 
finden sieb wieder in den politischen Verlaut ­
barungen , Dokumenten und Entscheidungen der 
MPLA ill! Laufe ihrer 19jährigen Geschich te . 
Nocb Ulehr übe r zeugt von der RiChtigkeit die­

ser I.d.nie der schnelle Erfolg , den die KPU 

nach deli! .1p1'i 1 1974 erzielt und die massive 
Unterstützung , die sie überall im Lande er­
hält . Und das ziihlt, auch wenn die Gefahren 

noch zahlreich sind . 
Die portugiesische Kolonialmacht ist rür im­
mer verschwunden . Der elende " obutu ist nur 
noch ein unnützer Clown. Di e EI~e erzittert 
unter seinen Füßen . Und der arrogante Holden, 
der sieh in einem weißen Mercedes ~t Chauf­
teur zur Schau stellt , wird bald diesem 
Schicksal folgen . Auch die 10 Mi~lionen lran­
zösische Pranc , die der Präsident der franzö­
sischen Republik , ein Preund Mobutus, ~iir2 -

lich zinSlOS an Holden vergeben hat, werden 
ihm nicht mehr viel nützen können , auBer daß 
sie sein Schweizer Bankkonto aufstocken . 

All dies hat nur noch vergängliche Bedeutung. 
Was tatsächlich zählt , ist, daß Angola nicht 

ein zweiter Kongo werden darf . Das angolani ­
sehe Volk , die l'IPLA, die es verstanden haben, 
aus den SChwierigke iten die entsprechenden 
Konsequenzen zu ziehen , ~erden dies nicht zu­
lassen . Man kanD Vertrauen haben i n das Volk 

und i.n die Be wegung , die sieb uls .fähig ende­
sen haben, einen antikolonialen Krie!!; zu ge­
winnen , und die siCh als fähig erweisen wer­
den , die Agenten und GlI.Dgster des direkten 
ode~ maskierten Imperialismus hin~egzufegen 
und in den Volkamassen ein wahrhaftes Ver­
stijndnis der Notwendigkeit der Einhei~ und 
des Fortschritts zu enLwickeln . 

(Quelle: srriquc asie , Paria , Nr . 95/1975) 



Vera Achenbach Das schwere Erbe 
M
J 

0hzamblQU8'1 In
l 
dem

h 
Klasll 500

1 
SkChel n hLändLä~nd' aus 8

1 
lieK" 8fr

l
,- ~~~:~~:~~':f~~r~~~e;lä~:~f~~ 

a re portug es sc e 0 on a· an .sc en n ern a s amp· gerichtet, in denen die Menschen auf 
listen herrschten, empfing als gefährten gegen Kolonlalls- Tauschbasis - da Geld bei vielen Stäm­
freie Volksrepublik Mozam- mus und Rassismus aus kapl- men noch unbekannt ist - versorgt wer-

bl 1I I B .. ß 1 11 I1 h L·· d • I I h den konnten. Heute wird die gesamte qua m e "em egru ungs- a s sc an ~n ern, w e C Verwaltung, das Bildungswesen, cije Ju-
spalier seiner siegreichen Be- zum Beispiel tur das Antllmpe- stiz, das ökonomische System. Kultur und 
Irelungslronl FRELIMO mll rlallsllsche Solldarltälskoml- Fina=wesen n'u o'gan""'rt. 

bell S ß I • I (ASK) d B d bllk Undd .. fängtni,ht - wi,dl,,,W,lt" haß-rot aggten tra en n se ner tee er un esrepu . erfiillt · schrieb _ bei "der Verstaatli. 
Hauptstadt Louren~o Marques Wir folgten der Einladung der chung" der Ärzte an. Wenn man über die 
die Delegierten zur Internatlo- Organisation für Afro-Aslati- Haupts~raßevonLouren~oMa.rquesgeht, 
nalen Konferenz der Solidarität sehe Völkersoltdarltät (AAP- dan~ sl.~ht man aUerdi.ngs In Leu~h~-

sehn!t uber der ehemaligen Portugtesl­
mit den Völkern der ehernall- SO) und der Befrelungsbewe- sehen Überseebank heute "Banco de Mo­
gen portugiesischen Kolonien. gungen FRELIMO (Mozam- ~ambique". In Betrieben - vor allem in 

Diese Delegierten kamen aus blque), MPLA (Angola) und ~e:n~~~~~gs~ ~:;~~d~~~E~:~e: i~: 
aller Welt: aus den soziallstl- PAIGC (Gulnea-Blssau). besondere-wirkenBetriebskomitees,die 

aus Mitgliedern der FRELrMO, Sympa­
thisanten, auch aus Portugiesen, beste­

Als wir bei strahlendem Sonnenschein, gemeinsam mit Monopolen aus der BRD hen. Im Prozeß des Aufbaus der entwik-
begrüßt von den rhythmischen a!rikani- zur besseren Ausplünderung der Boden- kelten Wirtscbaftsbasis wird der Staat 
sehen Trommeln und Tänzen , von Hun- schätze in den Kolonien. zur Versorgung auch das System der Ausbe4tung des 
derten Menschen umringt, die die inter- der Republik Südafrika mit Strom und Menschen durch den Menschen beseiti­
nationale Solidarität hochleben ließen, als Bollwerk gegen die Befreiungsbewe- gen. Das steht im Programm der FRELl­
aus dem Flughafengebäude traten, mußte gung geplant war (über 1 Mi!1lonen weiße MO. Der Weg dahin, das bekräftigt Vize­
ich an die Greuelmeldungen denken , die Siedler sollten um den Staudamm herum präsident das Santas, ist bei der Unter­
Schmierblätter aus dem Springerwald angesiedelt werden), beantwortet er: entwic.Jung der Landwirtschaft - 15 % 
zur Situation in Mozambique gegen das "Cabora Bassa wird jetzt ein Eckpfeiler der Fläche sind gegenwärtig nur genutzt­
um seine Unabhängigkeit kämpfende für die ökonomische Entwicklung unse- und der Industrie, bei den riesigen Auf­
Land verbreiteten : "Lourem,;o Marques res Landes. Was milden fleißigen Händen gaben, die in der Erhöhung des Bildungs­
brennt", es werde gemordet, geplündert, hochqualifizierter Arbeiter geschaffen standes bzw. überhaupt erst in der Al­
vergewaltigt, seit die Portugiesen dort die wurde, wird in den Dienst der arbeiten- phabetisierung liegen, sehr schwer. "Wir 
Macht andie FRELIMOabgeben mußten. den Menschen gestellt werden. Er ist nun freuen ups", so Marcelino dos Santos, 
Gemordet, geplündert, vergewaltigt, das in den Händen des Volkes." "daß Sie als Abgesandte des ASK nach 
haben jahrhundertelang dort die portu- Vizepräsident dos Santos brauchte nicht Mozambique gekommen sind. Denn Mr 
giesischen Kolonialisten verübt - erin- viele Worte, um das Programm und die begruBen gemedie Freunde, die immer in 
nem wir uns an das Massaker in dem Dorf Aufgaben der FRELrMO zu erklären. [hr unserem harten Kampf an unserer Seite 
Wiriyama, das die ganze Welt aufrüttelte. Sieg, ihre Fähigkeit gegenwärtig in Mo- gestanden haben , deren Hilie nicht be­
Die FRELIMO, aus deren Mitte die neue zamblque in so kurzer Frist ökonomische rechnend, sondern ehrliche Solidarität 
Regierung gebildet wurde mit ihrem Prä- und politische Erfolge zu erreichen .. ist war. Wir untersch eiden sehr genau zwi ­
sidenten Samora Machel und dem Vize- auf die große Einheit dieser Befreiungs- sehen dem Volk Ihres Landes und seiner 
präsidenten Marcelino dos San tos an der bewegung, auf ihr klares Programm, im. Regierung, wir wissen, wie schwer es für 
Spitze, hat ein schweres Erbe zu ilber- ökonomischen, militärischen, politi,schen die Solidaritätsbewegung in eurem Land 
winden. Über 90% Analphabeten,dielei- und ideologischen Kampf zurückzufüh- ist, zu helfen in den Zeiten, als wir noch 
tenden Angestellten, Techniker, lnge- ren. Bereits als die Kolonialisten noch im um den Sieg kämpiten, und dafür danken 
nieure wurden von Kolonialregirnes in Lande waren, wurden in den bef.reiten wir euch ." IQljl'!tle, I'! lan 1211975' 
den Betrieben mit Bedacht durch Weiße 
gestellt. 88 % der Bevölkerung arbeiten in 
der völlig unterentwickelten Landwirt­
schaft. 8,1 Millionen Einwohner hat das 
Land. Das Land ist in weiten Strichen 
durch Monokultur, übersch wemmungen, 
Vernachlässigung fruchtbarer Landstri ­
che und durch die nur auf Export orien ­
,tierte Kultur der europäischen Planta­
genbesitzer noch nicht in der Lage, eine 
ausreichende Versorgung der Bevölke­
rung zu gewährleisten. Das alles schildert 
mir in eindrucksvoller. Klarheit der Viz~­
präsident der Volksrepublik Mozam ­
biques, Marcd.ino das Santas, der mich:w 
einem Gespräch empfangen hat. Auf 
meine Frage, was jetzt unter den neuen 
Bedingungen am Cabora -Bassa-Stau-

-
damm los sei, der von den Kolonialisten ~!!!~'!!!!~~~~!!!!!.'. _________________ ...i:i 
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Republik Südafrika 

Jürgen Ostrowsky 
Das Komplott Bundesrepublik -Südafrika 
Am 9. Oktober 1975 erscbien die Frankfurter 
Rundschau unter der Schlagzeile: nDas Thema 

Südafrika läßt Bonn keine Rube" . Damit wurde 

indirekt zum Ausdruck gebracht, wonach der 

Bundesregierung angesichts einer Vielzahl von 
Enthüllungen über den wahren Charakter der 
Bonner AIrikapolitik der Sinn stand: Ruhe zu 
bekommen vor weiteren Eröffnungen , Vorwürfen 
und peinlichen Pragen . 
Seit der sogenannten "Rall- Affäre" zu Anfang 

Oktober 1975 und der Veröffentlichung der Do­
kumentation "Nukleare Zusammenarbeit zwischen 
Bundesrepublik und Südafrika" durch den Afri­

can National Congress cf South Ai'rica (Afrika­

nischer Nationalkongreß von Südafrika - AHC ) 
hatt~n sicb .zur gleichen iei t Enthüllungen, 

offizielle Dementis , Ausweich- und Verschleie ­
rungsmanöver sowie neuerliche Enthüllungen 
belastender Dokumente und Beweisführungen 
rasch abgelöst . 

Enthüllung geheimer Dokumente durch den ANC 

Sowohl in der Frage, ob der "Privatbesuch" 
des Bundesluftwaffengenerals Rall tatsächlich 
so "privat" gewesen sei , als auch gegenüber 
dem in der AR9- Dokumentation erhobenen Vor­
wurf einer seit langem praktizierten äußerst 
engen Kooperation zwischen BRD-Institutionen 
und der Republik Süd afrika ( RSA) auf dem Ge­
biet atomarer Forschung und Entwicklung sowie 
militäriSCher Nutzung der Atomenergie verleg-

( a us : Berl i n e r Extradi e n st ) 

te sich die Bundesregierung zunächst auf ka­

tegorische Dementis. Drei Artikel in den Ma­
gazinen Stern und Spiegel1 ) sowie die Veröf_ 
fentlichung von geheimen Dokumenten gaben je­
doch sehr bald Aufschluß: 

• Die "Privatreise" des Generals Rall war mit 
dem BotSChafter der Republik Südafrika ( RSA ) , 
Donald B. Sole, sowie mit dem Bundesvertei­
digungsminister Leber abgesprochen , ein- . 
schließlich des Besuchs im südafrikanischen 
Kernforschungszentrum Pelindabe. 

• Ausgedehnte Kontakte zwischen BRD-Stellen 
und RSA-Regierungs- sowie -Mi litärkreisen 
bestanden seit langem und florierten be ­
stens. Zum Beispiel pflegten Bundeswehrver­
antwortlicbe ihren südafrikanischen Standes­
ko~legen bereitwillig jederzeit über NATO­
Interna, technologische Entwicklungen, Ope­
rationsplanungen und Bezugsmöglichkeiten 
für Vaffentechnik Auskünfte zu erteilen • 

• Die bereits in der ANC-Dokumentation (vgl. 
die Auszüge in diesem Heft) ausführlich be ­
legte wissenschaftliche Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet des sogenannten Trenndüsenver­
fabrens zur Urananreicherung (ein Verfah­
ren, das erst die Verwendung von Uran für 
Atombomben ermöglich~ wurde zusätzlich un­
termauert: Vor allem die beiden Staatsse­
kretäre Haunschild und Rohwedder aus dem 
Forschungs- bzw. Virt schaftsministerium , 
von Botschafter Sole als engagierte Ver­
fechter der Kontakt- und Kooperationsaus­
weitung benannt, erklärten sich in Briefen 
sogar bereit, sich nach Kräften in dieser 
Hinsicht einzusetzen. 

Opferung der Sündenböcke 

Als aufgrund derartiger Widerlegungen die re­
gierungsamtlichen Zurückweisungen keinerlei 
Glaubwürdigkeit mehr zu erwecken vermochten, 
~ntschlossen sich Bundesregierung und RSA­
Partner zur Flucht nach vorn und gingen zur ' 
"Opferung von Sündenböcken" über . Zunächst 
mußte der Versuch aufgegeben werden, die Tar­
nung der Rall-Visite noch länger aufrechtzu­
erhalten. Um die Position Minister Labere zu 
retten, wurde Rall wegen vorgeb~icher Eigen­
mächtigkei t und "Störung des unablässigen 
Vertraueneverhältnisses" in den vorzeitigen 
Ruhestand versetzt. Bereits hierbei war je­
doch erkennbar , daß es um mehr als eventue l ­
le Rücktritte von Ministern und Beamten ging: 

nämlich um die möglichst weitgehsnde Kaschie ­
rung und Aufrechterhaltung d~r bestehenden 
militärischen Beziehungen, die neben den po­
litischen und wirtschaftlichen zunehmende Be­
deutung gewinnen. Es wurde alles darangesetzt , 
um die Bundesregierung von dem Vorwurf frei ­
zuhal ten , der gegen sie und eine Anzahl von 



unteneie ncl, IC Bundesrepublik hingegen 
gehört zu den Unterzeichnern. 
Nach sOdafrikanischen Angaben soll die 
Anlage Uran ruf den Expon und den Be­
trieb eigener Kraftwerke anreichern und 
SQdafrika in die Lagt versetztn. eigene 
Kern waffen zu produzierenU). 
Von deutscher Seite wird angeführ1, daß 
durch eine Beteiliguna an der Anreiche­
rungsanlage in Siklafrika der steigende Be­
darf deutscher KernkraftwerkeU) unabhän­
gig von den bisherigen Lieferstaalen USA 
W1d UdSSR gedeckt werden könne. Der 
Bezug angereicherten Urans ist laut Atom­
walfenspc:rrvertr'a8 aus dem Nicht-Unter­
zeichner-Staat Sildarrika für die Bundesre­
publi k verboten'·). 
Damit beabsichtigt die Bundesrepublik ein­
deu,tig, ihre Venragsvcrpnichtungcn zu ver­
letzen . 
Im Gegensatz zu Behauptungen, mc von 
sOdafrikanischcn Politikern und Wissen­
'iChaftlem in den frOheren Phasen des Pr0-
jekts aufgcstellt wurden , daß ihr Uranan­
reicherungsverfahren .. auf einem einzigani­
gcn Konzept beruhe" I !), beweisen die Fak­
ten, daß die von Südafrika benutzte 
Methode keinesfalls einzigartig, sondern ei­
ne Übernahme des westdeutschen Trenndo­
senverfahrens ist .. . : 
Das Trenndii.scnverfahren: 
Dieses System wurde von Prof. Becker von. 
der Gesellschaft für Kernforschung (GfK) 
in Karlsruhe erfunden. Prof. Beeker arbei· 
tete 1970 in Südafrika. Dr. W.L. Grant, der 
sQdafrikanische Spezialist für Anreiche­
rung, hat Ober dieses Verfahren Literatur 
verörr~ndicht und hat die BWldesrepublik 
nachsewiescnermaßen 1969 und 1975 be­

--:--,------------ i1IChafter des Regimes in Köln seinen Nach- sucht . SUdafriltanische Wisxn.schaftler, 
Entstehung atomarer Aktivititen folaer : .,Je weniser zu diesem Zeitpunkt in u.a. Dr. H.J. du T. van der Linde, Dr. _

_____ 'CnCSüdoO·O· ;:;."C;Ck.:;... ______ der Öffentlichkeit Ober diesen Aspekt unse- W.E. Stumpf, RJ •. Schmitt und Wi.lmot 
rer Beziehungen mit der Bundes.republik von ' der .Atomen~rltlebc~ ~urchbefen 

Die sOdafrikanische Atomenergie-Behörde geredet wird, desto mehr Erfolg können WIT t969j70 .elne Sp:cl.I.ala~bildung. In Karlsru­
wurde 1949 gegründet . und die erste Uran- hinter den Kulissen erzielen:' he. Seitdem Ist die AusbildWlg sM­
f6rderungsanlasc des Landes begann 1952 Der .,Erfolg··. der damit semeint war. ist afrikanischer ~issensc~tler f~~ 
zu arbeiten. SOdafriltas Atomprogramm se- jetzt offenkundig : enge Zusammenarbeit worden •. und mandestens sieben sOdalnkanl­
naß betriichtliche direkte UnterstOtzung mit der Bundesrepublik bei Forxhung und sehe WIS3Cnschaftle~ haben .das Kmrfor- . 
von den USA . Entwicklung der Untnanreicherung und Un- sc~ungszcntrum - eine Abteilung des GfK 
Safari I. Südafri ltas erster Reaktor in PeHn- terstOtzung bei der Errichtung einer Uran- - m den Jahren 1973/74 bc~u.cht. . 
daba (Transvaal) wurde im Rahmen des anreichcrungsanlage in Südafrika _ eine Von Anfang an ~n offlZleU~ Stellen In 
Programms ., Atom fUr den Frieden" der Tatsache. die die Nuklearwaffenkapazität ~r Bu~publtlr. an ~m Projekt der ~­
USA für 44 Mio DM gebaut. Die US-Atom- des Apartheid-Regimes deutlich vergrößert , nchtun.g aner . ,!rana.nrelcbe~gsanlaae In 
energiebehörde bildete die meisten der indem sie ihm Zugang zu milil.lrisch nutz- ~n.u beteiligt. Der ~dent der sOd­
südafrikanischen Ingenieure und Atomspe- berem Kernmaterial ohne internationale afnka1\ischen Atomenerstebeh6rde, Dr. 
zialisten aus . Die einheimische Forschung Kontrolle verschafft. Roux. ~ \Ion 1972-75 mifl(les~ens rOnf-
und Entwicklung wurde durch die Einrich- • ________________ mal In der Bundesrepubhk. Der 
tung eines Kernphysik·Forschungsinstituts südafrikaniscbe Minister für Bel"lbau, 
an der Universität Wilwatersrand in Johan- Das UraNlnreicherungsprojekt Koornhof, fOhrte 1975 8esprechunsen Dber 
nesburg Kl57 vorangetrieben. 1965 wurde das Projekt mit Resi.en.tnlSmit&liedern in 
Safari I in Betrieb genommen; zwei Jahre Am 11 . September 1974 bestellte der sOd· Bonn und mit dem Vor.sitz.enden der STE­
spater der Reaktor Safari 2. Im selben Jahr afri kanische staatliche Energiekonzern AG, Dr. Bund. Der schleswig-holsteinische 
wurde ein Gesetz erlassen. das Publikatio- ESCOM bei der deutschen Firma MAN Ministerprlisident Stoltenberg (CDU). ehe­
nen von Angaben Ober Prospektion .. Pro- Kompressoren im Auftragswert von 460 maliger BW\desforschungsminister, erörter­
duktion und Preise von Uran verbot. I) Zu Mio. DM . Sie sind ror die Errichtung einer te ~ Projekt 1973 und 1974 in SUdafriu in 
dieser Zeit war die Bundesrepublik -bereits Uranisotopen-AnreicherungsanJage be- dem Atomzentrum Pelindaba, ebenso wie 
an Südafrikas atomaren Aktivitäten betei- stimmt. Die Anlage wird auf der Grundlage 1972 Staatssekretär Haunschild vom Dun­
ligt . Der "South African Digest" ·. der vom des in der Bundcsrepublik Deutschland ent- desministerium ror ForxhWl8 und Techno­
Informationsministeri um herausgegeben wickelten Trenndüsenverfahrens arbei ten' ), logie und 1975 Staatssekretär Rohwedder 
wird, bestätigte die enge Zusammenru-beit !), . ). '), B). '). 111). Im Sommer 1975 wird vom Bundesn1inisterium fUr Wirtschaft. 
und .. daß sOdafrikanische Atomwissen- die von der Bundesregierung kontrollierte Der Erfinder des Trenndii.scnverfahrens, 
schaf tier Wld Techniker in For- (vgl. 11) KapitaJbcsitz . .. ) Firma STEAG. Prof. Decker (1970, 1974) wie auch die 
schungsstäuen in Westdeutschland ausge- Essen, entscheiden, ob sie sich Ober die STEAG-Geschaftsleute Dr. Bund, Dr. 
bildet worden sind und ausgebildet werden. Liderung des Know-how zur Errichtung Schulte. Geppert Wld Dr. V6Icker haben 
und andere häufig solche Institutionen bei der AnJage hinaus auch als Teilhaber und ebenfalls Prlindaba wiederholt besucht. um 
Oberseereisen aufsuchen" J). Doch noch Finanzier der Anlage engagieren wird. das Projekt zu fördern . 
Ende des folgende n Jahres. 1968. war Süd- Die Anlage. mit deren Bau 1976 begonnen Vorster hat bekanntgegeben, Südafrilca ver­
afrika angstlich bemüht, Umfang und An werden soll, 1c..ann Uran für zivile 11) Und füge Ober eine der drei Urananreicherungs­
der Zusammenarbeit mit der Bundesrepu- militärische '1) Zwecke anreichern. SOdarri- methOden. die aur der Welt existieren!'), 
blik zu verschleiern. So warnte der Bot- ka hal den Atomwafrensperrvertng nicht wahrend sowohl Roux als auch Koomhof 
~~~~~~~~~~====~~~==~~~~==~9 



Konzernen erhoben wird: die Ausweitung einer 
Zusammenarbeit mit SÜdafrika , die völke r­
rechtswidrig ist und gegen UN-Sanktionen ver­
stößt , und deren Nachwe is die bundesdeutsche 
Afrikapolitik vollends diskreditiert . 

LUgen, Dementia, Verleumdung und DttfIImlerung 

Begleitet von weiteren hartnäckigen Dementis2) 
unterband dis Bundesregierung durch ihren 
Staatsminister Wischnewski eine Anfrage der 
SPD-BundestegSfraktion3) und brachte es so­
weit, daß RSA-Botschafter Sole brief lich er­
klärte , seine Darstellung, Leber habe von der 
Rall -Reise Kenntnis gehabt, beruhe auf einem 
Mißverständni s4 ) . Gleichzeitig wurde versucht, 
die politischen Eff ekte der ANC-Enthüllungen 
und der damit zusammenhängenden Vorwürfe zu 
neutralisieren und zu entkräften . Der unter 
Bundeskontrolle stehende STEAG- Konzern ließ 
erklären, das von ihm nach Südafrika gelie­
ferte Trenndüsenverfahl:'en sei "militärisch 
ohne Bedeutung,,5) - eine Behauptung , die in 
der JJlC- Dolrumentation bereits widerlegt wur­

de . Der CDU-Militärexperte Wörne r verfuhr 
nach der Methode , "das Opfer ist schuld", in­
dem seine einügen Vorwürfe nicht etwa gegen 
die sufgedeckten skandalösen Beziehungen 
Bonns zu Pretoria gerichtet waren, sondern 
sich auf die "kriminel l e Weise" bezogen, in 
welcher der Stern etwa s eine Dokumente be­
schaUt habe6 ) . 
Bei der Abschirmung der Bundesregierung und 

de r Rechtfertigung der nuklearen Kooperation 
'übernahm die Zeitungspresse wiChtige Punktio­
nen . Unbeeindruc~t von den veröffentlichten 
Be we isstücken schri eb z . B. die Frankf'urter 
Rundschau am 7 . Oktober 1975 : 

"Nach dem vorliegenden Informationsstand muß 
als gesichert gelten, daS es auf Regieruogs­
ebene keine Zusammenarbeit zwischen Bonn und 
Pretoria im atomaren Bereich gibt ." 

Für die .Frankfurter Allgemeine Zeitung be­
ruhte die gesamte störende Publizität oislnng 
gehüteter Gebeimnisse auf ftachencchaften lin­
ker SPD-Kreise gegen I1inistcr Leber oder aU­
gemein einem ~ kommunistiscben Propagandafeld­
zug", dessen Ziel lediglich die Sabotage bun­
desdeutscher Exporte nach Südafrika sei7) 
Sie fand in Forscbungsminister Matth~fer ei ­
nen berufenen Zeugen , der anläßlich einer 
Pressekonferenz erklärt hatte, die Auseinan­
dersetzungen seien durch eine "kommunistische 
VerleumdungskUlnpagne" gesteuert wordenS) 
(Er mu.ß in diesen Vorwurf auch seine Partei ­
genossin von Bothmer (MdE) eingescnlossen ba­
ben, die in einer Erklärung das regierungs­
offizielle Dogma, Handel und. Politik sollten 

10niChts m.i teiDandel' zu tun haben , hinsicbtlich 

der RSA- Beziehungen als "pervertiert und un­
aufriChtig" bezeichnet hat)9 ) 
Den CSU- Bundestagsßbgeordneten Alois Rainer 
inspirierte dies zu der Antrage: 

"Welche Er kenntniase • .• der Bundesregierung 
über Straftaten von ~hörigen und Beauf­
tragte n des 'Atrican Nat ional Congress' (AHC) 
in der Bundesrepublik Deutschland vor(lä­
gen)". 10) 

Aucht naeh vome 

Von der versuchten Neutralisierung ging Bonn 
zur Offensive uöer . Obereinstimmend mit CDU 
und CSU, die Xatthöfers Forderung, Kernkraft­
werke nach Südafrika zu liefern , erfreut be­
grüBthatten11 ) , sprachen sich auch verschie­
dene Bonner Offizielle im Sinne der Konzern­
i nteresaen für die Aufrechterhaltung der be­
stehenden Beziehungen zur RSA aus , darunter 
Staatsminister Moersch vom Auswärtigen Amt 
und Staatesekretär Rohwedder12). In einem Le­
serbriel an mehrere Tageszeitungen verlangte 
daa CDU-HdB Lenzer , es sei 

"höchste Zeit , da.8 die DiSkriminierung Büd­
afrikas durch bestimmte politische Kreise in 
der Bundesrepubl1k au.f(höre)" . 13) 

.Flankiert wurden diese offenen j'orderu.ogen 
von den bekannten Beteuerungen üöer die - 80 
Außenminlster Genscher - "eri'reuliche" Ent­
wicklung der Afrika- Beziehungen der BRD, ge­
koppelt mi t Drohungen an A.frika, n jede Art 
der Koppelung von Handel und Politik (werde) 

von der Bundesregierung abgelehnt", so Kanzler 
Schmidt an e in Afrika- Seminar der Friedrich­
Ebert_StHtung14) . 

Die Krone eetzte die Bundesregierung ihrer 
Kampagne zur Di slcredi tierung der ANC- Angriffe 
durch eine sogenannte "Sprachregelung" .für 
die Bonner Missionen im Ausl and auf . In die­
fler werdon erneut. alle inhaltlicban Vorwürfe 
rundheraus abgestritten , dagegen die Behaup­
tung o.ul'gestelll , die Bundesregierung setze 
" ibre wirt.ochnftlicben Beziehungen zu Südaf­
rika in den Diennt ihrer Bemühungen • •• , ldie 
nüdafrikanincbe HSBierung zur Revidierung ih­
rer Raenenpoli ti.k: zu bewe gen '''; schließlich 
wird der ARC aelbat als "koamunistisch durch­
setzt" und "proBowj e tisch" etikettiert, der 
aein "Ge ld von kommunistischer Seite erhal­
te ,,15) , die "Au.ceinandersetzung" rrit den Vor­
wtirl"eo also auf die Ebene dE:ol" politischen 
Diffamierung gezogen . 
Als hätte es noch irgendeines Beweises für 
die Haltlosigkeit der Regierungsbehauptungen 
bedurft, trat sm 31 . Oktober d . J . eine 31-
köpfige Wirtschnftedelegation aus der ERD 
unter der Schirmherrschaft des Bundesverban­
deo der Deutschen Industrie (EnI) eine Süd­
afrika- Reise an. Zu ihren Teilnehmern gehörte 
neben Banken- und Industriemanagern Hiniste-



erklärt haben, daß es sich weder um das 
Gasdiffusions- noch um das Uhrazentrlfu­
gensystem handelel1), I,), 1~. 

Die Bestätigung, daß es sich bei dem "ein­
zigartigen" südafrikanischen System um ei­
ne Version des Trenndüscnverlahrens han­
delt, pb ROtl)l 197:5, aJs er zugestand, daß 
das sQdafrikanische Verfahren aus dem 
.. Wirbelrohr" entwickelt worden ist J O), das 
die Ausgangsbasis rfiT das Trenndüsenver­
fahren darstellt. 

Beteiligung deutscher Unternehmen an der 
Anrcicherung in Südafrika • Vom 
11.-13. L 1973" bespra<:h dann wieder 
Bund mit Roux in Pelindaba das Projekt. 
Roux kam am 12. 3. 1973 zu Haunschild 
naclrBonn.3m 13.-lj, 3. 1973 zu STEAG 
nach Essen und verbrachte einen Teil des 
16.3. 1973 mit unbekannten Gesprächspart­
nem in München. 
Anfang Mai 1973 führten die 
STEAG-Oirekloren Völcker und Gc:ppert in 
Pelindaba Gespräche. Anschließend 

In Beantwonung parlamentariSCher Anfra- -verkündete Koomhof, daß Gelder fnr den 
gen und in Briefen an die westdeutsche An- Bau eirics Abschnius einer Anrei­
li-Aparthei!J..8ewegung hat die Bundeste- chenmgsdemonstnuionsanlage in voller Hö­
perung verneint, daß das Kernforschungs' he zur V~rfOgung gestellt werden würden, 
untrum in 'KarJsruhe oder die Die darauf basierende Gesamtanlage, die in 
Bundesregierung an dem Geschäft zwi- den frühen achtziger Jahren fertiggestellt 
sehen STEAG und der Urananreicherunp- wiirde, solle ca. 3,1 Mrd. DM kostenl.]). 
gesellschaft von Suda!rilc:a (UCOR) beteiligt Am 13. 6. 1973 informierte STEAG telegra­
iSIll), 12), l.l). Die Fakten weisen demge- fi sch Roux. daß STEAG, Haunschild, GfK 
genOber diese Dementis als unwahr aus: Karlsruhe dem gemeinsamen Memorandum 
a) Der Export allen Materials und aller über die Kooperation zustimmten . 
Techllologie, die fOr die Anreichcrung von Ende August beschloß die Bundesregierung 
Uran verw.ll1dl werden können , bedarf der in Bonn, sich nicht mit subventionierten 
Zustimmung der Bundesregierung ge(l\äß § Exportkrediten für eine Finanzierung der 
:5 11 Nr. 01 18 des AuOenwinschaflsgesetzes AnreichenJJ1gsanlage in Südafrika zu enga­
der Bundesrepublik . gieren . Die vie len Proteste gegen die staatli­
b) Die Bundesregierung kOnlrOlIiert STE- che Finanzierung des Cabora-Bassa­
AG, deren Aktien zu :51% der Ruhrkohle Projektes in Mosamhik und die zunehmen­
AG gehören. Die Bundesregierung besitzt de Informiertheit der Öffentlichkeit über 
4OOf, der Aktien der RuhrkohJe AG und die bundesdeutschen Waffenlieferungen fOt 
lenkt deren Aktivitäten darüber hinaus Lissabons Kolonialkrieg in Afrika dürfen 
durch erhebliche Subventionen. die sie der dabei eine Rolle gespielt haben . 
GesellschaftSCwährt. Daraufhin sprach am 11 . 9. 1973 Newby 
c) Die Bundesregierung besitzt 90% des Ak- Fraser, Direktor für AuOenbcziehungen im 
tienkapitals der GeseUschaft für Kernfor- AEB, in Bonn beim BMBW vor. Roux 
schung in Ka"rlsruhe, und der Staatssekretär verhandelte am 11. und 12. 9. 1973 bei 
im Bundesministerium für Forschung und STEAG in Essen. Am IJ . und 14. 9. war er, 
Technologie, Hans-Hilger Haunsc:hild, i~1 ohne daß sdne Gesprächspartner bekannt 
Vorsitzender ihres Aufsichtsrates. sind, in München . 
d) Eine interministerieUe Staatssek.reWsbe- Am 27. 9. 1973 fand eine interministerielle 
sprechung von BMBW, BMWi und AA sO- Staatlisekretarsbesprechung von BMBW, 
wie Bundd.kanzleraml gab der Zusammen- BMWi , AA und Bundeskanzleramt stall. 
arbeit von SfEAG ~d UCO~ ihre unein- Beschlossen wurde, die Kooperation 
geschr.1nkte Unterstutzung. Diese Bespre- STEAG-UCOR unler Verwendung des 
chung fand am 27, September 1973 statl. Know-how der GfK Karlsruhe beizubehal­
e) Ein Briefwechsel über die politiSChen ten. 
Aspekte fand l:wischen Vorster und Bun- Andere Finanzierungsmöglichkeiten muß­
des kanzler Brandt statt. ten gepriift werden, da Südafrika nicht al­
Die· GrK teilte wiederholt mit, "daß wir an lein die nötigen Anlagen finanzieren kann, 
der EntwiCklung des südafrikanischen An- (Südafrika plant außerdem in den nächsten 
reicherungsverfahrens niWlt beteiligt sind". zehn Jahren indusLrielie Investitionen Ober 
Sie verweigert aber Auskünfte, wann wel· 31.5 Mrd. DMJS) und ist dt'lher auf ausländi­
ehe Karlsruher Wissenschaftler in Pelinda- sche Kredite angewiesen.) Im Oktober 1973 
ba und Welche WissenschafLler aus Pelinda- gab der lnrormationsdienst der südafrikani­
ba in Karlsruhe tätig oder zu Informations- sehen Regierung bekannt. daß das An­
besuchen waren. Auch die gezieJten Fragen reicherungsverfahren noch billiger wUrde 
nach den Besuchen von Roux, Grant, Bek- als bisher angenommen. insgesamt nur halb 
ker w()llte die GfK nicht beantwortenJ·). so teuer wie vergleichbare andere Verfah-
. . . ren . Als aoch damufhin niemand Geld ge-
________________ ben wollle, vereinbanen STEAG und 

Nukleare Zusammenarbeit UCOR am I~. 3. 1974. eine neue Untersu­
chung Ober die Wirtschahlichkeit "heider" 
Verfahren durchzuführen lJ). 

in Auftidg, die CUr die geplante Uranan­
reicherungsanlage wr Beschleunigung des 
Uranhexanuorids bestimmt sind. 
Im Februar 1975 WlU Grdllt bei STEAG in 
Essen: Roux besprnch lI'Iit dem Staatssekre­
tär im BMWi Dr, Rohwed~er das Projekt in 
Bonn . Im März. 197:5 war Roux wieder bei 
STEAG in Essen, Am 5. 4. 1975 wurde der 
Proto typ einer Einheit der geplanten Trenn­
düsenanlage erfolgreich in Betrieb ge­
setZt.!<». Mille April 197.5 besuchte Roh­
wedder Pelindaba , Er führte dort mit dem 
AEB-Vizepr:b identen Dr. de Villieni und 
dem .stellvertretenden Vorsitzenden der 
UCOR Dr. Loubser sowie mi t Koomhof 
Gespräche. Koomhof wiederum besuchte 
ebenfalls im April 1975 Haunschild, Bund 
und Bundeswinschaftsminister Dr. fride' 
richs in der Bundesrepublik. Mit Bund ver­
abredete er die Entsendung von zW"dnzig 
Journalisten aus der Bundesrepublik, die im 
September für 8 Tage nach Südafrika ge­
schickt werden sollen, um für Apartheid 
und das Projekt in der deutschen Öffent­
lichkeit zu werben. Auf der europaischen 
Konferenz Ober die friedliche Nutzung von 
Kernenergie in Paris ließen Roux und Grant 
am 22. 4. 197:5 die Katze aus dem Sack. Ih­
re Infonnationen Ober .. ihre" Anreiche­
rungsmethode wiesen darauf hin, daß das 
deutsche Trenndüsenverfahren ihr zugrun­
de liegt·), 6). Sie versuchten. mit einer Prcs­
seerklärung am 23. 4. 197:5 diesen Eindruck 
abzuschwächenlO). Am 2. :5. 197:5 besprach 
der Wissenschaftsrat der Südafrikanischcn 
Botschaft Bonn, Dr. Hellwig, im Institut 
fO r Aerodynamik in Göltingen mit dem 
Spezialisten für TrenndOsenbeschichtung 
Rammenzweig technische Probleme. 
Am 15. :5, 1975 meldete das Handclsblall, 
daß die Studie der STEAG über die Uran­
anreicherung positiv 3usgdallen sei; es 
werde jetzt die Beteiligung der STEAG an 
der slidafrikanischen Anlage geprüft . 
Am 31. 7. 197:5 fühne Franz-Josef Strauß 
in Sildafrika ein GespräCh mit Verteidi­
gungsminister P.W. 8otha. In der Woche 
vom 2. bis 9. 8. 1975 sprach er mit Koom­
hof als offizieller Gast auf einer Farm der 
südafrikanischen Regierung, der Marais­
Farm . 
Der stellvenretende Vorsitzende der 
UCOR Loubser bespf"dch am I. 8. 1975 bei 
der Firma Internationale Nickel, Deutsch­
land, in DOs~ldorf den Auftrag der UCOR 
"Zur hOfß()~nen Beschichtung der Trenn­
düsen mittels Galvanoplastik. Kurz vorher 
wurde bekannt, daß ein OPEC-Staat der 
Ruhrkohle AG einen Kredit über eine Mrd. 
DM zur Verfügung gestellt hall'). Der Ver­
dacht liegt nahe, daß dieser wohl vom 
Schah stammende Kredit ebenso wie die 
Überfinanzienmg der deutschen Kernreak­
toren für Bmsilien für w S STEAG-UCOR­
Projekt bestimmt sind. 1971(72 konkretisierte sich die Zusammen­

arbeit zwischen der Bundesrepublik und 
SOdafrika. Bund fuhr Anfang 1972 nach 
SOdafrika. Am 18./19. 4_ 1972 hielten sich 
Staatssekretär Haunschild, der verd.ntwon­
liehe Referent CUr technologische For­
schung und EntwiCklung Regierungsdirek­
tor Dr. Frenzel, der verantwortliche Refe­
rent ffir bilaterale Beziehungen Regierungs­
direktor Dr. Manin Nellcsheimer und 
Haunschilds persönlicher Referent Dr. Rai­
ner Gerold in Pelindaba auf und besprachen 
mit ROtl)l , das gemeinsame Vorhaben. 
Hauoschild schickte am 12. 7. 1972 eine 
vertral,diche Expertise an Roux über Mög­
lichkeiten der (,of';heimniswahrung bei der 

Roux berichteIe im Juni 1974, daß außer • ______________ _ 
STEAG auch andere überseeische Interes­
sen in das Projekt involviert seien lJ ) . Das 
dürfte ein Hinweis auf eine Zusammenar-
beit mit Brasilien sein (s. I) Die BUlldesre­
publik unierstützt die Apartheid), Im De­
zember 1974 wurden auch mit dem Imn 
Verl)andlunge.n über die Finanzierung der 
Anlage in Südafrika und den möglichen Be­
zug allgereicheneIl Urans für die im Iran 
~planten zwei deul.~chen KemkIafrwerke 
geführt. 

Am 11 . 9. 1974 gab die ESCOM bei MAN 
Nümberg KompresSQren fOr 460 Mio. DM 

.Südafrikas Streben nach Atomwaffen 

Südafrika hat den Atomwa Uenspef1'Vertf"dg 
nicht unterzeichnet und hat eine internatio­
nale Überwachung sei ner Uran vorkommen 
und Aufbereilllng.~anlagen abgelehnt. Die 
Stellungnahmen des Pretoria-Regimes zu 
Sinn und End:riel seines NukJearprogram· 
mes sind widersprüchlich. Selbst Dementis 
bezüglich miliUirischer Aspekte des Atom­
programms waren zweideutig und haben 
immer sorgsam jeden kategorischen Ver­
zicht auf AlOmwaffen vermieden .... 

11 
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rialdir~nt Scbüßler aus dem Wirt schaftsmi ­
nisterium . Zu ihren Besuchsobjekten zählte -
das Atom!orschungazentrum Pelindaba16) . 

Oie BRD - politischer, wlrtschafUk:her 
und militärischer Partner der RSA 

Aus dem bisherigen Gang der Auseinanderset­
zung um die Enthüllungen des ANe sowie den 
folgenden Belegen in verschiedenen Presseor­
ganen ergibt sich zwingend : Alle Dementis und 
Ablenkungsmanöver haben nicht nur nicht ver­
mocht , die vorgetragenen Beweise zu entkräf­
ten , sondern sie vielmehr bestätigt . Der Be ­
weie iet angetreten worden - nachdem bereits 
seit Jahren wiederholt derartige Vorwürfe 
formuliert worden waren -, daß die Bundesr~ 
publik Deutschland seit langem systematisc 
und eng mit der Republik Südafrika auch au 
militärischem, speziell nuklearem Gebiet zu­
sammenarbeitet . Zur Rolle der BRD als größ­
tem Handelspartner der RSA und zweitgrößtem 
Auslandsanleger sowie als getreuem politischem 
Partner des Rassistenregimes ist das militär­
technologische und - strategische Engagement 
getreten und hat bereits bed~'ohliche Ausmaße 
angenommen. 

Die Gründe für diese Entwicklung sind im We­
sen des BRD-Imperial ismus zum einen , in der 
Bedeutung Süd afrikas zum anderen zu suchen . 
Die BRD ist beute die nächst den USA weitest ­
entwickelte imperialistiscbe Macht, in der 
innerhalb der vergangenen Jahre rasch ein ge­
waltiger militäriscb- industrieller Komplex 
entstanden ist . Die weltweiten Interessen der 
ERD-Monopole sind sowohl ökonomischer als 
auch zunehmend globa1strategischer NatuT -
Der Spiegel betitelte seine Nr 1/1975 "Deutsch­

land - WELTMACHT wider Willen" . Das we ltwe1te 
wirtsohaftliche Engagement der BRD-Konzernc, 
deren KapitaleXport rasant ansteigt, verlangt 
zunehmend auch nach Wahrnehmung der militär­
strategischen Konsequenzen aus der ökonomi­
schen Expansion ; diese ergänzen sich mit den 
globalstrategischen Interessen des NATO­
Blocke . Zugleich drängt die wei t über die 
"Bedürfnisse " der Bundeswehr hinausgewachsene 
Rüstungsproduktion der BRD aur den Weltmarkt . 
Derzeit findet - wiederu~ publizistisch ein­
geleitet durch eine Spiegel - Titelstory: "Wal­
fen für die Welt? Deutsche Rüstungsindu­
strie.,17) - in der BRD eine politische Kam­
pagne mit dem Ziel statt, die noch bestehen­
den Rüstungsexportschranken endlich auch of­
fiziell zu beseitigen . 
Zu den meistinteressierten Abnehmern bundes­
deutscher Waffenexporte zählt dem Spiegel zu­
folge die RSA , die seit dem SOlllll!er 1974. eine 
ge walt i ge Aufrüstung betreibt . Die Zielset­
zung dieser Militarisierung ist eindeutig: 

Atomforsdtu"8uenlnlm P.lmdab. 

Sie besteht in erster ~nie im Aufbau des Un­
terdrücirungsapparates gegen die afrikanische 
und farbige BevölkerungDmehrheit . Darüber hin­
aus erfüllt die I'tilitärmacht Südafrika die 
Funktion eines Eckpfeilers des "westlichen", 
gegen die nationalen Befreiungsbewegungen und 

auf die Kontrolle strategischer Positionen ge­
richteten Paktsystems . 

RSA - eine Bedrohung filr die 'afrikanischen Staaten 

Die friedensgefäbrdenden Konsequenzen der süd­
afrikanischen AUfrüstung sind vielfältig . Ein 
Seminar des Weltfriedensrates , das I'titte Ok­
tOber 1975 in BrüBsel zum Thema nMi litariaie­
rung Südafrikas" durchgeführt wurde, kam zu 
folgenden wesentlichen Schlüssen: 

e Die RSA ist weder dem Atomwaffensperrver­
trag beigetreten, noch hat sie ausdrücklich 
jeder Verwendung atomarer Waffen abgeschwo­
ren; der Besitz von Atomwaffen seitens Pre­
torias stellt daher eine existenzielle Be­
drohung der Unabhängigkeit afrikani scher 
Länder dar. 

e Südafrika hält nach wie vor eine illegale 
Okkupation Namibias aufrecht und baut seine 
militärischen Einrichtungen forciert aus, 
um sein Konzept der Scheinunabhängigkeit 
des Landes abzusichern . Zugleich ~xportiert 
es Uran aus Namibia, das auch VOll der bun­
desdeutschen Urangesellschaft bezogen 
wird 18), unter flagranter Verletzung von 
UR- Sanktionen (vgl. hierzu das Interview 
mit dem UN- Hochkotlllllissar rür Namibia, Sean 
MacBride in dieser Nummer). 

e Die RSA hat den Beweis ihrer Aggressivität 
erst jüngst wieder mit der Invssion in Süd­
angola und der Verwüstung ganzer Ortschaf­
ten in diesem Landesteil an der Seite der 
reaktionären FNLA- und UNlTA-Truppen er­
bracht ; Waffensysteme und operative Systeme 
entstammen der NATO-Produktion . 



Die atomaren Vorhaben können nur mit p0"­

litischen und militärischen Überlegungen 
begrO.ndel werden. DUTCh den Besitz von 
Atommatcrial könnte das Regime in Preto­
ria seine militärischen Verbindungen mit 
den Westmächten ausbauen, während es 
selbst sicb außemalb internationaler Kon­
trollen hielte, und könnte " Freunde" kau· 
fen, indem es Nicht-Unterzeichnerstaaten 
mit Nuktc:annatcrial und -technologie ver­
sorgt. Die Entwicklung von Atomwaffen 
würde benutzt werden, um allen Anhängern 
im Land zu zcigen~ daß das Regifl.le allein 
der Weltmeinung und internationalen Oppo­
sition standhalten könnte . Die heraus­
fordernde tJaltung gegenilber Afrika würde 
noch ausgeprägter. Pretoria, das schon ge­
droht hat, afrikanischen Präsidenten , die 
sich I,einmischten", "eins \lor den Lau zu 
geben" , wird nun drohen, störrische oder 
" unfrclUldliche" afrikanische Hauptstädle 
in Schutt zu legen. Das Regime könnte und 
würde die Drohung mit seiner atomaren 
Kraft benutzen, um' Boykotte, Embargos 
und Sanktionen aufzuweichen; es kOnnte 
Afrika lUld die internationale Gemeinschaft 
dazu erpressen, der Apartheid· Politik zu 
Hause wie auch der Ausbreitung seines 
wirtschaftlichen Übergewichts Ober den 
ganzen Kontinent tatenlos zuzusehen. 
Schließlich gibt es nichts in der Geschichte 
Pretorias als Mitglied der internationalen 
Gemeinschaft, das irgendeinen Zweifel dar­
an aufkommen lassen kOnnte, daß e~ im 
Belagef\Jll8Sfall als verzweifelte letzte Maß. 
nahme Atomwaffen einsetzen würde ... . 

Juli 1971 , Roux.: "Falls ein land Kernwaf· 
fen herslellen will, dann stellt eine An­
reicherungsanlage das konzentriene Spalt­
material zur Verfugung, falls das land das 
notwendige Natururan besitzt. das in der 
Anreicherungsanlage aufbereitet werden 
kann ...... ). 
12. 7. 1974, Or. Louw ATbcns, Vizepmsi· 
dem der AEB, erklärt, Südafrika sei in der 
Lage, Atombomben herzustellen. "Unser 
Atomprogramm ist weiter fongeschrinen 
als das VOll 1ndien".s). Indien hatte kurz 
zuvor eine Atombombe gezGndet. 
Daß Bonn llnd Pretoria im Bereich ihrer 
atomaren Zusammenarbeit etwas zu verber­
gen haben, geht deutlich aus dem erwähn­
ten Schreiben des sudafrikanischen Bot­
schafters Uyl, Köln. an seinen dcsignienen 
Nachfolger vom 19. 12. 1968 hervor und 
aus dem venraulichen Memorandum von 
Haunsch.ild an Roux.. 
Zeitungen der Bundesrepublik"'), n), der 
Pressesprecher der GrK·S) und der verant· 
wortliche Regierungsbeamte"') haben im 
Zusammenhang mit dem Nuklearvertrag 
Bundesrepublik·Brasilien geäußert, das 
TrenndOsenverfahren sei zur hochgradigen 
Al1reicberung \Ion Uran filr militärische 
Zwecke ungeeignet, da dieser Vorgang 
"zig" Jahre dauern würde. Diese Angabe 
is t unwahr. Die geplante südafrikanische 
Anlage zum Beispiel soll in 16 Stunden auf 
drei Prozent anreichern6}. Sie könnte in we­
nigen Monaten die notwendige Konzenlra' 
tion erzielen durch Wiederholen des Vor­
gangs. . .. 

diglich das Uran-Vorkommen von Rössing angereicherten Urans aus So,tafrika an ­
in Namibia ist nach Größe und Gehalt un- mit Hilre der Kooperntionsbeziehungcn 
bekannt. Und da wird auch die Beteiligung Sudafrika-Bundesrepublik einersei~ und 
der Bundesrepublik deutlich; An seiner E~ dem neuen deutsch-broiSilianischcn Vertrag 
schtießung ist neben den iiOdafrikanischen andercneitli. Da in dem deutsch-brasiliani­
Gesellschaften JDC (25%). General Mining sehen -Vertrng die Rückführung des bei der 
(2.5%). der französisc~n Total ( IO'}(.), der Kemknüt.....erksnutzung anfallenden Plut~ 
britischen Rio Tinto line (20 oder 25%) niums in die Bundesrcpublik nielli vorge:se­
auch die deutsche Urangesellschaft (VO) ht:n ist, käme auch Brasilien an Material für 
mit IS oder 20% AnteiJ beteiligt. Die UG ist Kernwaffen. 
zu je 33% im Besitz der bundeseigenen Ve- Damit wOrden unter der Beteiligung der 
ba und der STEAG. Bundesrcpublik in Afrika und SOdamerika 
Die deutschen Prospektionskosten für Rös- Atommachte installien werden, die den sta­
sing wurden 1969 und 1970 in Höhe von 6 11iS quo der Unterdrückung gar:antieren kön­
Mio. DM von der Bundesregierung bezahlt. nen . Obwohl der US-Kongrcß die liderun­
Seit 1971 wurden dafür offiziell keine Zah- gen sensitiver Anlagen aus der Bundesrepu· 
lungen mehr geleistet - eine Folge der Pro- blik an Brasilien scharf kritisien hat, sind 
teste gegen. die staatliche Cabora- keine Maßnahmen zur Verhinderung der 
Bassa-Finanzierung. In Wirklichkeit WUT- Beteiligung von amerikanischen Finnen ge­
den aber nach Aussage von Staatssekretär troffen worden. Selbstverständlich können 
Haunschild von der Bundesregierung für die USA deutSChe Projekte, die ihre eige­
die nen Interessen gdahrden, verhi'ndern. Ge­
Uran-Prospektion in Niger ab 1972 unange· nerarElectric, USA, hält 1I%&r AEG-Ak­
messen hohe Subventionen bezahlt. ohne tien und ist damit größter AEG-Aktionär. 
daß die. Uran~sellschaft den korre~ten Ober die Kraftwerbu"ion (KWU), den 
~achwels für die V~rwendu~g. der Mlllel HauptJieferantcn, ist sie damit an dem Bra· 
het.e;rn mußte (ca. ~cl.tere 6 Mllh~men DM). siliengcschäft beteiligt. Obwohl die Bundes. 
Es Ist unwahrn:hclnh.ch, daß d,~ Urange- republik als ausfilhrender Agent auftrin, 
sellscha!~ ohne st~tJlche Garo.nuen g.egcn der dem Prctoria-Regime zu Kernwaffen 
aus pohuschcn RISiken cnL~tehende hnan·. verhilft sind die mhrendcn NATQ-Michte 
zielle Ve~uste und ohne ~taatliche Abnah- aber si~herlich daran beteiligt. Denn alle 
meverpnlchtungen für dll~ deUL~che ~e- Teile der Anlage, zumindest die der MAN­
zugsquote aus der Förderung \Ion . Rössm~ Kompressoren , erhalten NATQ-Kodifizie­
(!60-1ooo t v~ 5000 t pro Jahr) dJe Betel' rungsnummern über die Veneidigungsmini. 
hgung an Rösslng aufrecht erhalten würde. sierien der Lieferländel. . .. 
Die Bundesrtgiemng hat auf eine p:ula-
mentarische Anfrage zurn Bezug VOn nami­
bianischem Uran geantwonet, daß die dies· 
bezügliche Entscltließung des UNQ·Nami· 
bia·Rates vom 27. 9. 1974, die unter ande· ' ) 
rem den Bezug von namibianischcn 'I 
Rohstoffen fUr illegal und verhoten erklärt , ~ 
unverbindlich sei . (Deutscher Bundestag, 7. ') 
Wahlperiode, Drucksache 7ß706, Fragen A ') 

' ) 
94 und 95 .) " 
Die bundesdeutsche Beteiligung ist auch in ") 
einem weiteren Schritt sichtbar. In Rössing 
wird gleichzeitig eine Ex.trAktion.sanlage gc- ') 
baut. An ihr ist die Firma Nukleare Chemie ,") 
und Metall .. ...,.;e (Nukern) aus WoJ(gang bei 

-&' ") 
Hanau beteiligt. Nukem erhalt bedeutende ,'} 
Subventionen \Ion der Bundesregierung. u, 
Oie Fluoridierung sildafri kanischen Urans ") 
erfolgt bisher in Großbritannien. Für die 
neue Anrcichenmgsanlage soll aber nach U) 

Angabe von Roux.)sJ eine eigene F1uoridie· ,.) 

Anmerkungen 

Ha."Jclsbiall. 24.10.197. 
"(I 9QIl961 "I01I1ic E!nergy ACI 
Sollth African D~I 23.). t967 
Le Monde ll'ari.) 24.4. I97S 
Neue ZOrcher :üillln,g (ZOrieh) 24.4.1975 
Der Spiep:I28.4.1975 
Le Monde 31.1. 1974 
Jahrbuch der Alomwirtschafl. DlliIs.cldorf 1914. 
s. m 
'The Tillles (I..oodon) 20.1.1971 
Nuck:ar En,glneerin,g In lcmaliooaJ, USA. JIII ) 
)97' 
The Star. JohannC'SbuQl. 12 .... I97j 
ThtSW 17.4.1971 
Pre.seerklllrun.,g STEAG. E.uen. 9.4.1974 
Oerhard Flimi.. Md8, SPO·Pl-essediensl, 
XXIX 98, 2" ,5. 197" 
8.J. \lonle, - Hause of Auembly f)c:balU 
\101 , 2$. coI. S. 7, 8 
Rand Deily Mai! (Jo .... nnubulll) 14.8. t971 
The Star2'7.3 ,1971 
$OddtlJ\5('he UtUl\l n .4. 1975 
Afrika HeUle Ij .9 . I97j 
Presteertlllrunil der Uflltlium Enrichment 
C~. l'ILri!. 2J.".1'n5 
erier dc~ eMFT an die Anti­
AplitUleid-Bewell'lln, in der BundcnepubJik, 
4. 10. 197. 
AnlWOf'l dcr Bund~regierunll auf die p;u1amen' 
lari!iChe Anf~ von MdB 104011",. 14.3. 1975 
Brid dc!. AA an die Anli·Apal1he1d-BewcJIIIIJ 
vom 17.4. 1975 
Brief GfK Karl srulle iIn die Anti­
AI)ilI1I'1eid·BcWCJlln, vom 2!U .I975 at~ Anlwol1 
auf die Frage vom 11.7. 1975 

rungsanlage gebaut werden. Damit sind alle '" 
Schritte von der Förderung bis zur mög- '") 
lichen Gewinnung von Bombcnmalerial in· '·1 
ternationaler Kontrolle entzogen . ") 
Die ErrichtWlg der Urananreicherungsanla· ") 
ge ermögliCht den Aufbau von Nuklearwaf· 
fenpotential en nicht nUT in Südafrika, son· 
dem in weiteren Nichtunteru:ichnerstaaten ") 
des Atomwaffenspcrrvertrages, wie zum 
Beispiel Brasilien. Am 27. 6. 1975 wurde ul 
ein Rahmenvertrag zwischen der Bundesre- ") 
publik und Brasilien über Lieferungen rür 
zwei Kernkraftwerke ilber zusammen 2,2 
Mrd .. DM unterzeichnet. Der Vertrag ve .... 
pflichtet die Bundesrepubl.ik auch, ange­
rtichertes Uran für den Betrieb der gelie· 
fenen Kraftwerke verfügbar zu machen . 

lJ) " llcbaun". Südafrik3., !.D . • 971 
~) llIc Sille ' .6. 1974 
.. ) The Sille 12.4,1975 
>1) Oer SpieSCI26,7.1975 
..., Nuclcar AClive. AEB, July 71 , S. ~ 
") 1llc Timcs 12.1.1974 

---------------- Südafrika will in der STEAG-UCOR· 
Bundesrepublik unterstützt die Apartheid Anreicherungsanlage 1250 t angereicherten 

") Kölncr SuodUlnlei8Cr 14.6. 197) 
." SlkIdeutschc' Zciluni 29.6.1975 
"I Dr. KAnini, Ö(f~nllichkeil$rdere"t der GrK f(1r 

diU Trenndlisrnverfahrtn, gab diese Informalion 
wlihr~nd einer ldefoni~hc'n Anfrage 8CStnObef­
der- Anli·ApIlftheid.ßewegung am 15.7.1975. Auf 
genauern Nachfragen ~orrigiene er sich: " D;r.s 
kann nichJ zilien werden" 

Urans pro Jahr herstellen. In dem geplanten 
Die sudafrikanische UratI-lnduslrie wurde sildafrikanischen Kernkraftwerk Kocberg 
von den USA aufgebaut und iSI daher ame- sollen 100 t pro Jahr verbraucht werden. Es 
rikanischen Berechnungen zugängliCh. Lc· bietet sich daher {Ur Br.lsilien der Bezug 

~==~====~==~==~==~==~--~--------------~13 
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Prote,te afrikanischer Regierungen 

Die Bundesrepublik unterstüt~t mit ihrer Po­
litik von jeher die RSA. Die Offenkundige mi­
litärische und insbesondere die nukleare Ko­
operation mit dem international geäChteten 
Regime stellt in dieser ~nie eine neue Qua­
litÄt dar, welche i n unüberbietbar ~ynischer 
Weise ihren Verlautbarungen und vorgeblichen 
Prinzipien Uohn spricht . 
Die Welle von Protesten seitens afrikanischer 
Regierungen gibt eindrucksvoll die Befürch­
tungen Afrikas angesichts der aufgedeckten 
nuklearen Verschwörung wieder, zugleich aber 
drückt sich in ihr die zunehmende Erkenntni s 
des wahren Charakters der Bonner Afrikapoli ­
tik aus . Der sudanesische Außenminister Ghan­
dour sprach beziebungsvoll vom "Unbehagen" 
vieler Afrikaner angesichts des "historischen 
Paktors" bezüglich der Kollaboration BRD-RSA. 
Der Generalsekretär der Organisation für Af­
rikanische Gewerkschaftseinheit, Denis Akumu , 
warnte die BRD und verwies auf den wahrschein­
licben Zusammenbruch zahlreicher Beziehungen 
~er BRD mit Afrika im Falle einer Fortsetzung 
dieser Zusammenarbeit mit der RSl . lhnlich 
verurteil~e die OAU-Gipfelkonferenz Ende Ok­
tober d . J . die Bundesregierung. Der stellver ­
t r etende tansanische Außenminister Sepetu 
erklärte: 

"Die fortgesetzte Stärkung des Rassistenre­
gimes in Südafrika durch die BRD bedroht die 
Sicherheit Afrikas und der gesamten Velt . " 

Die bisher weitestgehende Msßnabme fordert 
ein Resolutionsentwurf von ülber 40 vor allem 
afrikanischen und asiatischen Staaten im Po­
litischen SonderausschuB der Vereinten Natio­
nen, der SiCherheitsrat solle Maßnahmen ge­
gen das AtollLkomplott zwischen der BRD und 

Südafrika ergreifen19) . In diesen. Zusammen­
hang ist auch die Initiative zu stellen, die 
von Sean MacBride auf dem Brüsseler Seminar 
vorgeschlagen worden ist : Sie beinhaltet, 
seitens der Vereinten Nationen eine interna­
tional e Untersuchungs kommission einzurichten , 
welche die indirekten und direkten militäri­
schen Beziehungen der RSA mit der NATO unter­
suchen und deren Rolle bei der Okku~ation 
Namibias sowie der Invasion Angolus überprü­
fen soll . 
Angesicbts des Entwicklungss tandes der atoms­
ren Zusammenarbeit zwischen einer ganzen 
Gruppe von imperialistischen Mächten und 
reaktionären Regimes - so berichtete Der Spie­
gel über ein Geheimabkommen zwischen Iran und 

Südafrika20} - ist die Forderung nach wirksa­
men und unmittelbaren Gegenmaßnahmen über­
fällig . Die Unterstützung international er 
Initiativen, die Fortsetzung der Informations-

arbeit und die Solidarität mit den Befrei­
ungsbewogungen im südlichen Afrika ist des­
halb mehr denn j e ein Gebot der Seunde. 

Anmerkungen: 
1) Der Spiegel, Nr. 41 und 43/1975; Stern , 

Nr. 41/1975 
2) Frankfurter Rundscbau (FR) , 7 .10 . 1975 
3) Berliner Extradienst, 21 . 10. 1975 
4) FR, 16. 10. 1975 
5) FR, 16.10.1975 
6) Berliner Ex~radienst, 21 .10.1975 
7) Frankfurter Allgemeine Zeieung (FAZ), 

2 •• 20 . und 22 . 10 . 1975 
8) Handelsblatt, 9 . 10. 1975 
9) FR, 11 . 11.1975 

10) 

11 ) 

12) 

13) 

14) 

15) 

16) 

17) 

18) 

19) 

Berliner Extradienst , 21 . 10 .1975 
FAZ , 11 . 10 . 1975 
FR , 10 . 10 . 1975; FAZ, 11. und 14 . 10.1975 
FR , 15 . 10. 1975 ; FAZ, 17 . 10.1975 
FR , 10.10. 1975; FAZ, 11 . 10 . 1975 
FR , 22 . 10 . 1975 
Unsere Zeit (UZ), 9 . 10 . 1975 ; FR , 1 . 11 . 1975 
Der Spiegel, Nr. 38/1975 
Der Spiegel , Nr . 43/1975 
FR , 1, . 10 . 1975 ; Süddeutsche Zeitung, 
11 . 10 . 1975; Neues Deutschland , 30 . 10., 
23 . 10. und 3.11 . 1975 

20) Der Spiegel, Nr . 43/1975 
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Namibia 
Am 30 . September 1975 lief das im Hai vom lrn- Sicher'heitsrat gestellte Ultimatum aus , Südafrika 
solle seine illegale BesetllUll.g Namibias aufgeben (vgl. AlB NI' . 9/1975) . Dieser Aufforderung hat 
Pretoria nicht Folge geleistet . E~ hat im Gegenteil damit be gounen , starke Befestigungen im 
Norden Namibias zu errichten , wie Der Spiegel unlängst be:::oichtete. Hehr noch : Das Rassistclll'e­
gime hat von namibischem Territorium aus im September a.J . eine bewaffnete Invasion in das süd­
liche Angola unternommen , angeblich um die Bauarbeiten um Kunenc - Staudammsystem zu schützen , 
Ln Wahrheit ZU1' Unterstützung der reaktionäl'en UNI TA- und FNLA-Bewegungeo , welche die wirkliche 
Unabhängigkeit des Landes unter Führung der MPLA nach wie vor zu verhindern trachten . 
Zur propagandistischen Ablenkung sandte das Regime eine Gruppe von Mitgliedern der undemokra­
tisch bestimmten sogenannten Verfassungskonferenz von Namibia auf eine Goodwill - Tournee , die 
such Bonn einen Besuch abstattete . Die Bundesregierung blieb damit ihrer gegen die Unabhängig­
keit des Volkes von Namibia gerichteten Politik treu , an der auch sChönklingende Reden vor den 
Vereinten Nationen nichts ändern . 
Während des Brüsseler Seminars über die Militarisierung Südafrikas , das vom Weltfriedensrat 
am 18. und 19 . Oktober 1975 durchgeführt wurde, hatte das ALB Gelegenheit , Sean MscBride , dem 
UN-Hochkommissar für Namibia , einige die gegenwärtige Auseinandersetzung um Namibia betreffen­
de Fragen zu stellen. MacBride , früherer irischer Außenminister und Präsident der Organisation 
Amnesty International , erhielt den Friedensnobelpreis rür sein Wirken. Seit einigen Jahren ist 
er UN-Hochkommisssl' für Namibia . 

AlB-Interview mit Sean MacBride, UN-Hochkommissar für Namibia 
Bonn muß den Aufforderungen der UNO nachkommen! 

Sean Ma cBride 

ALB: Herr MacBride , der ,0 . September 1975 
~ vorüber . Für dieses Datum hat der UN-Si­
cherheitsrat auf seiner Sitzung Ende Mai d . J . 
Südafrika ein Ultimatum gestellt , seine ille­
gale Okkupation Namibias zu beenden . Was hat 
die Republik Süd afrika unternommen, um die ­
sem Beschluß nachzukommen? 

Sean MacBride: Faktisch hat die Republik 
SüdaIrika den Beschlüssen des Sicherheitsra­
tes weder entsprochen noch versucht, ihnen zu 
entsprechen. Was sie unternommen hat bzw. ver­
sucht hat , ist, eine sogenannte Verfassungs­
konferenz einzuberuren. »ies ist jedoch aus­
schließlich ein Betrugsmanöver , das dazu die­
nen soll , die Öffentlichkeit zu überzeugen, 
man täte etwas . Diese sogenannte Verfassungs­
konferenz setzt sich nicht etwa aus den ge­
wählten Repräsentanten des Volkes von Namibia 
zusammen , sondern aus sorgfältig aUSESwählten 

Vertretern verschiedener Gruppen des Landes , 
die als Anhänger der HaI tung des südafrikani ­
schen Regimes gelten - viele von ihnen werden 
von der südafrikanischen Regierung ausgehal­
ten oder stehen auf ihren Gehaltslisten. Es 
handelt sich also in keiner Hinsicht um ein 
repräsentatives Gremium . 
Was die Vereinten Nationen betrifft , so ist 
ihre Haltung in dieser Frage sehr einfach : Sie 
haben entschieden , daß es allein dem Volk von 
Namibia zusteht , Vertrete~ für eine Verfas­
sungskonferenz zu wählen ; weiter , daß die Wah­
len zu dieser Versammlung unter Aufsicht und 
Kontrolle der Vereinten Nationen durchgeführt 
werden-müssen . Die Aufgabe dieser verfassung­
gebenden Versammlung wird es dann sein , über 
die staatliche Zukunft Namibias zu befinden . 

AIB : Was hat die Republik Südafrika auf in­
ternationaler Ebene unternommen? Hat zum Bei­
spiel die sogenannte Dialog-Politik die inter­
nationale Haltung in der Namibia- Frage in ir­
gendeiner Weise beeinflußt? 

Sean MacBride: Nein . Auf inte rnationaler 
Ebene ist , glaube ich , das Einzige, was die 
Republik Südafrika unternommen hat , eine Trup­
pe von ungefähr 32 Mitgliedern dieser so~­
nannten Verfassungskonferenz herumzuschicken . 
Die südafrikanische Regierung bezahlt diese 
Reise und hat sie mit Geheimpolizei und Poli­
zeiagent en abgestimmt, die sie nach New York 
gebracht haben , jetzt nach London und dann 
noch in die Bundesrepublik Deutschland bringen 
werden , alles wiederum in der Absicht , 'die 
Regierungen und die Bevöik~rung dieser Länder 
glauben zu machen , dies seien Repräsentanten 
des Volkes von Namibia . Nun, es gibt eine 
einfache Methode zu Überprüfen, ob diese Leute
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Vertre te r des Volkes von Namibia sind oder 
nicht , und das ist die Abhaltung von Wahlen , 
in denen das namibianische Volk seine wirkli­
chen Vertreter bestimmen kann . 
Ich freue mich, mitteilen zu können , daß die ­
se Delegation in aen Vereinigten Staaten von 
keinem verantwortlichen Offiziellen empfangen 
worden ist ; sie ist selbstverständlich auch 
nicht bei den Vereinten Nationen empfangen 
worden . Wir hoffen , daß, wenn sie nach Bonn 
kommt, ihr dort ebensowenig ein offizieller 
Empfang bereitet wird , der eine Anerkennung 
dieser "Verfassungskon.ferenz" bedeutete . 

AlB: Der Außenminister der BRD , Genscher , 
~ seinem südafrikanischen Amtskollegen Mul­
ler bei dessen Besuch vor kurzem mitgeteilt , 
die BRD stehe zu der Forderung , Südafrika müs­
se sich aus Namibia zurückziehen . Hierin zeigt 
sich eine neue Akzentuierung . Wie sehen Sie 
diese EntwiCklung, und bat die Bundesrepublik 
bereits etwas unternommen, um diesen Behaup­
tungen zu entsprechen? 

Sean MacBrirte : BiSlang muß festgestellt wer­

den , daß unserer Auffassung nach die Regie ­
rung der Bundesrepublik den Aufforderungen 
der Vereinten Nationen letztlioh nicht nach­
gekommen ist ; Sie hält ihr ~onsulat in Wind­
huk aufrecht , ungeachtet der Forderung der 
Vereinten Nationen ; es gibt überdies etwa 42 
deutsche Lehrer, die von der Regierung in 
Bonn bezahlt werden , und die Apartheid- Klassen 
unterriChten , d .h . , ausschließlich weiße Kin­
der ; es ist in jeder Hinsicht unglückselig , 
daß die Bundesregierung heutzutage offenkundig 
rassistische Aktivitäten finanziert . Wir sind 
der Meinung - und dies habe ich der Bundesre­
gierung in aller Deutlichkeit erklärt - , daß 
in Anbetracht der Tatsache, daß es in Namibia 
eine große deutschstämmige Bevölkerung von 
e twa 45 .000 Menschen gibt , von denen wiederum 
ungefähr 10.000 bundesdeutsche Pässe besit­
zen , der Bundesregierung eine besondere Ver­

antwortung obliegt, diese Leute zu erziehen 
im Sinne de r grundlegenden Menschenrechte , 
die ja auch in der hundesdeutschen Ver fassung 
enth~lten sind . Das he ißt , statt Lehrer zu 
bezahlen, die nach Raasen getrennte Klassen 
unterriChten, täte die Bundesre gierung besser 
daran , Erzieher zur dort igen deutschen Bevöl­
kerung zu schicken, die ihr verdeutlichen , 
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was heut zutage die grundlegenden Menschenrech­
te sind. Die Deutschen dort l eben , fürchte 
ich, in der Ve rgangenheit - sie leben entwe­
der noch in der kaise r lichen Zeit von 1914 
oder manche sogar , fürchte ich , in der Nazi­
Ära , und sie bringen die Bundesrepublik in 
Verruf . Es trüge erheblich zur Verbesserung 
des Ansehens der Bundesrepublik in der Welt 
bei, wenn die Bundesregierung etwas dafür tä­
te, diese Einstellungen zu verändern , und da-

mit zeigte, daß sie sich in Übereinstimmung 
mit der Position de~· Vereinten Nationen be ­
findet . 
Wir sind außerdem sehr besorgt über die uns 
stiindig erreichenden und - ich bedaure , dies 
sagen zu müssen - überzeugenden Informationen 
über eine enge Zusacmenarbeit zwischen Südaf­
rika und dem bundesdeutschen militärisch- in­
dustriellen Komplex bei der Aufrüstung Südaf­
riltas . Dies betrifft insbesondere die Aufbe­
reitung von Uran für atomare Verwend!.1llg in 
Südafrika und unter Verwendung von Uran , das 

in ~amibia abgebaut worden ist . Unserer An­
sicht nach liegt hierin eine Bedrohung des 
Weltfriedens . 

ALB : Hinsichtlich der militärischen Koopera­
tIOn Südafrikas mit der BundesrepUb lik und an­
deren NATO- Mächten hatten Sie vor kurzem ein 
Gespräch mit dem NATO-Generalsekretär Joaeph 
Luns . We lches Ergebnis hatte diese Unterre­
dung? 

Seau MncBride : Herr Luns verneinte katego­
risch, daß ea irgendwelche Verbindungen zwi ­
schen NATO und Südafrika gegeben habe , seien 
sie direk~ oder indirekt . Ich muß sagen, daß 
ich es angesichts der vorliegenden Beweise 
schwierig fand , dies zu glauben , andererseits 
hatte ich keine andere Wahl als se ine Versi ­
cherungen en~gegenzunehmen . Seither sind je­
doch zahlreiche weitere BeweisstÜCke in mei ­
nen Besitz geraten , die es mir äußerst schwer 
machen zu glauben , es bestünde ke ine indirek­
te oder direkte Beteiligung der NATO an der­
artigen Maßnahmen der südafrikanischen Regie­
rung , mögen sie nun Heer , Marine oder Luft _ 
waffe bet reffen . Ich bin der Meinung , daß der 
einzige Weg zur Klärung dieser Frage eine um­
f angreiche, gründliche Untersuchung der Be­

ziehungen ist , die zwischen der NATO bzw. 
Mitgliedsländern oder Organen der NATO und 
südafrikanischen Stellen bestehen. Eine der­
artige UnterSUChung könnte sehr wohl seitens 
der Vereinten Nationen durchgeführt werden . 



ALB: Welches werden die kommenden Maßnahmen aer Vereinten Nationen in der Namibia-Frage 
nein; wie wird die Rolle der Bundesrepublik 
hierbei eingeschätzt? 

Sean MacBride: Nun , es gibt eine VielXal t 
möglicher Maßnahmen, die von den Vereinten 
Nationen ergriffen werden können , und die vom 
Sicherheitsrat abhängig sind . Ich halte es 
Iür wahrscheinlich, daß die ganz und gar ille­
gale Invasion Südafrikas nacb Angola und die 
Besetzung von Landesteilen Angolas durch Süd­
afrika eine der Fragen sein wird , welche der 
Sicherheitsra t zu berücksiChtigen haben wird . 
Ab~sehen davon - inzwischen haben die Ver­
einten Nationen einen Beschluß gefaSt hin­
sichtlich des Schutzes der natürlichen Reich­
tümer Namibias . Durch diesen Beachluß wurde 
ich ermächtigt, die nötigen Schritte zu sei­
ner Anwendung einzuleiten; wir halten es für 
notwendig, daß Lieferungen von natürlichen 
Ressourcen beschlagnahmt werden, die illegal 
aus Namibia exportiert werden . Das ist nichts 
Neues im internationalen Recht , es ist aller­
dings das erste Mal, daß die Vereinten Natio-

Zimbabwe 

nen einen Beschluß gefaßt haben , um seine An­
wendung sicherzustellen. Es handelt sieb mit­
hin um die Anwendung einer anerkannten Völ­
k.errechtsregel aufgrund der Annahme eines 
Beschlusses durch die Vereinten Na~ionen . So­
weit mir bekannt ist , sind die Vertreter der 
Bundesregierung die einzigen, welcbe die Be­
rechtigung der Vereinten Nationen in Zweifel 

ziehen, so zu verfahren . Meine Antwort ist 
schlicht und eLnfach: Wenn die Bundesregie ­
rung Dicbt bereit ist , die Gültigkeit dieses 
Beschlusses anzuerkennen , schlage ich vor, 
daß sie sic~ an den Internationalen Gerichts­
bof inDen Baag wendet , und wir werden eine 
richterliche Klärung der Frage anstreben , ob 
die Vereinten Nationen berechtigt sind , die­
s en Beschluß anzuwenden oder nicht . Ich bin 
ziemlich sicher , daß ~ir juris~iscb einwand­
frei gehandelt haben . Wenn die Bundesrepublik 
ebenso sicher ist, daß ihre Weigerung, sich 
der Anwendung des BeSChlusses zu beugen , 
rechtlich haltbar ist, dann ist meiner Meinung 
nach der Internationale GeriChtshof in Den 
Haag der gegebene Ort, dies zu entSCheiden. 

Seit Ende August - dem Scheitern der sogenannten Victoria-Falls - Gespräche zwischen den führen­
den Vertretern der Befreiungsbewegung Zimbabwes , des African National Council (Afrikanischer 
Nationalrat/ANC) und dem ß!I.lJsistenpremier lau Smith von "Rhodesien" - ist die bis dahin beste ­
hende politische Struktur des ARO zerbrochen. Seit Beginn des Jahres vermochte der ANO, in dem 
die anderen drei früher bestehenden Befreiungsorganisationen ZAPU , ZANU und FROLIZI fu~ioniert 
waren, sehr bald keine gemeinsame Politik mehr zu formulieren, da sich in ihm partikularisti­
s~he Tendenzen wieder regten bzw . nicbt hatten beigelegt werden können . Die daraus resultieren­
den Probleme seit Ende August d . J . führten zu den weitverbreiteten Darstel lungen , der AHO sei 
in cehrere Fraktionen zerfallen und nicht mehr fähig , mit einer Stimme zu sprechen. In diese r 
Situation wurde in Salisbury ein machtvoller Volkskonsreß durchgeführt , der Joshua Nkomo (frü­
her Präs ident des alten ANO vor 1961, sodann der ZAPU) zum Präsidenten wählte und die politi ­
sche Linie festlegte . Dieser 'neue' ANC repräsentiert die überwälti~nde Mehrheit der Mitglie­
der der vier bis Anfang 1975 unabhängig voneinander bestehenden Organisationen. Tendenzen , die­
ses Gebot, den demokratisch gewählten ARC und seine ~g zu unterstützen , zu mißachten und 
sektiererisch Teilströmungen der Volksbewegung von Zimbabwe hervorzuheben , haben zur Verwirrung 
beigetragen und sind weidlich ausgenutzt worden, um den AHO zu diskreditieren . Zu einigen die 
Situation betreffenden Fragen nahm in einem Interview Saul Ndlovu, InIormationssekretär des 
ANC, Stellung. Das Interview fand am Rande des Weltfriedensratsseminars über die ~ilitarisie ­
rung Südafrikas am 18 . /19 . 0ktober 1975 in Brüssel statt . 

AlB-Interview mit Saul Ndlovu, Informationssekretär des ANC 
Das Votum des Volkskongresses von Zimbabwe 
AlB: Genosse Ndlovu , im Mittelpunkt des In­
teresses steht die EntwicklunS des African 
National Oouncil of Zimbnbwe (Afrikanischer 
Nationalrat von Ziwbabwe - ANe) in der letz­
ten Zeit , d . h . die sogenannte "Spaltung" nach 
dem Gespräch von Victoria-Falls . Welches sind 
die Hauptursacben für diese Entwicklung? 

Saul Ndlovu: Die Ursachen sind darin ZQ su­
ohen , daß einige Mitgliede!' der ANC-Hührung 
ihre Zusagen nicht einhalten wollten, die sie 
gegeben hatten, als wir das Vereinigungsab­
kommen in Lusaka unterzeichneten. Eine dieser 

Vereinbarungen war, dnB wir im März dieses 

Jahres einen Nationalkongreß des Afrikani­
schen Nationalrates abhalten wollten . Eine 
solche Bestimmung war übrigens schon von jeher 
in den Statuten de s Nationalrates enthalten , 
und seit seiner Bildung zu Beginn des Jahres 
1972 hatte er jährlich im März Ko~gresse ab­
gehalten . Einen Monat nach Unterzeichnung des 
Vereinigungsabkommens , zu dessen Bestand die 
Abhal~g dieses Kongresses zählt, begannen 
jedoch drei Führungsmitglieder des ANO , die 
dieses Abkommen mitunterzeichnet batten , ihre 17 
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Meinung zu ändern und gingen dazu über , sieb 
gegen die Durchführung dieses Kongresses zu 
stellen mit der Begründung, daß die Unteror­
ganis4tionen in Zimbabwe ehemalige der Afrika­
niscben Volksu.oion von Zimbabwe (ZAPU) seien 
und daher, soll~e der Kongreß stattfinden, 
Nkomo anatelle von Muzorewa gewählt werden 

würde . Dem bielten wir entgegen, daß wir eine 
Verpflichtung eingegangen seien, und daß ih­
nen bewußt sein müsse, daß ~ese einzuhalten 
sei . Doch sie antworteten , sich nicht daran 
halten zu wollen . 

Uberdieo hatten wir bereits .früher belCerkt, 
daß Männer wie Reverend Ndabaninga Sithole 
grundsätzlich gegen das Vereinigungsabkommen 
eingestellt waren - obwohl dies kein G-rund (ür 
die DiffeI'enzen hätte !lein brauchen . Etwa 
vier bis fünf Monate nachdem das Abkommen un­
terzeichnet worden war , und nachdem - wie wir 
annahmen - alle unsere bisberigen Organisatio­
nen völlig aufgelöst waren - wir hatten die 
ZAPU aufgelöst und gehofft, er habe die Afri­
kanische Nationalunion von Zimbabwe (ZANU) 
aufgelöst - reiste Sitbole Jedoch durch West ­
europa und wurde dort als der Präsident der 
ZANU e mpfangen sowie als Mitglied des Exeku­
tivrates des Af rikanischen Nationalrates von 
Zimbabwe . Dies löste unter uns Verwunderung 
aus , doch dabei blieb es nicht : Er nahm Geld­
spenden entgegen - in der Bundesrepublik und 
Westberlin z . B. e twa 77 . 000 DM - , die e r je­
doch nich t etwa mit zurücknahm zum ANC in 
Sambia oder i n Zimbabwe , sondern auf ein Kon­
to in Zürich einzahlte , unter der Bezeichnung 
"Si thole-fond ". Dies en tsetzte uns ziemlich . 
Di es sind einige der Cründe , welche zur ge­
genwärtigen Lage geführt haben . Die augen­
blickliche Situation ist indessen sehr klar: 
Die Mehrheit des afrikanischen Volkes von 
Zimbabwe unterstützt unbestreitbaI" Joshua 
Nkomo und die Führung , die auf dem Kongreß 
gewählt worden ist , der am 27 . und 28 . Septem­
ber 1975 abgehalten wuI'11e . 

AlB: GenoDse Ndlovu , können Sie einiges Nä­
here über diesen Kongreß sagen? 

Saul Ndlovu: Der Xongreß wurde vom Afrikani ­
schen Nationalrat von Zimbabwe durchgeführt . 
Wenn ich micb recht erinnere , gibt es im gan­
zen Land 1 .002 Unterorganisationen des ARC, 
und von diesen , stellte sich beraus , weiger­

t en siCh lediglich sieben , De legierte zu die­
s em KongreB zu entsenden. Diese sieben befin­
den sich im Victoria-Bezirk. Die Mehrheit ent­
sandte Jed och Delegierte , und auch de r west­
lichen Presse zu folge nahmen 5 . 500 De legier te 
em Kongreß teil , nicht gerechnet diejenigen , 
die nicht als Delegierte , sondern als Beobach­
t er oder Sympathisanten der Partei teilnahmen . 
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Diese nahmen selbstverständlich nicht an den 
Bera~gen noch an den Abstimmungen teil _ Die 

Delegie.t"tenzahl bet.rug insgesamt 5 . 500. Nach 
den Beratungen wurden die Wahlen durchgeführt 
und in ihnen wurde Joshua Nkomo zum Präsiden­
ten des Afrikanischen Nationalrates gewählt . 

AlB: Treffen Informationen zu, daB im nun ge­
WäIi'lten Präsidium des ANC Sitze freigebalten 
wurden für weitere Pührungsmitglieder? Welcbe 
Schritte unternimmt die Jetzt gewählte ANC­
Führung auf eine eventuelle erneute Einigung 
mit Anhängern der bisherigen ARC- Führer bin? 

Sean Ndlovu : Es atimlllt, daß einige Sitze 
freigehalten wurden für einige der Führer des 
0.1 teo .\NC, die nach dem Abkommen von Lusaka 
diese Position innehatten. 
Wir vertra.ten die Auffassung , daß wir nicht 
dem Beispiel Muzol-ewa.o folgen sollten , der 
gesagt hatte , daß Jeder , deI' dem neuen ARe 
angehöre , aus dem ANC ausgeschlossen würde _ 
Wir wollten Reife in unserem Denken und Han­
deln zeigen . Dellhalb beschlossen wir , Posi ­
tionen für diese Personen frei zu lassen und 
ihnen zu erklären , daß Platz für sie in der 
Führung des ANC sei und daß, 'Wenn sie grund­

sätzliCh bereit seien ,zum bevs/fneten Kampf 
für die Befreiung Zimbabwes beizutragen, sie 
diese Positionen einnehmen und an der Führung 
des ARC teilnehmen könnten . Weigern sie sich , 
so werden sie niemanden dafür verant ... ·ortlich 
machen können . Was Bischof Muzorewa betrifft , 
so hat sich die Einsicht verbreitet, daß er 
nicht konsequent gewillt ist , den ARC ent­
schlossen durch den bewaffneten Kamp! :;u 
führen . Er verlieB Zimbab· .. e ohne Grund und oh­
ne eine Erklärung ab!.ugeben und befindet aich 
gegenwärtig in Sambia . Wir können uns nicht 
vorstellen , was er dort erreichen zu können 
glaubt , auf Jeden Fall wird er nicht mehr als 
ein Führer angesehen - er wurde abgesetzt und 
diskreditierte sich . Seine Abwesenheit hat 
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auf den revolutionären Kampf keinen Einfluß, 
ausgenommen, daß er Verwirrung in ~er Weltöf­
f entlicbkeit dadurch stiftet , daß er uninfor­
mierten Kreisen erklärt , er sei nach wie vor 
der F\ihL'er des African National Council. 

A.IB: In der westlichen Presse ist vielfach 
OIe Rede davon , daß die neugewählte Führung 
des ANC grundlegende Positionen aufzugeben be ­
re it und insgesamt kompromiBwilliger sei, was 
die zentralen Fragen der Befreiung des Volkes 
von Zimbabwe betrifft. Wie verhält es sich 
damit? WelChes sind darüber hinaus die näch­
sten Schritte, die der ABC unternehmen wird? 

Saul Ndlovu: Die Politik des African Natio­
nal Counci 1 ist kurz gesagt folgende : Wi _r 
wollen sofortige Mehrbeitsherrschaft. Die Fra­
ge der Mehrheitsberrschaft als Voraussetzung 
der Unabhängigkeit ist kein Verhandlungs ob­
jekt . Dies kann man nicht Dßchd.rüeklicher be­
tonen . Zwei tens ; Wir wollen eine nichtrassi­
stische Gesellschaftsordnung errichten. Wir 

haben nie gesagt, daß wir eine Gesellschaft 
wollen, in der diejenigen, die nicht schwarz 
oder nicht weiß sind , mehr Privilegien und 

Rechte besitzen als aDQare . Wir wollen eine 
Gesellschaft aufbauen, in ,,'eIcher vollkolllJllene 
Gl eichhei t aller Menschen vor dem Gesetz 
herrschen wird . Drittens haben wir in unzwei­
deutiger Weise e r klärt, daß wir bereit sind, 
die Verfahrensfrage der Machtübergabe von dem 

weißen Mi nderheitsregime an die Mehrheit des 
Volkes zu erörtern, Mehrheit verstanden als 
Resultat des ' ein ~lD - eine Stimme '-Prin­
zips . Hierüber gibt es keine Verhandlungen . 
Wir können nicht hingehen und erklären, .... ir 
wol lten noch keine 'ein Mann - eine Stimme '­
Regelung für fünf , zehn oder soundsoviel Jah­
re . Das Prinzip 'ein Mann - eine Stimme ' gilt . 
Damit stehen oder tal len wir ! 

Welche Strategio pl Onen?(aus : Newswllllk ) 

Ich möchte hier noch einmal betonen , Qaß wir 

- wie Joshua Nkomo am Ende des Kongresses 
feststellte - bereit sind, d i ese Fragen mi t 
dem Smith- Regime zu beraten , daß es j edoch 
em Smith- Regime selber ist , die Initiative ~u 
ergreifen unQ sich mit Qer Führung der afri ­
kanischen Bevölkel'ungsmehrhei t von Zimbabwe 
in Verbindung zu setzen und seine Bereitschaft 
zur Neueröffnung von Verhandlungen zu erklä­
ren . Er selbst war es schließlich , der die 
Verhandlungen auf der Victoria- Falls- BrUcke 
über den Sambezi abgebrochen hat , die an! 

25 . August 1975 begonnen hatten . Wenn er den 
Wunsch bat, die Verhandlungen wieder aufzu­
nehmen , so we iß er , wohin er sich zu wenden 
hat . Die Prage der Mehrheiteherrachaft ist 
dabei freilich absolut undiskutabel , und soll­
te Smith nicht bereit oein, unverzüglich die 
Macht an die afrikanische Mehrheit abzutre­
t en, wird die Verstärkung des bewaffneten 
Kampfes unausweichlich notwendi6 sein . 

Al B: WOl'in sieht der !.NC gegenwärtig die 
Hauptaufgaben und Möglichkeiten der interna­
tionalen Solidaritätsbewegung? 

Saul Ndlovu: Unser llauptanliegen besteht na­
t ürlich in materieller Unterstützung - Trans­
portmittel, Kleidungsstücke, medizinische 
Ausrüstungen und Nahrungsmittel; desgleichen 
in Form von Geld. Dies trüge beträchtlich zur 
Verstärkung unserer Kampfanstrengungen bei . 
Wir sind uns bewußt, daß namentlich in West­
europa kaum weitergehende MögliChkeiten der 
Unterstützung bestehen . Wir ~öchten jedoch 
gleichzeitig betonen, daß , soll Mo~ambique 
uns wirkungsvoll unterstützen können, Mo~am­
bique selbst nachdrücklich von der interna­
tionalen Gemeinschaft unterstützt werden muß. 
Man könnte es so ausdrücken : Mo~ambLques Un­
terstützung für uns wird abhängen von der Un­
terstützung Mo~ambiques durch die Weltöffent­
l ichkeit - durch die Vereinten Nationen, die 
Organi s ation für Afrikanische Einheit , ein­
zelne Solidaritätsgruppen in Europa, Asien 
und Lateinamerika usw . Die Fortsetzung soli­
darischer Hilfe darf nicht durch die Tatsache 
behindert werden, daß Mo~ambique jetzt ein 
unabhängiger Staat ist . Solange es Hilfe er­
hält, solange wird es uns unters t ützen können; 
wird es nicht un t erstützt, wi rd es sich in 
einer zu schwachen Position befinden , um sich 
gegen wirtschaft l ichen, militärischen und po­
l i t ischen Druck zu behaupten, der von Rhode­
!liens Ian Smi th und Südafrikas Johannes VOL'­
ster ausgeübt werden wird . Wir hoffen, daß 
wir mit dem Rückhalt dieser internationalen 
Solidarität in der Lage sein werden , de~ Be­
freiungskampf i n Zimbabwe zu verstärken und 
Zimbabwe i n kürzerer Zeit zu befreien, als 
wenn wir diese Hilf e nicht hät t en . 
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Äthiopien 
Am 12. September 1975, dem 1.Jahrestag des Sturzes Kaiser Heile Selassies (siehe .Al B Nr . 10/1974 
und 3/1975) und der Machtergreifung des äthiopischen Hilitärrates, demonstrierten Hunderttau­
sende durch Addis Abeba . I.hr gelJ;l.einsames J.nliegen: Unterstützung der eingeleiteten fortschritt­
lichen Umgestaltungen und deren konsequente ~ortrührung. ~orderungen zur Durchsetzung der Boden­
reform und zur schnellstmöglichen Formierung einer po litischen Massenorganisation beherrschten 
die Szene . Man nahm den Militärrat ( DERG) beim Vort , der sm 20 . ~zember 1974 die baldige Be­
teiligung des Volkes an der Macbt so versprochen hatte: "Auf politischem Gebiet muB es eine Or­
ganisation geben. die die Teilnahme des Volkes an der Regierung sichert, als Instrument zur 
• • • Kontrolle der Regierung dient . Es ist daher notwendig, eine nationale politische Partei zu 
haben, die alle fortschrittlichen Kräfte in einer Einheitsfr ont zusammenbringt." In derselben 
Erklärung hatte der DERG auch lthiopiens Weg zum Sozialismus als ähnlich dem Kubas. Chinas und 
Tansanias , d.h. als "frei von jeder AUSbeutung", vorgezeichnet . Beides bekräftigte denn auch 
der Militärratsvorsitzende, General Benti, in seiner Ansprache zum 1. Jahrestag auf dem Bovo­
lutionsplatz in Addis Abeba . 
[ndessen liegen die wirtschaftlich-sozialen O'bergangsschritte und die politiSChe Programmatik 
dieses "äthiopischen Sozialismus" noch weitgehend im Unklaren; bleibt eine zögernde, uneinheit­
liche Haltung des DERG bei der praktischen Anwendung seiner Reformvorhaben ebenso vorherr­
schend ",ie ein zwiespältiges, distanziertes Verhältnis zu den Aktivitäten und Organisationen 
der werktätigen Massen . Diese widersprüchliche Haltung der Mili tärregierung schildert Mama 
Zeleke. äthiopischer Korrespondent der französischen Zeitschrift afrique asie , anhand der Hal­
tung des DERG gegenüber dem Gewerkschaftsbund CELU, den Bauern und den nat ionalen Minderheiten . 

Mama Zeleke Ein Jahr danach: 
Militärregierung zwiSchen zwei Feuern! 

Nach einem Jahr der Machtausübung sieht sich 
lthiopiens "Provisorischer Militärischer Ver­
waltungsrat h (DERG) mit einer Reihe schwerer 
Probleme konfrontiert und die Si t uation in 
I thiopien erscheint in einem eher dunklen 
Licht. Das verdeutlichen bereits die folgen­
den wenigen Streiflichter. 

Eine ge.pannte Atmosphäre 

Im Süden des Landes sehen sich arme Bauern 
und Landbesitzer einem verschleierten Bürger­

krieg ausgesetzt . Die Hungersnot wütet im 
hilflosen Ogaden ebenso wie in anderen Pro­
vinzen des Südens . Vähreod Eritrea we iterhin 
in Schutt und Asche gelegt wird, dauert der 
offene Krieg gegen die AIaren (Nomadenstamm 
nahe Djibouti, d . Red . ) von Raoussa weiter an . 
Erdöl fehlt in Addis Abeba und der ~irt­
schattskrieg , der von den Großhändlern gegen 
den »ERG geführt wird, hat einen groBen Man­
gel an Zucker in den Provinzen heraufbeschwo­
ren . 

Die ProzeBangelegenheit, in der die Regie­
renden von Addis Abeba dem lthiopischen Ge­
werkschaftsbund (CELU) gegen~cerstehen , ist 
noch schwerwiegender geworden nach e inEm von 
den Busfahrern ausgelösten und trotz dar 
Verhaf tung zweier ihrer Führer fortgesetzten 
Streik . Die Kluft, die den llERG von der stu­
dentischen ~ugend trennt , vertieft sich : Mehr 
als 1 . 000 Studenten und "Zematchoch" (Bezeich­
nung für die an der Kampagne zur Alphabeti-

2aSierung und Politisierung, genannt "Zematcha" . 

beteiligten jungen Intellektuellen) werden in 
Hi litärlagern gefangengehalten . 

Das Problem der unterdrückten Minderheiten 

verschärft sich zusehends - das zeigt die na­
tionalistische Agitation, die in den Oromo­
Lands aufgebrochen ist und das Erscheinen na­
tionalistiSCher Zeitungen wie Eillisuma (Be­
freiung) . Im Norden sind zahlreiche Regionen , 
darunter Gojjam, zu regelrechten Festungen ge ­
worden, in denen Elemente der extremen ReCh­
ten eine Rebellion nach der anderen anstiften , 
um die Reformen des DERG zum Scheitern zu 
bringen . 

Wenn auch der letzte Versuch eines Staats­
streiches wie durch ein Wunder vereitelt wor­
den ist (20 Offiziere und 2 Zivilisten wurden 
hingerichtet) , so kursieren doch in der Haupt­
stadt we iterhin Gerüchte über eventuell be­
vorstehende naue Komplotte . Und es ist unbe­
streitbar , daß eine drückende Atmosphäre, die 
aus unruhigem Erwarten und Mißtrauen resul­
tiert , in I tbiopien und besonders in Addis 
Abeba herrscht . 

Der Sturz Halle 5ela .. les - Resultat von Massenkömpfen 

Beansprucht man , über ein erst vor einem Ju,br 

gebildetes Regime - das daher auch noch nicht 
die Zeit gehabt hat , Bedeutendes zu vollbrin­
gen, - eln abschließendes Urteil zu fällen, 
so wäre das zumindest. ein Wagnis . Wohl ober 
dUrfte ein Jahr genügen, um einige allgemeine 
Tendenzen anzugeben . Auch wollen wir diese 
Tendenzen bevorzugt dadurch herauszuarbeiten 



Die "J starken Männer " des äthiopischen Mili tärrates : Mengistu , Benti und Atnatu{v . l . ' und Demon st rante n 
rum I . Jahrestag der Revolution in Addis Abeba . 

versuchen, daß wir die Praxis des Hilitärre­
gimes mit seinen ei~nen Versprechen konfron­
tieren und indem wir seine Haltung ~rade zu 
j enen Bevöl kerungsschichten überprüfen , die 
eine entscheidende Rolle beim Aufstand vom 
Februar 1974 und beim Sturz der Feudalherr­

schaft gespielt haben . 
Denn man darf nicht vergessen , daß der DERG 
nicht durch eine von ihm selbst genährte Ver­
schwörung , sondern getragen von jener breiten 
Bewegung an die Macht kam , die die Mehrheit 
der äthiopischen Massen erfaßte . Diese poli ­
tische Lage hat die Manövrierfähigkeit des 
DERG von vornherein eingeschränkt . Sie drück­
te dem Hilitärregime ihren Stempel auf und 
drängte sie zur Einleitung bestimmter Maßnah­

men , denen es zunächst reserviert , wenn nicht 
sogar unverhohlen feindlich ~genüberstand . 

Da. "Provisorium" scheint von Deuer 

Bei der Obernabme der Regierungs~walt mußte 
der DERG, da die Massen Xthiopiens die poli ­
tische Bühne betreten hatten und da sie sich 
entschlossen zeigten , dort zu bleiben , den 
Schutz und die Weiterführung der Februarreve­
lutien versprechen . Desgleichen konnte der 
DERG nicht bean8pruche~, daß seine Regierung 

mehr als "provisorisch" sei. 
All die Probleme , die sich heute dem DERG 
stellen - die Bekanntmachung und die Schwie­
rigkeiten bei der Durchsetzung seiner Reform­
vorhaben , die Bürgerkriegssituation in den 
ländl ichen Gebieten - sind von den äußeren 

Umständen s einer Machtergreifung nicbt zu 

trennen . 
Zum damali gen Zeitpunkt wurde energisch die 
Bildung einer provisorischen Volksregierung 
von den Hassen Xthiopiens gefordert und zwar : 
vom Gewerkschaftsbund , den Studenten , der 
Lehrerschaft , den Beamten und auch von den in 
bestimmten südlichen Regionen ~schaffenen 
Bauernkomitees . Diese Forderung hat der DERG 
mit der Verhaftung von Gewerkschaftsführern 
und Beamten beantwortet , begleitet von wie ­
derholten Versicherungen des DERG, daß se ine 
Rolle "provisorisch" sei und daß er die Macht 
an das Volk übergeben wolle , "sobald die Si­
tuation sich stabilisiert haben wird" . Aber 
ein Jahr danach SCheint alles darauf hinzu­
deuten , daß der DERG beabsichtigt , aur unbe -
8ti~bare Zeit im Amt zu bleiben. ( ••• ) 

Revanche.lete der Feudelre.ktlon 

Nach einjähriger Erfahrung kommt man nicht 
umhin zu kons tatieren , daß die Verweigerung 
demokratischer Freiheiten und die repressiven 
Maßnahmen seitens des DERG die reaktionären 
Kräfte keineswegs an der Organisierung kon­
terrevolutionärer Ge~nbewegungen zu bindern 
vermochte . Vielmehr haben die konterrevolu­
tionären Kräfte ständig Revanche akte verübt 
und vor allem gegen die VolksmasseQ los~­

schlagen. 

Man kann auch nicht leugnen , daß in Xthiopien 
der DERG oder genauer die sieben "starken" 
Männer , nämlich der Oberst Atnatu , die Majore 21 



Hengistu, Kiros, Sisaya, Piseha Desta, Merid 
und der Hauptmann Moges, e~ne unumschränkte 
Herrschaft ausüben. Außerdem sieht man , daß 
der Sicherheitsapparat Haile Selassies nicht 
nur beibehalten, sondern noch ausgeweitet 
wurde (durch Personal und Finanzmittel); eine 
einzige lnderung wurde vorgenommen: Statt 
"Offentlicher SicherheitsdienBt" nennt er 
sich heute "Offentlicher ~ohlfahrtsdienst"l 

Im Zentrum der Widersprüche zrischen I1ilitär­
regime und Volksmassen begegnet man Problemen, 
die der Struktur, dem Klassencharakter und 

der politischen Rolle des DERu innewohnen -
was von Anfang an in der Läh1!lung radikaler, 
von ihm selbs t erlassener Reformvorhaben 
sichtbar wurde . 
Die Entwicklung des Verhältnisses zwischen 
DERG und Arbeitern ist in dieGer Hinsicht von 
Bedeutung. 

o.r DERG und die Arbeiter 

Anfänglich war das Verhältnis - wenn auch 
durch beiderseitiges Mißtrauen geprägt -
durch eine Tendenz zur Annäherung gekennzeich­
net. Das erste Zerwürfnis trat bereits zum 
Zeitpunkt der Machtergreitung des DERG im 
September 1974 zutage. Der Gewerkschaftsbund, 
der damals gerade einen KongreB abhielt, hatte 
eine Resolution verabschiedet, die Forderun­
gen nach demokratischen Freiheiten und nach 
der Bildung einer provisorischen Volksregie­
rung enthielt . Der DERG übte sofort Druck aus 
und versuchte, eine Abänderung dieser Resolu­
tion durchzusetzen. Und als die CELU sich 
weigerte zu gehorchen , wurden dre i ihrer Füh­

rer verhaftet (sie sind immer noch im Gefäng­
nis). 
Die Kluft vertiefte sich nocb, als der DERG 
versuchte , Betriebskomitees zu gründen und zu 
leiten, in denen Arbeiter und Unternehmer sich 
Seite an Seite fanden und deren Aufgabe es 
sein sollte, den "sozialen Frieden" in den 
Fabriken aufrechtzuerhalten; und als er sich 
gleichzeitig bemühte, die CELU zu "unterwan­
dern" , indem er sich besonders auf einige ihm 
ergebene Fiilirer, darunter Alem Abdi , stützte . 
Infolge dieser Manöver wurde das Erscheinen 
der "Stimme der Arbei ter n, der kämpferischen 
Zeitung der CELU , eingestellt . 

Kraftprobe mit dem Gewerkschaftsbund CELU 

Aber die Unzufriedenheit unter den Arbe itern 
bat sich vergröBert • .A.nläßlich des 1 . Mai 
1975 gingen sie zur Offensive über , als sie 
auf ihren Manifestationen die Absetzung Alem 
Abdis forderten , während ein Teil von ihnen 
sogar so wai t ging, Rufe wie "Nieder mi t; dem 

22kleinbürgerliChen Sozialislllus" anzustimmen . 

US -Präsenz in Äthiopien ---, 
Faksimile. von Dokumenten des US-Prä.ldenten. 

Gerald Ford fordert Kredite und 
" F S"·FlugZeuge tür den DERG. 

prGzids,'l1!al docume 
'fjt)c 3-Thc Prcsid 

Memoranden des US-Präsi denten .Yord; 
nBeschaffung von hochentwickelten Warfensy­
stemen für ! thiopien" 

Wenn Zweife l in bezug auf die anti feudalen 
Zielsetzungen des DERG angebracht scheinen , 
so besteht noch größerer Anlaß, die Politik 
des Antiimperialismus , die das neue Regime 
für sich beansprucht, anzuzweifeln . Nachdem 
die USA im November 1974 nach der Hinrichtung 
Aman Andollls einige Vorbehal te gegenüber dem 
DERG äußerten, verbergen sie nun nicht mehr 
ihr Interesse, dem Mi litärregime in Addi s Abe­
ba ~affen zu liefern (worauf die Abbildung 
des obigen UB- Dokumentes hinw~ist). Es ist 
sicher kein Zufall , daß die We ltbank dem DERG 
ein Darlehen von 81 Millionen Dollar bewilligt 
bat und beabsiChtigt , diesen Kredit für das 
Jahr 1976 zu erneuern; und es' ist auch kein 
Zufall, daß die amerikaniacbe Wirtschaftshil­
fe für Ithiopien denselben Umfang erreicht 
hat , wie zu den Zeiten , da die Beziehungen 
zwischen Washington und Haile Se lassie zum 
besten standen. 
Als Gegenlei stung hat der DERG jeden Angriff 
auf den US-Imperialismus i n Funk, Fernsehen 
oder Presse untersagt . Außerdem hat er sein 
Versprechen, alle ungleichen Verträge zwi­
schen Washington und Heile Selassie zu re­
spektieren, eingehalten . Diese Vertxäge be­
rechtigen die USA u . a . dazu, Militärbasen auf 
äthiopischem Territorium zu errichten sowie 
Häfen und Flughäfen des Landes für militäri­
sche Zwecke zu benutzen. 
Die amerikanischen Mi litärberater und CLA­
Asenten befinden sich in Addis Abeba noch im­
mer auf ständigem Posten und der DERG hat eine 
große Anzahl seiner Offiziere in die USA -
insbesondere in die ~ashington Police Academy 
- geschickt, um sie mit den Methoden des Kamp­
fes "gegen Aufständische und Kommunisten" 
vertraut zu machen . Trotz der Vers taatlichun­
gen , von denen amerikanische Gesellschaften 
nur teilweise betroffen wurden, ist die ~irt­
schaftspolitik des oERG auf die Ermunterung 
ausländischer Investitionen in den strategi­
schen Sektoren gerichtet sowie auf die Sdlaf­
tung von Kapitalgesellschaften mit ausschließ­
lich ausländischer Beteiligung oder von ge­
mischten Gesellschaften mit StaatSbeteiligung. 

Die Arbeiter griffen zu noch schärferen Mi t­
teln, indem sie AlellL Abd.i und einige seiner 
Freunde in ihre Gewalt brachten und in den 
Büros des neuen Sitzes der CELU einsperrten . 
Di ese Kraftprobe wurde vorläufig beendet, 



indem die Armee den Sitz der CELU plünderte , 
Alem Abdi befreite und schließlich mit der 
Zusage des DERG , die Organisierung neuer Ge ­
werkschaftswahlen zu erlauben. Dann aber 

hielt der DERG dieses Versprechen nicht ein 
und kündigte stattdessen das Verbot der CELU 
an unter dem Vorwand, daß "die internen Macht ­
kämpfe der Motor für Unruhen wären" und daß 
der Gewerkschaftsbund überhaupt ein Instru­
ment des Imperialismus sei - was früher ein­
mal richtig war , aber seit 1975 nicht mehr zu­
trifft . 
Dieser Herausforderung wurde postwendend be­
gegne t von den Studenten, die in Addis Abeba 
und in verschiedenen ländlichen Gebieten de­
monstrierten, und von zahlreichen Gewerkschaf­
ten, darunter von Organisationen der Lehrer , 
die ein Dokument pub~izierten , daG den DERG 
scharf angriff - während die CELD zum Gene ­
ralstreik .für den 30 . Mai 1975 aul'rief . 

Alles schien darau.f hinzuwei sen , daß die Front 
des Volkes aus den Februarta~n des Vorjahres 
im Begriff war, wiederzuerstehen . 

Gestärkte PosItion der CELU 

Der DERG wich mit Bedacht einen Schritt zu­
rück . Er rehabilitierte die CELU . Wahlen wur­
den organisiert, bei denen die wirklich akti ­
ven Mitglieder in die Leitung der neuen CELU 
Eingang fanden . In ihrer ersten Resolution 
verlangte die CELU-Führung die Respektierung 
der demokratischen Freiheiten , die Preilas­
sung aller ein~kerkerten fortSChrittlichen 
Kräfte ebenso wie die Nationalisierung des 
Bodenbesitzes im städtischen Bereich . 
Nach diesem Sieg der CELU bleibt das Verhält ­
nis zwischen den Gewerkschaftern und dem DERG 
angespannt . Ein neuer Konflikt wurde durch 
einen Streik der Transportarbeiter des öf­
fentlichen Dienstes in der Provinz und durch 
die Verhaftung zweier ihrer Gewerkschaftsfüh­
rer ausgelöst . Schließlich trägt euch die vor 
kUrzem erfolgte Verhaftung eines der stellver­
tretenden Sekretäre der CELU, der we gen poli ­
tischer Äußerungen gegenüber der Zematcboch 
angeklagt ist, nicht zur Entspannung des 
Klimas bei , 
So ist auch absehbar , daß sich die Widersprü­
che zwischen dem DERG und den Arbeitern aufs 
Neue zuspitzen und in eine Kraftprobe Yon 
noch größerem Ausmaße einmünden werden , ( . . , ) 

Stand der Agrarreform , _ , 

Die Agrarreform , die der TIERe unter dem Druck 
der Volksmassan vornahm, hat den Klassenkampf 
auf dem Lande noch verschärft , 
Die ~auern haben begonnen , Ländereien der 
Feudalherren zu besetzen und , mit Hilfe der 

Zematchoch , Kampfkomitees zu gründen . Da s ie 
die Agrarreform als den Anfang eines offenen 
Krieges gegen die Großgrundbesitzer ansahen , 
richteten sie - was auch als Ausdruck eines 
hollen politiSChen Bewußtseins zu werten ist 
- an die Regierung die Forderung nacll Zutei­
lung von Waffen . Denn unter dem Druck der 
Massen hat der DERG zwar theoretisch - d . h . 

auf dem Papier - die Feudalherrschai't 8b~­

schaf.ft , die Bauernmassen hingegen verlangen, 
daß die Revolution in die Praxis umgesetzt 
wird . Det' DERG , der mit einer d.erartigen Ent­
wicklung nicht gerechnet hatte , s teht jetzt 
vor einem echten Di lemme . 

Die heutigen Verhältnisse in den ländlichen 
Gebieten der nördlichen Provinzen zeigen wohl , 
daß die Agrarreform dort keine Fortschritte 
zeitigt , 

Mit Appellen an dia religiösen , regionalisti­
schen und nationalistischen Gefühle versuchen 
die Großgrundbesitzer fortwährend, die Bau­
ernschaft gegen das neue Regime zu mobilisie ­
ren . Andererseits trägt der DERG mit seiner 

Weigerung , die gegen die Peudalherren kämpfen­
den Ba~ern zu hewaffnen , mit seiner Unschlüs ­
sigkeit in der Durch.fühJ."UDg radikaler Maßnah­

men gegen die Feudalbe rren (bei gleichzeiti­
ger Repression gegen aufständische Leibeige ­
ne), selbst objektiv dazu bei, daß hinsicht­
lich seiner antifeudalen Absichten Zweifel 
aufkommen . 
In den südlichen Provinzen , wo Pachtverhält­
nisse typisch sind und die Unterdrückung der 
nationalen Minderheiten tagtäglich stattfin­
det , verschärft sich der Klassenkampf zwischen 
Landeignern und armen Bauern . 

ZweIfel In der Bauernschaft 

Zahlreiche wehrlose Bauern wurden durch die 
Feudalherren und ihre Hand.langer ermordet 
(zo geschehen in Kaffa , Sidamo, Illubabaor , 

Yol lega oder Shoa) . In anderen Bezirken orga­
nisierten sich die Bauern , indem sie Gerichte 
und bewaffnete Komitees schufen . So besetzten 
sie Ländereien und entwaffneten die Großgrund­
besitzer (in Wollamo , SOdo , Sidamo usw . ) , die 
in den Provinzatädten Jima , Maki Wolliso , Le ­
kamt oder Awasa Zuflucht suchten . Solche Er­
eignisse haben einige Beobachter veraniaßt 
zu erklären, das Land befände sich in einem 
Zustand des Bürgerkrieges . 
\lichtiger jst aber die Tatsache , daß - beson­
ders innerhalb der Bauernschaft _ viele Äthio­
pier die Ziele des DERG anzweifeln . ~rotz des 
Geserzeserl~s6es iiber die Agrarreform und 
trotz der anti feudalen Erklärun~en wird des­
halb auch häUfig der Schluß gezogen , daß die 
Militärregierung der Bewegung zur BeSreiun~ 
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der Bauernschaft feindlich gesinnt sei . In 
verschiedenen Teilen des Landes vertreten 
manche Zematchoch sogar die Meinung , daß die 
AgrarrevolutiOll nur im Kampf gegen die l'lili­
tärregierung und ihre Bürokratie erfolgen 
könne . 
Abgesehen davon , ob eine solche politische 
Haltung berecht i gt ist , muß man gestehen , daß 
es nicht an Gründen fehlt , die solche Zweifel 
an den antifeudnlen Abeichten des DERG her­
vorrufen können . 

80 hat die Regierung beispielsweise im Gegen­
satz zu ihren früheren Erklärungen für die 
Bauern , die sich bei den Streitkräften ver­
pflichtet haben , nur Vergütungen bewilligt , 
die niedriger als die allgemeinen Soldarbö­
hungen (von 125 bis 200 Dollar .Nir.' einen ein­
fachen SOldaten) liegen. Mindestens 21 Be­

sitzgüter (awrajas) sowie Ländereien von Aus ­
ländern wrden , dem DERG zutolge , vom Nat io­
nalisierungserlaB "vorläUfig" ausgenommen ••• 

Ein Jahr nach dem Sturz Balle Selassis herrscht 
in den ländlichen Geg"!nden Itbiopiens ein Zu­
stand sozialer Gärung . Durch seine Weigerung , 
die Landarbeiter zu bewaffnen, durch seine 
Unt erdrüCkungsaktionen gegen letztere und die 
Zematchoch , durch sein Zögern , rasche ~­

men gegen Feudalherren und Landeigner zu tref­
fen , hat der DERG das Vertrauen der Bau.eI'D­
massen einsebüBt . Dieee Situation, deren Ge ­
fährlichkeit nicht zu übe rsehen ist, wird 
zweifellos für das Schicksal der Militärregie­
rung und die Zukunft Itbioplens von vorent ­
scheidender Bedeutung sein. 

Ungelöste Hatlonalttl lanprobleme 

Was das Problem der unte rdrückt en Nationali­
täten angeht , so bringt die Politik dee »ERG 
ebenfalls keine zutriedenstellende Lösung, 
was der brutale Krieg dokumentiert, de~ Eri ­

trea verwüstet . 
Die Unfähigkeit des Hi litärregimes , die Agrar­
frage im Süden zu lösen , ist von seinen chau­
vinisti schen Ansichten in der Nationalitäten­
frage nicht zu trennen . Der DERG hat die Rea­
lität der Unterdrückung der Nationalitäten 
geleugne t und aur verantwortungslose Weise die 

Losung des "Vereinigten Ithiopien" (einstige 
demagogische Parole Kaiser Haile Selassie, 

d . Red . ) benutzt . Seine Unterdriiekungsaktionen 
gegen Nat"ionalisten wie Tadesse Biru hat Ver­
bitterung hervorgerufen , das nationalistische 
Bewußtsein und die nat i onsl istischen Forderun­
gen noch verstärkt . Das Erocheinen von An ti­
DERG-Zeitungen, wie Billisuma, deren Inhalt 
rein nati onalistischen Charakter hat, sind 

ein Beweis dafür . 
Ebenso hat die Repreeeion in den Gebieten der 
~faren die Spannungen zwischen den verschie ­
denen Bevölkerungstei len I thiopiens geschürt . 
So muß mBD ein Jahr nach seiner Machtübernah­
me feststellen , daß der DERG ein Land regiert, 
das genauso une ins iet wie früher . 
Die i nstabile allgemeine Lage trägt zur Ver­
SChärfung der Machtkämpfe innsrhalb des DERG 
bei , in dem die rechten Elemente wie Major 
Sisnye ihre Posi tion gefestigt haben . Die Um­
sturzversuche häufen sich und die Säuberung 
innerhalb der Armee von "rad.i..kalen Elementen" 
wird systematisch durChgeführt, insbesondere 
1n Eritrea, wo sowohl Offiziere als auch ein­
fache Soldaten wegen "Ungeborsam " hinßßrich­
tet" wurden. ( ••• ) 

Die Fe .. eln de. ,,1tf1loplschen SozI.lIsmu." 

Angesichts der Vielfslt der angehäuLten Pro­
bleme. angesichts der inneren Inscabilität 
des DERG und seiner Unfähigkeit, das Vertrauen 
der Massen zu gewinnen, neigt die Militärre ­
gierung immer mehr dazu, die Gewalt als Ober­
zeugungsmittel anzuwenden . 
Während die von ihr verabschiedeten,an sich 
radikalen Reformen Zustimmung unter den Mas ­
se n finden , rufen ihre bürokratischen Metho­
den und die zögernde nsl tung bei der Anwendung 
der Reformvorbaben ~iBbilligung und Verzweif­
lung hervor . Wenn die ehemaligen Eigentümer 
der ver~'Calltlichten Banken als Direktoren 
derselben unter dem Vorwand, sie hätten dem 
"äthiopischen Sozialismus" zugestimmt , einge­
setz~ werden , hat das Volk Grund zur Beunru­
higung. Wenn die VolkSmBssen zuseben, wie ih­
nen jedes Recht und jede Beteiligung an der 
Machtausübung vorenthalten wivd , ist es dann 
verwunderlich, wenn sie häufig die Meinung 
vertreten, die VerstaatliChungen würden aus­
schließlich der Bourgeoisie und de~ neuen Bü­
rOkratie zugu~ekommen? 

Der "ät"hiopiscbe Sozialismus" vermochte die 
lIet'zen der Massen noch nicht zu erobern. Ein 
Jahr danacb befinden sicb alle Volkskrärte , 
die den Sturz des Regimes Haile Selassie mit 
herbeiführten , obzwar mit verschiedenen Ab­
stufungen , in Opposition zum DERG . Diese Re­
gierung , die isoliert und mit gebundenen Hän­
den dasteht, hat wiederholt erklärt, der 
"ö~hiopiscbe Sozialismus " orientiere sich 
nicht an einem ausländischen Vorbild . Ve lehen 
Weg aber wird er gehen? Die Erfahrungen die­
SElS ersten Jahres liefe1'n hierfü.r keine ermu­
tigenden Anzeichen . 

(Q.ueLle : afrigue 
1975) 

aaie, Paris, Nr . 93 UDd 94/ 

Adressenänderung bitte rechtzeitig bekanntgeben ! 



Libanon 
Lothar A. Heinrich 
Religionskrieg oder Klassenkampf im Libanon? 

Am 13 .4 . 1975 überfiel ein Kommando der f a ­
schi stischen Kataab-Partei einen vollbss6tz­
teD Bus , der Mitglieder und Familienangehöri ­
ge der Arabischen Befreiungs!ront (ALP) von 
einer Gedenkfeier zurückbrachte . Bei diesem 
Anschlag im Beiruter Christenviertel Ain e1-
Roumaneh wurden 28 Palästinenser , unter ihnen 
Frauen und Kinder , getötet und viele weitere 
schwer verletzt1 ) . Dieses Verbrechen löste 
die bis heute andauernden Kämpfe in Beirut I 

aber aucb in anderen Teilen des Libanon, aus . 

In deo bürgerlichen r1edien der BRD wird der 
Konflikt allzu hiiufig vordergründig als Reli ­

gionskrieg . nämlich zwischen Christen und 
Muslims , dargestellt . Dabei werden jedoch Form 
und Inhalt der Auseinandersetzung verwechselt . 

Die historischen Wurzeln des "ReligionSkrieges" 

Der Lib8.Ilon ist das einzige arabischsprachige 
Land , in dem ein nennenswerter Anteil de r Be ­
völkerung christlich ist . Die Maroniten , die 
heute die stärkste christliche Kirche im Li ­
banon s ind , sind dem Vatikan unterstellt , ha-

ben aber einen eigenen Patriarchen2 ) . 
Während der Kreuzzüge verbündeten sie sich 
mit ihren Glaubensbrüdern und wurden daher in 
der Folgezeit - also nach der Zerschlagung 
aller ChristliChen Staaten im Nahen Osten -
von der muslimischen Staatsmacht als Fremd­
körper betrachtet und entsprechend schlecht 
behandelt . Das sollte sich erst grundlegend 
mit der Errichtung des französischen Protek­
torats i~ Libanon und in Syrien ändern . AL­
lerdings kennt die libanesische Geschichte 
schon frühere konkrete Beisplele von Ausein­
andersetzungen, die nicht dem konressionellen 
Muster fOlgten. Von groBer Berühmtheit ist 
hier die Geschichte der "Kommune von Kasrawan". 
Im Jahre 1858 brach die erste bekannt geworde­
ne Bauernrevolte in der libanesischen Ge ­
schichte aus , in der sich die christlichen 
Bauern gegen ihre ebenfalls christlichen 
Sheikhs der Al - Khazen Familie erhoben und ei ­
ne plebejiSCh- republikanische Regierungsrorm 
schufen . Die christlichen Feudalherren wand­
ten sicb an die Feudalherren der südlibane­
sischen Drusen , einer muslimischen Sekte, um 25 



Unterstützung. Schließlich gelang 8S ihnen i~ 

Jahre 1800 , die Kommune mit der Hilfe d.er 
Drusen, der Os~anen (Türken) und dsr europä­
ischen Kolonialisten im Blut zu ersticken') . 
Hier wurde also schon deutlich, daß die Klas­
sengegensätze im Endeffekt die Oberhand über 
konfessionelle Gegensätze behalten , obwohl 
diese von den Osoanen intensiv geschürt '.;ur­

den, um die lokalen Feudalherren gegeneinan­
der auszuspielen und so gegenüber der "Rohen 
Pforte" (Regierung des osmanischen Reiches in 
Konstantinope l) zu schwächen. 

Das Eindringen des französischen Imperialismus 

Mit dsa Eindringen des europäiSChen - vor al­
lem des französischen - Imperialismus in den 
Libanon änderte sich die gesellschaftliche 
Stellung der Christen wesentlich . Der Libanon 
wurde voc französischen Imperialismus , der 
das Land zwischen 1918 und 1943 ale Handats­
macht verwaltete, zum Finanz- und Handels­
zentrum des Nahen Ostens ausgebaut . Dabei 
stützte sich die Mandatsmacht vor allem auf 
den christlichen Bevölkerungsteil - damals 

über 50% der Gesamtbevölkerung - dessen herr­
schende Klasse sich zur Kompradorenbourgeoi­
sie ent~ickelte. ohne dabei allerdings ihren 
zumindest politisch feudalen Charakter aufzu­
geben . 
Die bis heute wirkende Kombination des Feuda­
lismus mit dem Konfessionalismus geht auf das 
Ende des 19 . Jahrhunderts von den europäiechen 
MäChten dem Libanon aufoktroyierten Regie ­
rungssystem des "Nizam al-l'iutassarifijja" 
zurück . Damals erhielt der Libanon eine inne­
re Autonomie von den Osmanen und wurde von 
einem Regenten zentralistisch regiert . Dieser 
unterstand der Kontrolle eines 12köpfigen Ra­
tes, dessen Mitglieder erstmalig nach dem -
im wesentlichen noch heute bestehenden - kon­
fessionellen Proporz gewählt wurden . Die zu 
wählenden waren die "za ' im", die feudalen Füh­

rer . Der ~eudalismus wurde also mit den In­
stitutionen eines modernen Staatswesens ver­
bunden . Obwohl später , unter französischer 
~errschaft 1922 , das erste libanesische Par­
lament gewählt und vier Jahre darauS das er­
ste Kabinett ~bildet wurde , hat die geschil­
derte Struktur bis heute überdauert4 ) . Ent­
spreChend sind auch heute die meisten Parla­
mentarier "za ' ims " ihrer überwiegend konLes­
sioneilen Gemeinachaft . Das gilt durchweg 
für die reChten christlichen Politiker , das 
gilt aber auch für den Vorsitzenden der So­
zialistischen B'ortschri ttspartei, den Drusen· · 
führet" Kamel Djumblatt . 
Der gegenwärtige Proporz, der vom annähernden 
zablenmäßigen Gleichgewicht zwiscben Christen 

2Sund Muslims ausgeht , beruht auf der unge-

3chriebenen "Charta von 1943" . Er sieht für 

alle Staato- und Regierungsinstitutionen ein 
Verhältnis von 6 Christen zu 5 Muslims vor . 
Im Parlament sind entsprechend 54 de~' 99 Ab­
geordneten Christen . Der Präsident soll ein 
oaronitiscber Christ sein, der Ministerpräsi­
dent ein sunnitischer Muslim, der Parlament;s­
vorsi ~zende ein schiitischer Muslim usw . 5) . 
Das bier zutage tretende Zahlenverhäl~nia 
fuBt jedoch auf der Volkszählung von 1932. 

Der deutlich werdenden vorrangigen Machtstel­
lung des christlichen BevölkerungsanteilS 
en~spricht aus den genannten Gründen in weit 
stärkereQ f1aBe seine wirtecba.ttliche Stärke . 
Charakteristisch für den Libanon , die so~­
nannte "Schweiz des Nahen Ostens " , ist die 
Dualität eines hocbentwickelten Finanz- und 
Banksystema, das in der Hauptstadt Beirut 
zentriert ist, und die wirtschaftliche und 
soziale Rückständigkeit im Bereich der Land­
wirtschaft und Industrie . Diese Dualität wird 
noch durch die krassen regionalen Gegensätze 
verschärft. Dabei sind die von den Muslims 
bewohnten Gebiete im Süden , Norden und Osten 
die rüCkständigsten des Landee . 

Die "Schweiz des Nahen Ostens" 

Der Finanzsektor dient im wesentlichen als 
Umschlagplatz zur Abwicklung von GeSChäften 
zwischen den imperialistischen Ländern und 

den wohlhabenden arabischen Ländern der Golf­
region. Nach den SChätzungen einer Beiruter 
Bank profitiert das Land jedOCh von mehr als 
der Hälfte der finanziellen und kommerziellen 
Transaktionen kaUD6) . nie daraus folgende Un­
terentwicklung zeigt sich im Anteil des io­
duatriellen und landwirtschaftlichen Sektors 
am ßruttouationalprodukt, dar zusammengenom­
men weniger sIe ~ beträgt, obwohl in diesen 
Sektoren ~O-45" der Bevölkel:-ung beschäftigt 
sind7) Ein liberales Wirtschaftssystem, das 

von der Washington Post als "nahös tliche Kari ­
ka"tur von Dickensschem Frühkapitalismus" be­
zeichnet worden ietS) , hat eine Einkommensver­
teilung aufl'echterhalten und weiter gefördert, 
bei der die meist christliChen "200 .Familien" I 
des sind knapp 5% der Bevölkerung , sich über 
50% des Nationaleinkommens aneignen - gegen­
über 12-15% für das gesamte ländliche und 
städtische Pt'oletariat 9) . Die wirtscha!tli·· 
chen Aktivitäten der libanesischen Bourseoi­
sie beschränken sich fast ausschließliCh auJ 
unproduktive Sektoren mit kurzfristigen enor­
men Gewinnchaocen . Beispielhaft hierfür ist 
dLe Boden und Wohnungs spekUlation . So kostete 
der QusdraLmeter Boden im Be1ruter Hamra-Vier­
tel 1967 ca . 240 DM , A.n.!ang 1975 allerdings 
8.!llon 19. 000 DM . In gewiesen .Bergorten, in 



~'al&.nea - Nhl·(I,. P . Gemayel im Kr .. i .... "einer Laibgarde 

die sich die Bourgeoieie im Sommer zurückzu­
ziehen beliebt, versechsfecbte sich der Prais 
im Laure von zwei Jahren 10) . Die daraus ent ­

stehenden Gewinne kommen voll und ganz den 
Eisencümern zugute , die praktisch keine Sceu­

em zu zahlen brauchen. 
Eine besondere Stellung innerhalb der herr­
schenden Klasse nimmt die Haronitische Kircbe 
ein . Sie besitzt ~ des gesamten landwirc ­
schafclicb genutzten Bodens, 8~ aller Schu­
len, 90% der Hospitäler und Polikliniken und 
eine überaus große Zahl von Immobilien . Die­
ses Vermögen wird von einem kleinen Kreis von 
Prälaten verwaltet, deren uneingeschränkter 
Herr der Biscbof Cbarbal al - Kbassis ist11 ) 

Die Auswirkungen der Krise 

Dieser auch noch extrem protzig sui"tl'etenden 
parasitären Bourseoisie stebt die Masse des 
libanesischen Volkes, Christen ebenso wie 
Muslims, gegenüber . Die ärmste Bevölkerungs­
gruppe sind die zum größtenteil schiitiscben 
Muslime nus dem Süden des Landes. Im Zuge der 
Flucht vor den israelischen Terrorangriffen 
auf diese Region , aber auch im Rahmen der all­
gemeinen Landflucbt baben sieb gerade von ih­
nen viele in den Elendsquartieren rund ~ Bei ­
rut angesi.edelt . Durch die allgelte i ne kapita­
listische Krise hat sich das Los des libane­
sischen Proletariats und aUC3 der Kleinbour­
geoisie noch weiter verschlechtert . De r Sekre­
tär des Zentralkomitees der ~banesischen 
Kommunistischen Partei (POL) , Nadim Abde l Sa­
cad, faßt die Auswirkungen dieser Krise fol ­
gendermaßen zusammen : 

" . •• rasche s Ansteisen der Arbeitslosenzahl und 
Verstärkung der Inflation , wachsendes Zahlungs ­
und Handelsbilanzdefizit, ungeheuerliche Aus­
maße zunehmender Bodenspekulation , ständig 

forCschreitende Steigerung der Preise für Has­
senbedarfsgtiter , Erhöhung der Hieten und 
PaChtzinsen , chronische Stagnation im Handel, 
im Dienatleistungsbereich und Bauwesen , Rück­
gang der Transportleistungen im Transitver­
kehr, Verheimlichung der Profite und St euer­
hinterziehung der Kapitaliaten sowie zahllose 
Finanzaffären und unge set~liche Geschäfte be ­
schleunigen des Herannahen der Krise • • • I'lebr 
noch - Libanon ist im Begriff, seine Rolle 
als einziger und wichtigster Finanzmarkt der 
Region zu verlieren, erstens infolge der Kon­
kurrenz Irans und Kuweits, zweitens infolge 
der nun schon acht Jahre andauernden. Agg=es­
sion Israels gegen die südlichen Bezirke Li ­
banons und drittens infolge der immer labiler 
werdenden innenpolitischen Lase ". 12) 

Die zwei antagonistischen Lager 

Vor diesem Hintergrund müssen die Auseinan­
dersetzungen der letzten Jahre , die j e tzt of­
fensichtlich einem Höhepunkt zustreben , gese­
hen werden . Das innenpolitische Kräftefeld 
wird von zwei antagonistischen Lagern be­
stimmt: denen, die das alte System erhalten 
wollen , und ihren Gegnern . Die erste Gruppe 

ist aus den genannten Gründen mehrheitlich 
christlich . Die ideologischen Auswirkungen 
der sozioökonomischen Rückständigkeit und die 
Anheizung von Emotionen durch die uncittelba­
re Erfahrung des Bürgerkrieges bewirken , daß 
sich bier auch ein groBer Teil von Cbriscen 
einfindet, die ihrer objektiven Klassenlage 
zufolge auf Seiten der Linken stehen müßten . 
Auf der Gegenseite finden sich entsprechen~ 
nicht nur proletarische Kräfte , sondern auch 
IDuslimiscbe "ze'ims", die genötigt sind , ihre 
längerfriatigcn Klasseninteressen zurückzu­
stellen, um nicht ihre Basis völlig zu ver­
lieren . 
Die Hauptprotagonisten der christlichen Rech­
ten sind der Präsident der Republik , Soleiman 
Frangie , der Innenminister \md Vorsitzende 
der National Liberalen Partei, Camille Cba­
moun , unCer deesen Regierung 1958 US- Marines 
die Herrschaft der Kompradoren und Feudalher­
ren retteten , und schließlich die als bewaff­
neter Stoßcrupp 1932 nach Mussolinis Vorbild 
gegründete faschistische Kataeb-Partei (Fa­
lanse) unter Pierre Gemayel. 
Au! der Ge~nseite steht vor allem die Front 
der demokratischen Kräfte . Zu ihr gehören di e 
Sozialistische Fortscbxittsparte i (PSP) Kamel 
Djumbletts, der auch der Führer der Front ist , 
die POL und die OACL (Organisation der kommu­
nistischen Akt ion Libanons) , die sich als 
links von der POL siehend wähnt und vor allem 
mit der palästinen3ischen Organisation EDPLP 
zusammenarbeitet13 ) 
Auf der Seite der progressiven Kräfte stehen 
ferner die Nasseristen und die pro-syrischen 
bzw. pro-irakiscben Baathisten. Eine nicht 
unwesentliche , wenn auch tendenziell zentri­
stiecbe Position nimmt die schiitiSChe Bewe-
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!UDg der Entrechteten des Imam Sadr ein . Auch 
die Gewerkschaftsbünde CGT und mehr noch die 
FENASOL sind hinzuzurechnen . 

Die Rolle der Milizen 

Wie die libanesische Zeitung An- Nabar sm 
22 . 8.1975 berichtete, beetanden damals insge ­
samt 15 offizielle Milizen , die zusammen 
150. 000 Mann unter Waffen hatten und über ca . 
300. 000 Feuerwaffen vertügten14). Hinzu kommt 
allerdings eine nicht geneu bekannte Zahl rein 
privater Milizen und solche religiöser Grup ­
pen . Zu ihnen gehören die Leibgarden der ge­
nannten Politiker,aber auch die noch rechts 
von der Katseb stehenden Geheimbünde Front 
der Verteidiger der Zeder und die Hiliz der 
Maronitiscben Liga . Beide werden vom Orden 
der maronitischen Mönche, deren Führer der 
erwähnte AI - Khassie ist, finanziert . Ober die 
äl teste und bislang auch wobl bestgerüstete 
Miliz verfügt die Kataeb . Demgegenüber hat 
beispielsweise die Kommunistische Partei erst 
als Reaktion auf den von den Rechten ausgelös ­
ten Bürgerkrieg eine Miliz gebildet . Ihre Mit­
glieder sind größtenteils Arbeiter und - su­
ßerhslb Beiruts - z . T. Pächter auf den Lati­
fundien . Die Miliz der Kataeb rekrutiert sich 
demgegenüber in erster ~nie aus dem Kleinbür­
gertum. Die rechten Gruppen schicken ihre Ka­
der zur Ausbildung in westeuropäische und kon­
eervative arabische Staaten. Darüber hinaus 
werben sie Söldner mit einscblägigen Erfah­
rungen , so z . B. den ehemaligen Fremdenlegio­
när Rene Gaudet , der die Privatarmee (ca. 
200 Mann) des mit den Chamounisten verbünde­
ten Geschäftsmannes Henri Sfeir befehligt 15) . 

Mitte September wurde ein Ausbilder der K6-
taeb , das ehemalige OAS-Mitglied una späterer 
Söldner im Jemen und in Angola, Jean Kay , er-

28 schossen 16) . Laut El Moudjahid tauchten im 

Mai d . J . ca . 90 westdeutsche und amerikani ­
sche als Touristen eingereiste BUrgerkriege­
spezialisten im Land unter17) . Die Warfen der 
rechten Kräfte stammen daher auch überwiegend 
aus westlichen Ländern und natürlich auch aus 
Israe118) . So berichtete das Zentralorgan der 
POL, An Nida, Ende April 1975, daß ein west­
deutsches Schiff im Hafen von JoUni~ Waffen 
für die Kataeb gelöscht babe19) . 
Die Hilizen der progressiven Parteien werden 
in erster Linie von den verschiedenen palä­
stinensischen Organisationen ausgebildet und 
ausgerüstet, erhalten aber wohl auch Unter­
stützung von arabischen Staaten2 wie Libyen, 
und den sozialistischen Ländern 0) . 

Das Refonnprogramm der fortschrittlichen Parteien 

Der Klassencharakter der antagonistischen 
Parteien macht deutlich, daß die Auseinan­
dersetzungen in erster Linie innerlibanesi­
schen Charakter baben und die sozioökonomische 
Struktur des Landes betreffen. Entsprechend 
liegen hier die hauptsächlichen Forderungen 
der progressiven Parteien . Obwohl sich das 
konfessionelle Zahlenverbältnis inzwischen 
eindeutig zuguneten der muslimiechen Bevölke­
rung verschoben hat (ca . 60%), fordern diese 
in der demokratischen Front zusammengeschlos ­
senen Parteien in ihrem Hitte August 1975 
vorgelegten Reformprogramm nicht etwa die 
Umkehrung des Proporzes, sondern seine Aufhe­
bung und grundlegende demokratische, soziale 
und politische Reformen für die Mehrheit der 
Bevölkerung ohne Ansehen der Religionszuge ­
hörigkeit . 

Diese zentralen Forderungen werden von der 
rechten Bourgeoisie völlig abgelehnt . Btatt­
dessen bringt sie ein anderes Problem in die 
Diskussion, das der Anwesenheit der ca. 
300. 000 Palästinenser und ihrer Organisatio-



nen auf libanesische~ Boden. Obwohl die palä­
stinensiachen Organisationen , vor allem die 
Palästinensische Befreiungsorganisation PLO, 
immer wieder erklärt baben , daß sie an inner­
libanesischen Konflikten nicht teilzunehmen 
wüna~hten , baben sich die Terrorangriffe der 
libanesischen Reaktion im allge~einon ~unächBt 
gegen sie gerichtet .. Daher iiberschrieb EI 
Moudjahid am 16. 4- .1975 einen Artikel "Der pa­
l~stinensische Widerstand steht vor einem 
neuen Komplott - Die Falangisten auf den Spu­
ren Husseins" • In der Tat zeigt daa zeitliche 
Zusammenspiel von israelischen Terrorangrif­
fen auf die Zivilbevölkerung im Südlibanon, 
ihre materielle Un~erstützung für die Kataeb 
und die - laut Time - aktive Deteiligung is­
raelischer Agenten an den Kämpfen in Beirut 
mit der Passivität der Armee bei der Vertei­
digung der Staatsgrenze und lIIi t den Oberfä.l­
len der Kataeb das Interesse der Israelis und 
der libanesischen Reaktion an einer Neuaufla­
ge des "schwarzen Septembers" . Allerdings lie­
gen hierbei die unmittelbaren Interessen der 
Komplizen auf verschiedenen Ebenen . 

Terrorangriffe gegen den pallatJnen.lschen Wkfer'tand 

Während Israel an der Zerschlagung des palä­
etinensischen Widerstandes an und für sich 
interessiert iet und sieb dafür der lokalen 
Reaktion der arabischen Länder bedient , ist 
die libanesische Rechte in erster Linie an 
ihrer sozioökonomischen Herrschaft im Lande 
interessiert. Diese Herrschaft eieht sie 
durch den nicht zuletzt ideologischen Einfluß 
des palästinensischen Widerstandes bedroht . 
Hat der nationale Fakt von 194-3 die politi ­
scbe Absonderung des Libanon von den arabi ­
schen Ländern verfestigt , so hat die Existenz 
des palästinenaischen Widerstandes und der 
unmittelbare Kontakt mit ihm vor allem den 
muslimischen Teil der libanesischen Bevölke­
rung in einer tendenziell sozialrevolutionä­
ren Wei se mit der arabischen Nation verbunden . 
Aus naheliegenden Gründen muß das so~ohl die 
aktive Feindschaft der l ibanesischen Reaktion 
als auch des Imperialismus und des von ibm 
finenzierten zionistischen Israel mit sich 
bringen. Die Reaktion versucht dabei einer­
eeits, einen Keil zwischen die libanesische 
Bevölkerung und die Palästinenser zu treiben , 
indem sie diesen die Schuld an den israeli ­
schen Terroranschlägen gibt ., 
Da das jedoch weniger denn je gelingt, löst 
sie bürgerkriegsähnliche Zustände aue und for­
dert gleichzeitig das Eingreifen der Armee , 
um eben diese Zuetände zu beenden . Da die Armee 
jedoch in ihrer Führung christlich ist und i1 
ren antinationalen Charakter in der Vergangen· 

hei t bewiesen hat . indem sie zwar nie ver­
sucht hat , die israelischen Uberfälle zu ver­
eiteln, stattdessen aber des öfteren im In­
teresse der "200 Femilien" gegen die werktä­
tige BeVÖlkerung vorgegangen ist , lehnen die 
progressiven und muslimischen Kräfte das Ein­
greifen dieeer Büxgerkriegstruppe bisher mit 

Erfolg ab . Es bleibt allerdings zu erwähnen, 
daß seit Beginn des Bürgerkrieges ein Regi ­
ment mit Zustimmung des Präsidenten Frangte 
- natürlich geheim - auf Seiten der Kataeb 
kämpft21 ). Ein offenes generelles Eingreifen 
würde jedoch heute die Einheit der Armee in 
Frage stellen, da ~ele Soldaten Huslims sind . 

Kritik an der Position Sadat. 

Die eugenblicklicbe Situation etellt sieh fol ­
gendermaßen dar: Trotz der vielfältigen Bemü­
hungen seitene der progressiven und nationa­
len Kräfte, der PLO, zentristischer Kräfte, 
wie dem Führer der christlichen Nationalpar­
tei, Raymond Eddie und dem Ministerpräsiden­
ten Karame und auch der syrischen R'!gierung, 
ist es bisber nicht gelungen, die Kämpfe für 
längere Zeit zu unterbreChen . Die militärische 
Situation der 11nken Kräfte im Verbund mit 
den Palästinensern hat sich verbessert . Gleich­
zeitig iet die Wirtschaft des Landes - vor 
allem in Beirut - völlig ruiniert . 
Von palästinenaischer Seite, vor allem vom 
Führer der Saika, Zouhei t Hob..sen, wird in 
diesem Zue8Jll!:lenhang die Haltung des Präsiden­
ten Sadat in Frage gestellt . In der Zeitung 
der libanesischen pro-syriechen Baathisten 
Al Chark wirft er der ägyptiechen Regierung 
vor, Drahtzieher des libanesischen Bürgerkrie­
ges zu sein , um so einerseite die Aufmerksam­
keit vom verräterischen Sinai-Abkommen abzu­
lenken und andererseits die Bedingungen da­
für zu schaffen, daß Kairo Beiruts Stellung 
als Umschlagplatz des internationalen Kapitals 
übernehmen kann22) . Es läßt allerdings auf­
horchen, wenn Badet Pierre Gema,yel als "1otah­
ren patriotischen Araber" bezeichnet23 ) . 
Die Schwächung der Position der Rechten hat 
echließlich in jüngster Zeit in diesen Krei­
sen zu Spekulationen über eine Teilung des 
Landes in konfessionelle Kleinststaaten ge­
führt . Aus wirtschaftlichen,aber auch politi­
schen Gründen ist eine eolche - offi~iell 

von allen namhaften Parteien abgelehnte -
"Lösung" j edoch mehr als un ... ·ahrsclleinlich. Es 
ist auch kaum einsichtig. daß Israel und da­
mit die USA an einer solchen Lösung interes­
sier~ sein könnten , würde dOCD damit ihre 5 . 
Kolonne, die libanesische Reaktion, ihre Funk­

tion verlieren. Was demgeg$nüber von Israel 
und seinen Verbündeten gewünscht wird, ist 

29 



die Beibehaltuns eines prekären Gleichge­
wichtes, das d~e fortschrittlichen Kräfte 
vor allem die PLO - von ihrer Haupta~~gabe 
abhäl t. Eine Zerschlasuns Cieser Kräfte wäre 
selbstredend noch besser . 

Niederlagen der Rechten 

Inzwischen verlieren die Rechten aber immer 
mehr Rückhalt . Davon zeugten nicht nur die 
gewaltigen Demonstrationen für den Frieden 
Ende Oktober d . J . in allen Städten des Landes, 
an denen sich Hunderttausende Chriaten und 
Muslims beteiligten . Davon zeugt vor allem 
auch das rapide Anwachsen der Kommunistischen 
Partei . 
Aber aueb bourgeoise Kräfte,die bislang auf 
die Kataeb gesetzt hatten, sehen nun , daS sie 
durch deren Aktionen in den wirtschaftli chen 
Ruin getrieben werden. Da 90% der Bankeinla­
gen dcs Libanon aus arabischen Ländern stam­
men, tritt diese Bourgeoisie gegen alle Tei­
lungspläne auf. die die Beziehun~en zu diesen 
Ländern in Frage stellen könnten 4) . Die wei­
tere Entwicklung wird wesentlich von der des 
Kräfteverhältnisses im gesamten nahöstlichen 
Raum bestimmt werden . Die Zeiten der "Schweiz 
des Nahen Ostens" sind jedoch vorüber. 

Ägypten 
Wolfram Bränner 
Sadats Politik der 
"Öffnung nach Westen" -
Abkehr vom Erbe Nassers 
Nach des Abschluß des Sinai-Separatabkommens 
im September 1975 krönte Anwar al Sadat Ende 
Oktober 1975 mit seinem Staatsbesuch in dan 
USA seine seit dem 4 . Nahostkrieg eingeleite­
te Politik der "Annäherung" und ~Offnung nach 
'oleaten" • 

Von Waahlngton "Ins Herz geschlossen-

Der ägyptische Staatsprösident, der seine Ame­
rika-Reise mit Zwischenstationen in Paris 
und London verband, brachte aUfl den USA und 
GroBbritannien reiche Beute mit, nämlich 
Ubereinküntte über die Lisrerung hochmoderner 
Waffensystem~ wie zweier amerikaniacher Atom­
reaktoren und über eine US -Wirtachaftsbilfe 
in Höhe von 750 Mio Dol lar1 ) . 
Sadat bat te diese Reise bereite vorab als 

3D "historische Wende" hin zum "gesamten w. _ 

Anmerkungen: 
1) Freies Palästina, Nr.1/Juli 1975 und AlB 

Nr . 7-8/1975, S . 45 
2) Probleme des Friedens und des Sozialismus , 

Nr . 9/1975, S. 1272 
3) Palästinensische Revolution, Nr . 9/1970, 

S. 28f 

4) ebenda , S . 30 
5) Neue Zeit, Nr .40/1975, S . 15 
6) La Monde, 21 . /22 . 9 . 1975 
7) ebends 
8) zit . naeh Der Spiegel, 20 . 10 . 1975, 8 . 136 
9) Le Monde , 21./22 . 9 . 1975 

10) Der Spiegel, 20 . 10.1975 , S . 136f 
11) afrique asie, 22 . 9 .1975 
12) Probleme des Friedens und des Sozialismus, 

Nr . 9/1975 , 5 . 1268 
13) La Monde, 30 . 5 . 1975 
14) Jeune Atrique, 3 . 10.1975 
15) Le Monde, 20.9 . 1975 
16) EI Moudjahid, 28 . /29.9.1975 
17) EI Houdjabid, 5. 6 . 1975 
18) L ' Action, 3 . 7. 1975 
19) Unsere Zeit, 29 . 4.1975 
20) La Monde, 20 . 9 . 1975 
21) afrique asie, 22 . 9.1975 
22) EI Houdjahid, 27 . 9 . 1975 
23) Deutsche Volkszeitung, 10.7. 1975 
24) Palästina, 1/1975, 5 . 11f 

stenn2) aufgewertet. In den USA YUßte er 
durch "Pl'eundschafta"beteuerungen gegenüber 
dem Gastgeber und Schmähungen an die Adresse 
der SOl<Ojetunion zu gefallen, was die Zeit­
schrift Timee 8..!lI 27 . 10. 1975 zu der Schlußfol­
gOrwlg bewog : 

"Sadat hat den USA von einer zweitrangigen 
zu einer erstrangigen Rolle in der ägypti­
achen Strategie verbolfen und ihr das Bünd­
nis mit der Sowjetunion geopfert ••• so hat 
die amerikanische Regierwlg Sadat mehr als 



irgendeine andere ausländische ~sper­
sönlichkeit ins Herz geschlossen . " 

Daß der ägyptische Präsident auch aus London 
mit vollen Bänden hei~ehrte , verdankt er 
ähnlich ' selbstlosen ' Motiven der Labour-Re­
gierung, die verlauten ließ , daß "Sadats Ab­

kehr von Moskau und seine Liberalisierungsbe­
strebungen in 19ypten Unterstützungft3 ) ver­

dienten . 

Sadata .Judaalohn" 

Wie weit Sadats Abkehr vom Kurs der Ire Nas­
sers bereits gediehen ist, machten seine ~e­

derholten Versicherungen während der Aoerika­
Reise deutlich , die ägyptische Regierung wol ­
le künftig von "sozialistischen Experimenten" 
jeglicher Art abseben und insbesondere keine 
Verstaatlichungen mehr zulaesen . Bei einem 
spektakulären Auftritt im New Yorker Wirt­
sChaltsklub legte Sadat vor über 900 amerika­
nischen Großkapitalisten und -bankiers den 
Offenbarungseid ab , 

"daß er eine verzweife lte Begierde nach priva­
ten westlichen Investitionen in der ägypti­
schen Wirtschaft empfinde . Unter dem Einge­
ständnis, daß Gamal Abde l Nassers sozialisti­
sches Experiment ein tragischer Pehlschlag 
gewesen sei , erklärte Sadat; 'Was wir brau­
chen , ist eine Bluttransfusion für unsere 
Wirtschaft' ." 4) 

So nimmt es nicht Wunder, wenn Sedat von Sei­
ten der PLO und Syriens Kapitulation vor dem 
erbittertsten Peind der arabischen Befreiungs­

bewegung , dem US- Imperialismus, vorgeworfen 
oder, so von dem ägyptischen Journalisten 
Alem , vom "Judaslohn" für Sadat gesprochen 
wird5 ) . 
Diese politische Wende der ägyptischen Regie­
rung wiegt in der Tat umso schwerer in einer 
Situation , da sieb durch das 1m Oktoberkrieg 
1973 zuungunsten Israels gewandelte politisch-

militäriscbe Krälteverhältnis, durcb die in­
ternationale Anerkennung der PLQ und durch 
die EntschlieBung Nr . 3236 der UN-Vollversamm­
lung im Dezember 1974 die Ausgangsbasis für 

eine gerechte politische lieSllmtlösung in Nah· 
ost denkbar günstig entwickelt hatte . 

Antiimperlaliamus - außenpolitisches Erbe Nasse,.. 

Einst hatte Eisenhowers Rücknahme des Assuan­
Staudammprojekts (es wurde zum Symbol der 
ägyptisch- nowjetiscben Freundschaft), die 
Formierung des gegen die ägyptiscbe Revolu­
tion gekehrten Bagdad- Paktes (1955), die Bil­
ligung der Suez-Aggression Englands , Prank­
reichs und Israels (1956) und die gesen 19yp­
ten verhängte Wirtschaftsblockade der USA ei­
ne r adikal antiimperialistische AuBenpolitik 
Nassers und seiner Bewegung der "Preien Offi­

ziere" (ihr gehörte auch Sadat an) seradezu 
herausgefordert . Nasser befestigte seinen kon­
sequenten Kurs des Antiimperialismus und der 
nationalen Unabhängigkeit , indem er, nach 
einer - allerdings halbberzigen - Bodenreform, 
zwischen 1961 und 1964 mit einer Welle von 
VerstaatliChungsmaßnahmen im Banken- und In­
dustriesektor einen Veg der nicbtkapitalisti­
schen EntwiCklung mit sozialistischer Orien­
tierung einschlug. Und während die USA mit 
einer gigantiSChen militäriscb-ökonomischen 
Aufrüstung Israel zum Junikrieg von 1967 trie­
ben sowie decsen Annexion arabischen Landen 

stützten, verfolgte 19ypten einen Kurs des 
geschlossenen Handelns aller antiimperiali ­
stisch- antizionistiscben arabiocben Kräfte 
sowie eines nicht taktiSChen, sondern prinzi­
piellen , strategischen Bündnisses mit dem 30-

zialistischen Lager, voran der Sowjetunion. 
Eben diese antiimperialistische Allianz war 
such der Schlüssel zur militärpolitischen Re-

Nach dem Junikrieg 1967 rilstete St .. atsprasident Naeeer( r echte) Ägypten s Armee .. it diesen hochalo _ 
dernen sowje t ischen Pan'Zern und l..uftab .. ehrrekoten aus _ mit Erfolg , wie der Oktoberkrieg zeigte . 
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habilitation des arabiscben Lagers im Okto­
berkrieg 1973 . 

-Eln paar Koffer voll Erutztelle· 

Anwar al Sadat versucbte freilich seither je­
nen militärpolitischen Erfolg allein auf sei­
ne 7ahnen zu heften, um mit dem Prestige des 
u~erragenden Siegers sein scbrittweises Aus­
scheren aus der arabischen Front - um eigen­
sücbtiger , nationalistiscber Augenblicksvor­
teile willen - zu kaschieren . Dabei waren ihlll. 
zur Recbtfertigung selbst die absurdesten Ar­
guments gut genug: so habe Igypten von der 60-
wjetunion zum OktoberKrieg keine vollwertigen 
Waffen, sondern "bloß ein paar Koffer voll 
Ersatzteile erhaltenn6 ) und in Wahrheit stek­
ke Moskau hinter der syrisch-pslästinensischen 
Kritik an seiner politischen "Neuorientierung" 
Unterdessen schwenkte Sa.dat nach NiIons um­

j ubelten Kairo- Besuch vom Jnni 1974 zusehends 
auf Xissingers StTategie der "kleinen Schrit­
teN bzw. der Teillösungen ein, spracb er sich 
Anfang 1975 erstmal ig in aller Offenheit ge­
gen die nun geme insam von Syrien, der PLO und 
de r Sowjetunion geforderte sofortige Wieder­
aufnahme der Ganter Nahostkonferenz aus , da 
dort "eine Polarisation" gegenüber Israel und 
den USA drOhe 7). 

Da' SlnaJ-$eperatabkommen 

Nacb einem vorläufigen Scbeitern der Iissin­
germission im Frühjahr 1975 gelang ee den 
USA i m Herbst 1975 . sicb 8adata Zusti~ung 
zu einem neuerlichen Teilabkommen buchstäb­
licb zu erkaufen: mit großzügigen Zusegen 
amerik:anischer WirtachaftahilIe und de r Rück­
erstattung der okkupierten Ol!elder von Abu 
RhodeiB an 19ypten sowie mit einer künttig 
erböhten Absicherung des Suez- Kanals, der 
nach seiner Wiedereröffnung 1m Juni 1975 eine 
Aufbesserung der ägyptiscben Staatsrinanzen 
verspricbt . 

Die Kuroer Regierung tat dies um den bohen 
Preis der Stationierung von 200 US-Militärs 
au f dem Sinai und einer Gewaltverzichtserklä­
rung gegenüber der illegalen Beaatzermacht 
Iarael. Sie tat dies - obne auch nur die ge­
ringsten Rücksichten aur die ebenso betroffe­
nen Paliistinenser, Syrien oder Jordanlen zu 
nehmen - um den Prei s einer no~ direkteren 
Einfl ußnahme der UBA in Nahost und obgleich 
dies eine Ent lastung Israele für militärische 
Operationen an der syrisch-libanes ischen 
Front nach s icb zieht ; zumal der von Sadat ge· 
legentlich a ls Feigenblatt verwandte Dialog 
zwischen Kissinger und Syrien gleichzeitig 

3Zeingestellt wurde. 

Sadata neue VerWndeta 

Die derzeitige außenpolitische Linie der ägyp­
tischen Regierung wird vervOllständigt durch: 

• den demonstrativen Abzug der seit dem Ok­
toberkrieg 1973 auf Dyriachem Boden statio­
nierten ägyptischen Luftstroitkräfte im Sep­
tember d . J . 8); 

• da mit dem Sinai-8efaratabkommen verfüg­
te Einstellung der anti~sr8elischen Propagan­
da und die Schließung des Kaixoer PLO-Benders 
"Stimme Palästinas" ebenfalls im September 
d . J . 9); 

• die Unterstützung der äußersten Reaktion 
im libanesischen Bürgerkrieg , deren Führer, 
Pierre Gemayel,von Badat als "wahrer Patriot" 
gerühmt wurde, während er die PLO achalt, sie 
solle eich nicht in die "inneren Angelegen­
heiten des Libanon einmischen" 10); 

• eine immer engere Zusammenarbeit mit dem 
feudalreaktionären Saudi Arabien , die sic~ 
u . a . in der gemeinsamon Unterstützung von 
Schah Reza Pahlewi und dem omanischen Sultan 
Quabus in ihrem Kamp.f gegen die Befreiungs­
front PFLO sowie in der gemeinsamen Befür­
wortung einer arabiechen "t'läßigung" gegen­
üher den Olmultis ausdrückt; Saudi Arabien 
bonorierte seinerseits den Abschluß des Sinai­
Abkommens mit einem zinslosen und unbefriste­
ten Kredi t von 1 l'1rd Dollar 11); 
• das Auftreten Sadats als VollzugsgebU!e 
der USA und Israels auf der Tagung der OAU 
(Organisation für Afrikanische Einheit) im 
Juli/August 1975 i n Kampala, wo Sadate Plä­
doyer gegen einen UNO-Antrag zum Ausschluß 
Israels für eine gemäßigtere Resolution sorg­
te ; kein Wunder, daß das PLO-Organ Falostin 
al Tbaura Sadats Verbalten als scbändliche 
,Verteidigung Isreels anklagte und Igypten vor­
warf, seine "Verpflich~g gegenüber der pa­
lö.stineIl5ischen Sache abzubauen und aUfs 
Gröbste VOn den Entscbließungen der arabi­
schen Gipfelkonferenz und der UNO abzuwei­
cben . n 12) 

Da. Wesen der . Entnassert' lerung. 
Diese~ außenpolitiechen Kehrtwende gLDgen 
freilich innenpolitieche t'laehtkämpfe ebenso 
voraus wie ihr schwerwiegende innere Auswi t'­
kungen nachfolgten und weiter folgeu werden. 
Seit es im t'lai 1971 dem um Sadat gescbnrten 
rechten, antisozialistiscben 7lügel der Re­
gierungspartei ASU (Arabische Sozialistische 
Union) gelungen war, die von All Ssbri reprä­
sentierten linken NSGseristen und Marxisten 
aus nahezu allen Schlüsselpositionen in Staat , 
Virtschaft und Maesenmedieo auszuschalten, 
wurde nacb und nach eine wirtschaftspoliti­
sche "Liberalisierung" gegenüber dem in- und 

ausländischen Privatkapital in Gang gesetzt . 
begleitet von einer Kampagne gegen die poli­
tiSChen Verfechter des progressiven Erbes 
Nassers . 
Während selbst ehemals abgeurteilte Königs­
treue und eIA-Agenten wie die Gebrüder Amin 

wieder i n .Spitzenpositionen vorrückten , und 
t'lultilllillionäre wi e I gyptene größter Bauun­
ternehmer Ossman zu Ministern erhoben wurden , 
gab Sadat 1974 offiziell die MPerson und Lei­
stung Nassers zur Kritik frei " und stellte 



damit auch den s~aat~~cnen ~ektor . durch des­

BSO vorrangigen Ausbau 19ypten unter Basser 

zum fÜhrenden Agrar-Industriestaat der arabi­
scben Velt aufstieg, zur Diskussion. Perner 
wurden, nachdem Sadat 1972 weiteren Verstaat­
lichungen einan geset~lichen Riegel vorge ­
schoben hatte, Entschädigungen für unter l1as ­
ser enteignete Großgrundbesitzer, eine teil­

weise Reprivatisierung von Staatsbetriebsn 
durch Verkauf von ~VolkBaktien" sowie eine 

bevorzugte staatliche Pörderung de~ privatka­
pitaliBti~chen Sektors eingeleitet . Infolge­
d.essen wchsen 1973/74 inDerhalb eines Jahres 

beispielsweise 186 neue Millionäre beran und 
setzte eine regelrechte Uberschwemmung des 
Landes mit Luxus~tern !iir eine "parasitäre 
Minderheit" eini') . 

Ägypten - die neue Schweiz des Nahen Ostens? 

Eine politieche Fiibrungsalliaru: von käuflichen 
Elementen der 6taat-s"bürokratle mit der ägyp­
ti8~en Handels- , lmmobilien- und Landbour­
geoisle drängt nun darauf, dem imperialisti ­
schen Bank- und Industriekapitnl wi eder Tür 

und Tor zu öffnen . Sadete Gesetzesänderungen 
bezüglicb der Auslandsinvestitionen im Mai 
1974 stellten dazu die Weichen , veranschlag­
ten sie doch Sondervergünstigungen (ProIit­
transIer), Garantien sogen Verstaatlichungen 
und die Schaffung von "freien Zonen", d.n. 
zollfreien Enklaven in Alexandria , Port Seid 
und anderen Harensebieten14) . Darüber hinaus 

soll neuerdings durch eine "Liberalisierung" 
des staatlichen Außenhandels und der Devisen­
geschäfte dem vom Bürgerkrieg stark angeschla­
genen Libanon der Rang als "Schweiz des Na­
ben Ostene n strei tig gemacht ~erden; 

nDer ägyptische Ministerpräsident HamdUh Se­
lem deutete ••• die Absicht der Regierung an . 
die nauptstadt zu einem internationalen Pi­
nanzzentrum zu machen . Bei der Vorlage des 
Regierungsprogramms für 1976 im Parl8lllent kün­
digte Salam die Beeeitigung verschiedener 
devisenrechtlicher und bürokratiscber Hinder­
nisse an , die diesem Ziel bislang im Vege 
stehen. So soll beispiels~eise die Börse vie­
dereröffnet werden . " 15) 

Kapltalschwenvne der USA und der BRD 

Westliche Staatsmänner und Konzernvertreter . 
u.a . aus Wasbington und Bonn , gaben sich fol ­
gerichtig seit Mitte 1974 in Kairo die Tür­
klinke in die Hand, daru.nter die Regierungs­
chefs ßi %on und Brandt , die Vizepremiers 
Rocke!eller und Genseher, sowie BDI-Präsident 
Sohl. Erste umf8.Dßl'eiche Kapi talhi.lfevergaben 
und Konzerninvestitionen wurden festgemacht : 

• der von den USA beherr schte Internationale 
Währungsfonds sagte 19ypten für 1976 eine 
Anleihe von 300 Mio Dollar , die US-Regierung 
von 750 Hio Dollar zu; im JuJ.i 1974 hatte 

~4ro bereits an 15 multinationale Olkonzerne, 
darunter Mobil Oil, ESSO , Union Oil und AHOOO. 
Ausbeu~8rechte im Golf von Suez und am Ro­
ten P'teer mit einem Invest itionevolumen von 
500 Hio Dollar vergeben ; im September 1975 
gründeten amerikanisohe und ägyptische Pri­
vatkapitalisten das erste Gemischte Unterneh­
men , und zwar für Ausrüstungen der Erdöl i ndu­
strie, bei einem Startkapital von 260 . 000 
Dollar; Investitionen i n Böhe von 230 Mio 
Dollar beschloß im Oktober 1975 der Pord-Au­
tomobilkonzern, für ein Montagewerk auf ägyp­
tischem Boden anzulegen . 16) 

• Bonn gewährte I gypten 1974/75 zwe i Kapi ­
tal.hilfekredi te von insgesamt 850 Hio DM -
womit I gypten hinter Indien an die 2 . Stelle 
der BRD-Entwicklungehilfe ruckte - und zu· 
sätzliche ~Exportgarantien " bzw. HermesbUrg­
schatten i n Höhe von 250 Hio DM für westdeut­
sche Privatinvestoren und Güterlieferungen; 
im Juli 1974 wurde ein bilaterales Investi­
tionsschutzabkommen unterzeichnet; die Erdöl­
gesellschaft DEMIREX erhielt ein 2. 000 qka 
groBes Konzeeslonsgebi et im Golf von Suez zu· 
erkannt, bei einem Investitionsvolumen~ 
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60 Nio DM; in Kürze soll eine gemi:achte 01-
törders;esellscha1't bei Suaz gegründet wer-
den 17); von weiteren Projekten in nachster 
ZukunJ't besonders für die Elektrokonzerne 
AEG-Telefunken, Siemens und BBC kündete BDI­
Präsident Sohl nach seinem Igypten-Besuch im 
Februar 1975; als Vorzüge des Nillandes n8.n.D­
te er u . a . seine führende Rolle im arabischen 
Raum, seine gute geographische Lage, seinen 
aufnahmefähigen Markt, die Möglichkeit hober 
Kapitalbeteiligungen ausländischer Konzerne 
an Industrievorhaben bzw. -betrieben (bis zu 
100%) und an Banken (bis zu 49%) , schließlich 
die vergleichsweise billigen ArbeitskräIte . 18) 

Soziale Demagogie ais Kehrsette der " Liberalisierung" 

Ägyptens Ausverkauf an das Auslandskapital 

und der Wiederaufstie g der InlandsboUL'geoisie 

zogen seit Beginn der "Liberalisierungs "maB­
nahmen nach sich : flagrante Versorgungslük­
ken bei Nahrungsmitteln, ein mit der Aufhe­
bung von Preiskontrollen üppiges Aufb lühen 
von Spekulantentum und SChwarzhandel , eine 
Inflationsrate von 30% i'ür das Jahr 1974/75 
und ein - seit den Anfängen der Ära Nasser -
erstmaliges Absinken des Reelverdienstes der 
Arbeiter und armen Bauernschaft19). Ange­

sichts dieser für die l'taase des Volkes äußerst 
kritischen ',tirtschaftlichen lAge und zur Ver­
hinderung der Reprivatisierungswaßnahmen in 
staatliChen Betrieben i'ormierten sich seit 
Januar 1975 mehrfach Demonstrat ionen und 
Stre ikkämpfe von zcbntausenden Metall'- und 

Textilarbeitern, Protestaktionen seitens der 
Ge'Werkschatten und Studenten, regten sich la'i­
tische Stimmen auch innerhalb der ASU und 
nahm die im 50W3er 1975 reorganisierte und 
illegale Kommunistische Partei den Kump! auf . 

Mit 5adats Kapitulationspolitik ge€Cnüber dem 
Imperialismus und dem beschleunigten Vormarsch 
der kapitalistischen Restaurateure ist auch 
der Kampf der progressi yen Kri;ifte Ägyptens 
- für die Verteidigung der nationalen Errun­
genschaften und der Zie le der arabischen Be­
freiungSbewegung - in eine neue Phase ~inge­
treten. 
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Indien 
Das Urteil des Gerichtes von Allahabad vom 12 . Juni 1975, in dem Indira Gandhi "korrupter Wahl ­
praktiken" bezichtigt und ihr der Abgeordnetensitz abgesprochen worden war , diente den Rechts­
kräften als Aufhänger für ihren Staatstreichversuch . Nun hat der Oberste Gerichtshof des Lan­
des sm 7. November d . J . in einem Berufungsverfahren jenes Urteil für ungültig erklärt . Die fünf 
Verfsssungsrichter bestätigten darüber hinaus die Rechtmäßigkeit eines neueren Parlamentse r ­
lasses , der die Premierministerin rückwirkend für unschuldig befunden hatte . 
Nach den von der Regi e rung Gandhi im Juni 1975 ergriffenen drastischen Gegenmaßnahmen stellt 
dieser Gericbtsentscheid aine erneute schwere Niederlage rür die indische Reaktion dar . Er be ­
deutet zugleich eine Ermutigung für das in den letzten Monaten verstärkte Bemühen der anti ­
imperialistischen Bewegung des Landes , sozialokonomische Re.formen in die Tat umzusetzen , eine 
bl~ite Mobilisierung der Massen zu organisieren und die Basis für eine nationaldemokratische 
Einheitsfront auszuweiten . Mit den Erfolgen, Schwierigkeiten und Zukunftsaussichten dieser Be ­
mühungen seit dem Juni 1975 beschäftigt sich der Beitrag Narayan Xrishnans . 

Narayan Krishnan 
Die Verantwortung der fortschrittlichen Kräfte Indiens 
( • .• ) Um die derzeitigen Ereignisse richtig 
zu begreifen und zu werten , müssen sie vor 
dem allgemeinen Hintergrund der Entwicklung 
Indiens in den letzten fünf Jahren betrachtet 

werden. 

Die Entwicklung der letzten 5 Jahre 

Der kapitalistische Weg , auf den die Führung 
der Regierungspartei Indischer Nationalkon­
greB (INC) die .Entwicklung des Landes gelenkt 
but t führte zum Anwachsen der Industriemono­
pole, zu einer schweren Wirtschaftskrise und 

brachte den Werktätigen unbeschreibliches 
Leid . Verscblechterung der Wirtschaftslage , 
wachsende Unzufriedenheit und Widerstand der 
Volksmassen führten 1969 zur Spaltung des In­
dischen National kongresses : Die reaktionär­
sten, proimperialistisch gesinnten Gruppen 
traten aus dem r HC aus und grÜDdeten die Oon­
gress Organization. Nach der Niederlage des 
l'eaktionären .Flügels des INC führte die Regie ­
rung Indira Gandhi eine Reihe fortschrittli ­
cher Maßnahmen durch : Sie verstaatlichte Ban­
ken und Koblengruben, überführte Betriebe , 
die von Privatbesitzern geschlossen wurden . 
i n die Hände des Staates , nahm radikale Verän­
derungen an der Verfassung vor und beseitig­
te die feudalen Privilegien der Fürsten . All 
das , aber aucb die bedeutenden Siege der Par­
tei der Ministerpräsidentin bei den Wahlen 
1971 und 1972 ließen das Volk auf große Ver­
änderungen boHen. Gleichzeitig s tießen die 
fortschrittlichen Maßnahmen auf den erbitter­
ten Widerstand des Großkapitals innerhalb wie 
außerbalb des INC . 
Anstatt kühn und offen gegen die Widersacher 
vorzugeben, den 1969 beschlossenen Kurs ein­
zuhalten und radika~e Maßnahmen zu treffen, 
um die Wahlpro gramne von 1971 und 1972 zu er­
füllen , begann die INC- Führung zurückzuwei -
ehen . Die Folge war eine Vertiefung der 

WirtSChaftskrise , EnttäUSChung , Unzufrieden­
heit der Hassen über Preiesteigerungen und 
zunehmende Arbeitslosigkeit sowie über den 
durch Saboteure UIld Spekulanten künstliCh ge _ 

echarf~qen Mangel an Getreide und Massenbe­
darfsgütern. Die Reaktion machte sich das zu­
nutze . Anfang 1974 ging sie zum Angri f f über , 
den diesmal ein Piihrer mit "linker" Vergan­
genheit , Jayaprakasb Narayan1 ) , leitete. Ihm 
gelang es , linkBop~ortunistische Organisatio­
nen - die "Sozialistische Partei" und im ge ­

wissen MaBe die parallele Kommunistiscbe Par­
tei - in die reaktionäre Front einzubezie­
hen . 2) Zur Bauptstoßkraft wurden die extrem 
rechten proimperialistischen Organisationen 
- die religiös- chauvinist ische Partei Jan 
Sangh mit ihrem paramilitärischen faschi sti ­
schen Flügel Raschtriya Swayamsevak Sangh 
(RSS) und die terroristische GruFpierung 
Anaod Marg , die eng cit der CIA liiert sind . 

Die Kampagne gegen Indl,a Gandhl 

nie Hauptziele des Angriffs , der unter den 
demagogischen Losungen der "totalen Revolu­
tion" und der "parteilosen Demokratie" ge ­
führt wurde , waren: zunächst die parlamenta­
rische Demokratie beseitigen , Chaos und An­
srchie in das Land hineintragen . danL die 
Nacht ergreifen und eine faschistische Dik­
tatur der Monopolbourgeoisie und der Gutsbe­
sitzer errichten . Die Reaktion griff immer 
öfter zu Terror und politischem Mord : Durcb 
einen Bombenanschlag wurde im Januar 1975 
der fortschrittliche Minister L.N . Mishra , 
Mit~lied des INC , getötet . überfallen wurde 
der Oberrichter sm Obersten Gericht A. N, Ra3 ' 
Zur Wirtschaftskrise kam die politische Kri ­
se hinzu . Doch den Rechten , die im Heimat ­
staat J . Narayans - in Bihar}) - eine Nieder­
lage erlitten hatten , war es nicht gelungen , 
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ihre Bewegung nennenswert auf andere Unions­
staaten auszudehnen. 
I m Juni 1975 fällte das örtliche Gericht in 
Allahabad in der Eegen Indira Gandhi erhobe­
nen Anklage wegen angeblichen Mißbrauchs ih­
rer Regierungsfunktion bei den Wahlen 1971 
das Urteil . Das Gericht nahm zwei nichtige 
Punkte technischer Art zum Vorwand , um die 
Ergebnisse dieser Wahlen zu annullieren . Die 
Ministerpräsidentin konnte jedoch gegen die ­
ses Urteil beim Obersten Gerich t Berufun~ 

einlegen. 

Das Gerichtsurteil von Allahabad gab der Re­
aktion , der Konterrevolution und dem Neoko­
lonialismus erneut Auftrieb . Sie entfessel ­
ten eine wütende Kampagne , forderten den 
Rücktritt Indi ra Gandhis und wollten damit 
den Weg für eine Diktatur faschistischen Typs 
frei machen . Die politische Krise batte j-h­

ren Höhepunkt erreicht . Die Rechten unter 
Führung J.Narayans gingen nun nocb stärker zu 
Methoden des individuellen und Gruppenterrors , 
der Diversion, Sebotage und GewaJ.t über . Sie 
riefen die Polizei und die Streitkräfte un­
geniert auf, sich den Anordnungen der r echt­
mäßigen , demc.k::catisch gewählten Regierung zu 
widersetzen . Verstärkt publiziert wurden auch 
regierungsfeindliche Artikel in der Monopol ­
presse. ( .• • ) 
In dieser Situation wurde angesichts der ern­
sten Bedrohung der inneren Sicherheit des 
Landes auf der Grundlage entsprechender Ar ­
tikel der indischen Verfassung der Ausnahme­
zustand verhängt . Führer rechter reaktionärer 
Parteien, maois t iSCher Gruppierungen und ande-

36re Personen (darunter einige lNe-Mitglieder) , 

die sich aktiv an der Verschwörung beteiligt 
hatten , wurden festgenommen und inhaftiert . 
Eine Reihe paramilitärischer f aschistischer 
Organisationen sowie maoistische Gl~ppen wur­
den verboten . 
Die von der Ministerpräsidentin und der Regie ­
rung getroffenen entschiedenen und strengen 
Maßnahmen gegen die rechtsreaktionären und 
faschistischen Kräfte waren notwendig und ge ­
rechtfert~gt . Äußerungen von Schwäche hütten 
in diesem kritischen Augenblick schwerwiegen­
de Folgen für das Land gehabt . Es war notwen­
dig , den volksfeindlichen, antidemokratischen 
Kräften zuvorzukommen. Und gerade das hat Mi ­
aisterpräsidentin Indira Gandhi getan . 

Charakter de. 20·Punkte.Programm. 

Die Ausarbeitung eines weitgshenden. aus 20 
Punkten bestehenden Wirt sChaftsprogramms war 
der nüchs~e Schritt der Ministerpräsidentin. 
Ziel des Programms ist , den werktätigen Has­
sen in Stadt und Land ErleiChterungen zu ver­
scbaffen, die industrielle und landwirtechaft­
liehe Produktion zu stimulieren. Die wiChtig­
sten Punkte des Programms sind : 

4t unverzügliche Schaffung eines staatlichen 
Verteilungssystems, um die Versorgung der 
Volksmassen mit Getreide für Ernäbrungs­
zwecke und anderen Massenbedarfsgütern zu 
sichern ; . 

4t effektive und rasche Verwirklichung der Ge­
setze über die Begrenzung des Grundbesit­
zes sowi e die Auf teilung des überschüssi ­
gen Landes an Landlose i n allen Unions ­
staaten ; 

4t Festlegung von Mindestlöhn.en für Landar­
beiter , unentgeltliche Ubergabe von Grund ­
stücken zum Bau von Häusern an diese Land­
arbeiter ; 

4t Abscha.ffung noch vorhandener Formen der 
Fronarbeit , Beseitigung der Verschuldung 
der landlosen und der armen Bauern und de­
ren Befreiung aus den Klauen der Wucberer ; 

4t Einführung einer Höchstgrenze für Boden­
stücke in den Städten , Maßnahmen zur Uber­
führung städtischen und für den Städtebau 
geeigneten Landes in gesellschaftliches 
Eigentum, um der Spekulation einen Riegel 
vorZUSChieben und zur Lösung des Wohnungs ­
problems beizutragen ; 

4t strikte Unterbindung von Wirtscbaftsverge­
hen : unrechtmäßiger Anhäufung von Lebens­
mitteln , Schmuggel , Steuerhinterziehung, 
Spekulation j 

4t Heranziehung der Arbeiter zur Entscheidung 
von Produktionsfragen , vor allem auf Ab­
teilungsebene . 

Das Wi rtschaftsprogramm sieht für die nächste 
Zeit keine neuen Maßnahmen zur Verstaatli­
chung oder zu strukturellen Veränderungen in 
der Wirtschaft vor . Durch die effektive Ver­
wirklicbung der genannten Vorschläge kann je­
doch das Los der Werktätigen wesentliCh er­
leichter~ und der machtvollen Volksoewegung 
gegen das Großkapital und die recb~e Reaktion , 
für tiefgreifende re soz.ialökonomische Umge -



staltungen Auftrieb gegeben werden. 
Bemerkt sei auch , daß die von der Minister­
präsidentin vorgeschlagenen Maßnahmen mit de­
nen identisch sind, die die KP Indiens und 
die unter deren Einfluß stehenden Massenorga­
nisationen in jüngster Zeit EBfordert haben 
und für die sie in ganz Indien den Kampf füh­
ren . Linke und demokratische Kräfte im INC 
haben ebenfalls dazu aufgerufen , unverzüglich 
derartige Maßnahmen zu treffen . Die Minister­
präsidentin versicherte, daß auch andere Fra­
ge n untersucht werden und die Regierung von 
Zeit zu Zeit weitere Maßnahmen ankündigen 
wird . 

\.. - • 
t~ 

Unmittelbar nach Verhängung des Ausnahmezu­
standes wurden in einigen Unionsstaaten 
Scbt-ltte unternolJUt\en , um die Vorschläge der 
Ministerpräsidentin zu realisieren. Neben der 
rigorosen Bekämpfung von Schmugglern und Spe­
kulanten trugen diese Maßnahmen dazu bei , daß 
der Preisauftrieb gezügelt und in gewissem 
Grade das politische Klima des Landes in eiDS 
positive Richtung gelenkt wurde . Al lerdings 
ist es noch verfrüht, von einer Stabilisie­

rung zu sprechen . 

Die Haltung der Kommunistischen Partei Indiens 

Die Komcunistische Partei Indiens hat die Ver­
hängung des Ausnahmezustandes und die konse­
quenten Maßnahmen der Ministerpräsidentin ge-

gen die rechtsreaktionären faschistischen 
Kräfte gebilligt . Die Parte i ist der Ansicht , 
daß jetzt nicht minder entschiedene und ener­
gische politische Schritte unternommen werden 
müssen , um die sozialökonomiSChe Basis dieser 
Kräfte zu schwächen und zu untergraben. 
Die Partei, die das von der Hinisterpräsiden­
tin verkündete Programm für das Volk begrüßt , 
betont , daß neben einer wirksamen Realisie ­
rung dieses Programms noch grundsätzliche 
Maßnahmen gegen die neokolonialistischen 
Kreise, die multinationalen Gesellschaften , 
die einheimischen Monopole, Gutsbesitzer , Spe­
kulanten und diejenigen getroffen werden müs­
sen , die ungesetzlich Lebensnittel horten . 
Derartige Maßnahmen sind im Sofortprogramm 
enthalten, das auf der Tagung des Zentralen 
Exekutivkomitees der KP Indiens (30.6. - 2 . 7.) 
ausgearbeitet worden ist . Darunter sind Vor­
schläge zur Nationalisierung der Zucker-, 
Text il-, Jute - und Autoindustrie , der auslän­
dischen pharmazeutischen und Erdölgesellschaf ­

ten ; zahlreiche konkrete Maßnahmen wurden zum 
Schutz der Interessen der Volksmassen und der 
Demokratie gefordert . 
Die KP Indiens erklärt: Es müssen Garantien 
geschaffen werden, damit die Ausnahmegesetze 
nicht von den im Verwaltungsapparat tief ver­
wurzelten Anhängern der rechten Kräfte ge ­
nutzt werden, um die Rechte und Preiheiten 
der Werkt ätigen zu beschneiden und die demo­
kratische Tätigkeit abzuwürgen . Eine Kontrol­
l e seitens der Volkskomitees ist unerläßlich . 
Wer gemeinsame Sache mit den Rechten und den 
Imperialisten macht, muB aus den leitenden 
Funktionen des Staatsapparetes entfernt wer­

den. 

Oie Wachsamkeit verdoppeln 

Es wäre der Gipfel frevelhafter Selbstzufrie­
denheit zu glauben, die Kräfte der Reaktion 
hätten eine endgültige Niederlage erlitten. 
Zweifellos haben die getroffenen Maßnahmen 
diese Kräfte zeitweilig demoralisiert, in ih­
rem Lager bestimmte Konflikte hervorgerufen . 
Was die parallele Kommunistische Partei an­
langt , so wurden diese Maßnahmen zum Katalysa­
tor einer sehr tiefen , beispiellosen Krise in 
ihren Reihen , hervorgerufen durch die hoff­
nungslos opportunistiSChe, unheilvolle Poli ­
tik ihrer Führung, die auf ein Bündni s mit 
den proimperialistischen , rechtsreaktionären 
Kreisen abzielt . Tiefe Unzufriedenheit der 
einfachen Parteimitglieder und - anhänger mit 
den Akt ionen ihrer Führung war die Ursache 
dafür, daß sie in mehreren Unionsstaaten -
z . B. in Andhra Pradesch, Kerala , Tamil Nadu, 
Pandschab - aus dieser Partei austreten und 
zu uns kommen . 
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Die Reaktion plant die Umgruppierung ihrer 
Krärte , den trbergang zur Gegenoffensive, wo­
bei sie böswi llige Gerüchte in U~lauf bringt , 
sich der WirtsCbaftssabotage, des individuel ­
len Terrora und der Gewalt bedient . Die Jan 
Sangh und die RSS - vielen ihrer Piih..rer war 
es gelungen , der Verhaftung zu entgehen 
bauen einen weitverzweigten illegalen Apparat 
auf . Dabei spekulieren die Rechten darauf , 
daß der Verwaltungsapparat das von der Mini ­
sterpräsidentin verkündete Programm Diche 
durchführen und das bei den Volksmassen Ent­
täuschung bervorrufen werde . 
Z~eifelsohne s~eht allen linken , demokrati ­
scben und patriotischen Kräften ein harter 
und langwieriger Kampf bevor . Eo ist eine le­
benswichtige Aufgabe des Augenblicks , heißt 
es in der Resolution des Zentralen Exekut iv­
komitees der KP Indiens , zu erreichen , daS 
diese Kräfte gemeinsam handeln , ~scbl08sen 
und ohne Aufschub . Ihre erste und wichtigste 
Pflicht ist es , die Wachsamkeit zu verdoppeln, 
di e Einheit auf allen Ebenen zu festigen und 
an der ganzen Pront gegen die antinationalen 
und antidemokratischen Kräfte in Offensive 
zu gehen . 

Neue MögUchkelten einer natlonaldemokratl~hen Front 

Dle KP Indiens mißt dem Problem dar national­
demokratischen Front größte Bedeutung bei . 
Der Kampf um die Scharfung einer solchen Front 
ist in eine neue Phase eingetreten, wird auf 
einer neuen Ebene geführt ; denn die Höglich­
keiteu für gemeinsame Aktionen des !NC und 

der KP Indiens sind auf allen Gebieten und 
auf allen Ebenen außerordentlicb gewacbsen . 

Die politische Differen~ierung und die Gegen­

satze innerhalb der lndiechen Bourgeoisie ha­
ben sich ungewöhnlich zugespit~t : Vertreter 
antiimperialiatlscher , demokratischer Kreise 
der Bourgeoisie sind gezwungen, die Repressiv ­
or gane der Staatsmacbt gegen die proimperia­
l"istischen und reaktionärsten , die promonopo­
listischen , prolatifundistiscben und antikom­
munistischen uruppeo einzusetzen. 
Diese Situati on eröffnet die günstigsten Mög­
lichkeiten für die StärkUng der Einheitsfront 
der ArbeiterkIS.dse , der Bauernschaft und der 
anderen Schichten der Werktätigen mit den an­
tiimperiallstischen, demokratischen Schich ten 
der nationalen Bourgeoisie,im ge~einsamen 
Kampf gegen die rechte Reaktion . Es wird mög­
lich , im Intereese des gemeinsamen Kampfes 
diese Schichten der Bourgeoisie zu radikale­
ren so~ialökonomischen Positionen zu bewegen . 
Im Verlauf dieep~ Prozesses, heißt es in der 
Resolution des Zentralen Exekutivkomitees der 

38 l!l' Indiens , lassen sich sCbrittweise Verände-

rungen in der Staatsmacht in HichtiUng aux el­
ne nationaldemokratische Entwicklung errei­
chen . Dazu ist jedoch eine äußerst geschickte , 
realistische und flexible Taktik seitens un­
serer Partei notwendig. 

Oie Zusammenarbeit yon INe und KP Indiens 

Seit der Verhängung des Ausnahmezustandes 
sind in der gemeinsamen Tätigkeit des INC und 

der KP Indiens auf verschiedenen Ebenen recht 
positive Veränderungen zu verzeichnen . Der 
IHC ist sich politisch gesehen im klaren dar­
über, daß die Gefahr seitens der neokolonia­
listischen llJld rechtsreaktionä.~n Kräfte nur 
durch gemeinsame Anstrengune,en der Kongreß­
partei und der nnderen "Parteien mit gleichen 
Uberzeugungen tl

, besonders der KP Indiens , be­

seitigt werden kann . Es setzt sich immer mehr 
die Erkenntnie durch, daß das von der ftini­

sterpräsidentin vorgeschlagene Wirtscbafts­
programm nur auf dem Papier bleibt , wenn seine 
DurChführung dem Verwal tungsapparat übertra­
gen wird, daß eine wirksame Realisierung die ­
ses Programms aktive Zusammenarbeit und die 
Teilnahme des Volkes auf allen Ebenen - von 
ganz unten , dem Dorf, bis oben - erfordert und 

daS dazu die gemeinsame Arbeit der Kongreß­
partei und der anderen "Parteien mit gleichen 
Uberzeugungen". einschließlieb der KP Indiens , 
notwendig ist . 
Dieser neue politische Realismus fand seine 
Viderspiegelung in der Resolution eines der 
höchsten Organe des IRC - des Arbeitskomitees . 
Gebildet wurde eine aus sieben Mitgliedern 
bestehende Unterkocmission , die einen aus­
fÜhrlichen Plan zur Einbeziehung der Bevölke­
rung in die effektive Realisierung des Wirt­
schaItsprogramma ausarbeiten soll . Es ist zu 
erwarten , daß der Bericbt dieser Unterkommis­
sion die Bildung von Volkskomitees auf allen 
Ebenen , bis bin zu den Wobngebieten , empfeh­
len wird , welche mit bestimmten Vollmachten , 
möglicherweise sogar gesetzlich veranke rten , 
ausgestattet werden sollen. Die ~pfehlungen 
dürften wohl zu einer Vertiefung der Zusam­
menarbeit zwischen dem INC und der KP Indiens , 
zwischen den unter deren Einfluß stehenden 
Massenorganisationen beitragen . 

Aktionen von Volkskomitees und Gewerkschaften 

Bereits jetzt zeichnen sich die ersten Er­
gebnisse der von der KP Indiens in letzteI: 
Zeit in dieser RiChtung unternommenen Schrit­
te ab . Die Zuaamm~narbeit zwischen unserer 
Partei und der Kongreßpartei entwickelt sich 
in den Unionssteaten Munipux , Asaam, Westben­
galen , Pandschab , Orissa, Uttar Pradesch, Bi ­
bar , RadschaBts.n und Kerala . In einigen die-



ser Unionsstaaten wurden gemeinsame Komitees 
beider Parteien gebildet; solche Komitees wer­
den auf unterer Ebene geschaffen, gemeinsame 
politische Massenversammlungen und -meetings 
werden durchgeführt, um das Volk zum Kampf 
gegen die rechtsreaktionären Kräfte zu mobi­
lisieren. In allen Unionsstaaten bereitet man 
sich auf die internationale Konferenz gegen 
den Faschismus vor, die Ende Oktober 1975 -in 
Patna, der Hauptstadt Bihers, stattfinden 
soll . Bei der Vorbereitung der Konferenz ar­
beiten der INC und die KP Indiens auf natio­
naler wie auf örtlicher Ebene eng zusammen . 

Vorgesehen sind gemeinsame Aktionen der unter 
dem Einfluß des INC und der KP Indiens stehen­
den Gewerkscbaftszentren , um in den Fabriken 
und Werken die Wachsamkeit zu stärken, Wirt­
schaltssabotege zu verhüten und die Produk­
tion bei gleichzeitigem Schutz der Interessen 
der Arbeiterklasse zu steigern. Der All lndie 
Trade Union Congress, der Indian National 
Trade Union Congress und der Hind Mazdoor 
Sabha (Gewerkschafts zentren, die die Verhän­
gung dee Ausnahmezustandes und das Programm 
der Ministerpräsidentin unterstützen) schufen 
gemeinsam mit den allindischen Unternehmerver­
bänden ein spezielles nationales Organ, um 
die Beziehungen in der Industrie zu regeln und 
die Entwicklung der Produkti.on zu fördern . 
Derartige Organe können auch in den einzelnen 
Unionsstaaten sowie in den Schlüsaelzwei~n 
der Industrie, in den Großbetrieben deo o~an~­
lichen und des privaten Sektors 6Boch:tffcn 
weroen. 
Wir glauben , daß die Zusammenarbeit und das 
gemeinsame Vorgehen des INe und der KP Indiens 
bei der Durcbsetzung grundlegender ökonomi ­
scher Maßnahmen beispielgebend für die Mit-

Eine von z&h1reichen 
Massenaktionen gegen 
Wucherer , Schieber und 
Spekulanten, die der_ 
zeit von Vo1kskomit.es , 
hier in Neu Delhi, orga_ 
niSiert werden. 

glieder und Anhänger anderer linker und demo­
kratischer Parteien und Gruppen, insbesondere 
für die Mitglieder und .!.nhänger der parallelen 
Kommunietischen Partei , sein werden . 

Radikale Emeuerung de;r parlamentartachen DemokraU. 

Nach der in der Resolution des Zentralen Exe­
kutivkomitees der XP Indiens gegebenen Ein­
schätzung unserer Partei ist mit der Erlan­
gung der Unabhängigkeit eine völlig neue Etap­
pe in der Geschichte unseres Landes eingelei­
tet worden . Die Krise der bürgerlichen parla­
mentarischen Demokratie in Indien - ein wich­
tiges Element des .Fiaskos des kapitalistiSChen 
Entwicklungsweges - kann nur durch radikale 
Erneuerung der parlamentariSChen Demokratie 
gelöst werden , um sie in ein effektivere s In­
strument des Kampfes gegen die rechte Reak­
tion und für grundlegende sozialokonomische 
Umgestaltungen zu verwandeln . Der politiscbe 
und der Klasseninbalt des demokratischen Sy­
stems müssen vertieft werden, um letzteres in 
den Dienst der Werktätigen zu stellen. Dieses 
System muß neue Qualitäten erlangen , indem es 
vor allem sichert, daß die Arbeiterklasse, die 
Bauernschaft, alle Werktätigen und demokrati­
schen Kräfte in zunehmendem Maße in die Aus­
arbeitung und Verwi rklichung der politischen 
Beschlüsse einbezogen werden. 
Die Erfahrungen Indiens seit Erlangung der 
Unabhängigkeit und besonders in jüngster Zeit 
haben fürwahr anschaulich gezeigt , daS das 
reaktionäre Großkapital und die rechten Kräf-
te die bürgerliche parlamentariSChe Demokra-
tie ausschließlich im eigenen Interesse nut-
zen und damit deren eigentliche Grundlagen 
untergraben. Deker müssen die sogenannte 
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riehtsorgane, die angeblich die Exekutive vor 
ttbergri ffen bewahren , im Lichte der realen 
Pakten überprüft werden . 
Die in Indien in boher Auflage erscheinenden 
und von den Monopolen kontrollierten Zeitun­
gen des Big Business nutzen die "Pressefrei­
beit" im Interesse der Monopolisten , Groß­
händler, Gutsbesitzer , Imperialisten und de­
ren multinationalen Gesellschaften aus . Diese 
Presse propagiert ständig die Ideologie, Po­
litik und Tätigkeit reaktionärer Parteien , 
verbreitet Verleumdungen der Imperialisten 
und Maoisten über die Sowjetunion und die an­
deren sozialistischen Länder - über unsere 
zuverlässigsten Verbündeten. Den Kampf der 
werktätigen Massen übergeht sie mit Schweigen 
oder stellt ihn verzerrt dar, sät Antikommu­
nismus . 

Vordringliche Umgestaltungen 

Dem Großkapital und der politischen Reaktion 
ist es ',oIiederholt gelungen, durch Gerichts­
verfahren die fortschrittlichen Gesetze über 
die BOdenreform, die Nationalisierung, die 
Besteuerung der Vorräte an Brotgetreide , die 
AuIllebung der Privilegien für ehemalige Für­
sten zu hintertreiben. Einige Artike,l der 
Verfassung, besonders jene, in denen von den 
"Grundrechten" die Rede ist , wurden vom Groß­
kapital dazu genutzt, die wiChtigsten sozial­
ökonomischen Umgestaltungen zu verbindern . 

In der entstandenen politiSChen Situation 
sind folgende Maßnahmen besonders notwendig: 
Änderung der Verfassung Indiens, um die Hin­
derniese für eine erfolgreiche Durchführung 
grundlegender ökonomischer Maßnahmen aus dem 
Wege zu räumen ; Veränderung der Methoden und 
Institutionen der parlamentarischen Demokra­
tie , um diese zu einer wirksameren Waffe im 
Kampf gegen die rechte Reaktion , für grundle­
gende sozialökonomische Umgestaltungen zu ma­
chen ; Befreiung der Presse von der Abhängig­
keit der Monopole . Der INC und die anderen 
fortschrittlichen KräIte Indiens schenken der 
Lösung dieser vordringlichen Probleme größte 
Beachtung. 4 ) 

"DestablllsierungS"politik der USA 

Unser Land steht an vorderster Front im welt­

weit en Kampf zwischen den Kräften des Imperia­

lismus , des Krie~s und der Reaktion einer-
... .i. ..... UJ>d den Ittä.rte .. d • .l' Fr.iheit der Demo­
kratie , des Friedens und des Sozialismus an­
det'erseits . 
Die außergewöhnliche Aktivierung der rechts­
reaktionären K~e ise fiel zeitliCh zusammen 
mit der Verstärkung deI' aggressiven Umtriebe 

USA-Imperialismus in den Gewässern des 1n-

Slums i n BQmbll.y 

dischen Ozeans , mit den Umtrieben der CIA und 

der multinationalen Gesellschaften (vorwie­
gend des amerikanischen Kapitals) auf unserem 
Subkontinent . Die Offensive der Reaktion ent­
spricht der "Destabilisierungs "poli tik , die 

die USA- Imperialisten gegenüber den Regierun­
gen der jungen Staaten betreiben, welche von 
den Positionen der Nichtpaktgebundenheit, des 
Friedens und der Zusammenarbeit mit der so­
zialistischen GemeinschafL aus gegen den Im­
perialismus kämpfen . Nachdem der USA- Imperia­
lismus in Indochina eine Schlappe erlitten 
hat und in Europs zum Rückzug gezwungen wor­
den ist , verstärkt er, unterstützt vom mao­
istischen China , die neokolonialistischen Aus­
fälle in Südasien. 

Mit ihrer antiimperialistischen Politik und 

dem Kurs auf Nichtpaktgebundenheit , Frieden, 
Freundschaft und Zusammenarbeit mit der So­
wjetunion sowie den anderen sozialistischen 
Ländern zog sich Ministerpräsidentin I ndi ra 
Gandhi den besonderen Haß der imperialisti­
schen Reaktion und der Pührung der VR China 
zu . Daher ist die "Destabilisierung" der Lage 
in Indien zu einer erstrangigen Frage für das 
Pentagon und die CIA sowie für Pe king gewor­
den . 

Die in der Presse veröffentlichten Daten zeu­
~n davon , welch enge Beziehungen zwischen J . 
Rarayan und den Organisationen bestehen, die 
von der CLA, welche in unserem Lande ein weit­

verzweigtes Netz aufgebaut hat, unterstützt 
werden . Razzien und Haussuchungen , die nach 
Verhängung des Ausnahmezustandes in den Räum­
lichkeiten der RSS, der Anand Marg und deren , 
durch andere AUShängeSChilder getarnten Ab ­
legern vorgenommen wurden, ha1~en riesige 
Waffen- und Munitionslager aufdecken . Ober-



zeugend wurde bewiesen , daß ausländische im­
perialisti~che Organisationen an der Ver­
schwörung der inneren Reaktion beteiligt wa­
ren . I~ Hauptquartier der Nördlichen Zone der 
RSS in Delbi entdeckte die Polizei beispiels­
.... eise scharfe Munition "made in USA" sowie 

~hei~e ~lirärkarren der Gren~~biete , in 
denen die Lage gespannt ist . In dem von der 

Regierung im Zusallllllenhang mit der Verbängung 
des Ausnahmezustandes veröffentlichten Weiß­
buch wird er .... ä,ltnt , daß einige fi.ih.rende Politi­
ker Indiens ansehnliche Geldsummen aus suslän­
dischec. ~uellen ~ur Vorbereitullg einer rechts­
reaktionären Verschwörung erhalten haben . 

Schloß und Riegel befinden. Die maoistische 
.Fiihrung der VR China vervi.i.nscht nocb lautstär­
ker die l'linisterpräsidentin und die fort ­
schrittlicben Kräfte Indiens . Ubr~gens sind 
die maoi s tischen G:uppierungen in unserem 
Lande die treuesten Anhänger J . Narayans und 
seiner fascbistiscben Bewegung. 

Loblied .uf die Re.kUon 

Auch die unterschiedlichen ausländischen Ein­
sChä.tzungen der jüngsten politischen Ereig­
nisse in Indien sind aufschlußreich . Die 
reaktionäre Presse der imperialistischen Mäch­
te , besonders der USA , Großbritanniens und 

Die Sowje~on. die Demokratische Republik 
Vietnam und die anderen sozialistischen Staa­
ten , die fortschrittlichen Regioes in den 
Entwicklungsländern , die Weltfriedensbewegung , 
die internationalen demokratiscben Organisa­
cionen ~ingegen haben die wirksaJ:len I1aßnahmen 
der indischen Minisrerprä.sidentin zur Verei­
telung der Verschwörung der Reaktion ent­
schlossen unterstützt . 

Anmerkun~n der Redaktion: 
1) s . AlB Nr . 7- 8/1975 

2) Hat sich 1964 auf Batreiben der Maoisten 
von der Kommunistischen Partei Indiens ab­
gespalten . 

der BRD , können ihre Verbitterung über die 
Maßnahmen der Mi nisterprä,sidentin , di e die 
Verechwörung der Rechten vereitelt hat , nicht 
verhehlen . Die bür~rlichen Zeitungen dieser 
Länder speien Gift und Galle t bescbuldigen 
Indira Gandhi der Errichtung der "Diktatur" 
und beweinen den "Tod" der Demokratie in In­

dien . Dafür singen sie ein Loblied auf die 
reaktionären FUhrer , die sich beute hinter 

3) R. Rao , Bewußtsein der historischen Verant­
wortung , Proble~e des Friedens und des 60-
zialis~us, Heft 5/1975 

4) Anfang August 1975 n~ das indiscbe Par­
lament Verfassungsänderungen vor , die die 
Wahlgesetze in Ordnung bringen und die 
Kompetenzen der Ge r iChtsorgane , di e mit 
dienen Gesetzen zu tun haben , exakt f est ­
legen . 

(Que lle : Probleme des Friedens und des Sozia­
lismus , 1B.Jabrgang, Heft 10/1975) 
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Chile 
Die internationale Solidaritätskonferenz für das chilenische Volk, an der Delegationen aus 84 
Ländern vom 13. - 16 . November 1975 in Athen teilnahmen , war für die Chile - Solidarität von her­
ausragender Bedeutung. Denn sie bat nicht nur mit einem 2O- Punkte umfassenden Aktionsplan neue 
wirksame Aufgaben und Initiativen für die Solidaritätsbeweguog erarbeitet, sondern auch Maßnah­
men zur weiteren internationalen Isolierung der Junta beschlossen, die die Konferenz in einem 
nAppall an die Völker der Welt" und einem Schreiben an den Präsidenten der XX!. UN-Vollversamm.­
lung 80 zuaammenfaBte ; "Unser Ruf gebt von hier aus an die UNO . totale Sanktionen gagen San­
tiago zu verhängen, unser Ruf geht an alle Regierungen , die für Freiheit und Gerechtigkeit ein­
treten, alle Beziehungen z;ur faschistischen Junta , besonders auf wirtschaftlichem Gebiet, ab­
z;ubrechen . Unser Ruf geht an alle Völker der Welt, die Hilre für das chilenische Volk weiter 
zu verstärken . " 

Ausdruck der starken Solidarität mit dem chilenischen Volk in unserem Lande ist die nachste­
hende Resolution zur Chi le - Solidarität der Vert reterversammlung der Gewerkscbaft Erziehung 
und Wissenscbaft/Nordrbein Westfalen , verabscbiedet anläBlich des 2 . Jahrestages des Militär­
putscbes . Besondere Beachtung verdient die Aufforderung dieser GEW-Resolution zur verstärkten 
Unterstützung des DGB für die chilenische Gewerkscbaftszentral e CUT und der entschiedene Pro­
test gegen die direkte HiUestellung der Bundesregierung für die faschistische Junta . 
Ein Beispiel für die we ltweite Unterstützung des chilenischen Volkes ist die Solidaritäts­
aktion "Ein Schiff für die Weihnacbt der cbilenischen Kinder" , zu der die drei internationa­
len Gewe r kscbaftsbünde und der We ltkircbenrat die Gewerkschaften und nationalen Solidaritäts­
bewegungen aufriefen . 
Den zur Unterstützung dieser Aktion vom Antiimperialistischen Solidaritätskomitee ( ASK) ver­
faßten Aufruf drucken wir im folgenden ab . 

"Ein Schiff für die Weihnacht der chilenischen Kinder" 
Angesicbts der wirtscbaftlichen Not und des 
Elends , das die faschisti sche Junta über das 
chilenische Volk gebracbt bat, ist eine Ar ­
beitsgruppe der dre i internationalen Ge werk­
schaftsbünde , des Internationalen Bundes 
Preier Gewerkschaften, des We ltgewerkschafts­
bundes und des Weltbundes der Arbeit , ' auf der 
60 . Konferenz des Internationalen Arbeitsam­
tes i n Genf übereingekommen, die Entsendung 
eines Scbiffes mit Hilfagütern nach Chile an­
zuregen und die Schirmherrschaft über das 
Projekt zu übernehmen . Dieser Initiative, 
"Ein Schifr für die Weihnacht der chileni­
schen Ki nder", hat sich mi ttlerweile auch der 
Ökumenische Rat der Kirchen ( Weltkirchenrat) 
angeschlossen. Die zentrale Organisation der 
Kampagne wurde dem AuslandSkomitee des chile­
nischen Gewerkschaftsbundes CUT in Par'is über­
tragen . 

Das Schiff wird im Dezember den französischen 
Haten La Ravre verlassen und Solidaritätsgü­
ter aus verschiedenen europäischen Ländern 
mit sich führen: haltbare und konzentrierte 
Lebensmitte l , Kindernahrung, Milchpulver , Dek­
ken, Schuhe, Bekl eidung, Schulmaterial und 
et'"as Spielzeug . Empränger der Bilrssendung 
ist das kirchliche "Komitee der Zusammenar­
beit für den Frieden", das in Chile legal ar­
bei t et und die Verteilung de r Güter an die 
not leidende Bevölkerung vornehmen wird . Das 
Komitee, in dem seit Oktober 1973 die ver­
schiedenen Glaubensgemeinschaften Chiles zu­
sammenarbeiten, und an dessen Spitze bis zu 
seiner Ausweisung der evangelisch- lutherische 
Bischof Frenz ~tand , verfügt über umfangreiche 
Erfahrungen auf dem Gebiet der humanitären 
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Terrors in Chile . Wie dringend diese Solida­
ritätsaktion ist, verdeutlicht eine In.forma­
tion , die Bischo! Frenz vor kurzem in der 
Bundesrepublik gab : Allein im Monat JUli d . J . 
starben in der 80.000 Einwohner zählenden 
Bergarbeiters tadt Lote 271 Kleinkinder an den 
FolEBn der Unterernährung . 

Das Antiimperialistische Solidari tätskomi t"ee 
ruft die SOlidari tätRbewegung in der Bundes­
republik auf , in den kommenden Wochen bis 
Weihnachten das Projekt "Ein Schiff für die 
Weihnacht der chilenischen Kinder" in den 
Mittelpunkt elner umfassenden Kampagne zur 
Vers tärkung der materiellen Hilfe für das 
leidende und kämpfende chilenische Volk zu 
stellen . 

Wir rufen all e O~ganisationen , Solidaritäts­
komitees und Personen auf , mitzuhelfen, daß 
das Solidaritätsschirt einen namhaften Bei­
t .rag der Solidaritätsbewegung unseres Landes 
mi t an Bord nehmen kann . 



Vertreterversammlung der Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft I NRW 

Resolution zur Chile-Solidarität 
Zwei Jahre da.uert n\lll schon der 'rerror der Mi­

litürjunta über d~s Volk von Chile . Zugleich 
ist dos Land in eine tiefe wirtschaftliche 
Krise geraten . 

Für die Familien der Chilenischen Arbeiter und 

Bauern sind Arbeitslosigkeit, Hunger und Krank­
heit eine täglicbe Erfahrung . In Chile 
herrscht vollständige politische Rechtlosig­
keit, der Gewerkscbaltsverband CUT und die 
(Arbeiter-)Parteien sind verboten . Jeder Wi­

derstand gegen das Iaschilltische Regime wird 

grausam verfolgt , dennoch lebt und entwickel t 

Sich der Widerstand . 
Preis sewerkschaItliche Betätigung, Freiheit 
für die Einheitsgewerkschalt CUT, das sind 

heute wesentliche Ziele der chilenischen Ar­

bei tsrbewegu.ng . 

Für den DGB und die Einze lge .... erkachnften 
stellt sich die Aufgabe der solidarischen und 
effektiven Unterstützung der chilenischen Ge ­

werkschaften, die heute unter den Bedingungen 
der Illegalität arbeiten müssen . 
Das externe Komitee der CUT in Paris hat kürz­
lich tür die internationale Unterstützung fol ­
gende Solidaritätsplattform vorgeschlagen: 
" ... Wir rufen alle Ge .... erkschaftsorganisatio­
nen und alle Arbeiter auf, das Jahr 1975 zum 
Jahr der internationalen Solidarität ~it Chi­
le und allen Völkern im Kampf gegen den Fa­
schismus zu machen . Wir rufen auf , folgende 
Solidaritätsplatttorm zu veröffentlichen , zu 
erläutern und zu unterstützen: 

1 . Verstärkung der i nternationalen Isolation 
der Diktatur 
a . Widerstand allen diplomatischen Beziehun­
gen mit der Militär junta ; 
b . öffentliche Zurückweisung der Junta- Reprä­
sentanten , .... 0 immer sie auftreten ; 
c . Anklage der durch die Junta verübten Ver­
brechen und Verl~tzungen der Menschenrechte ; 
d . Ablehnung jeder Zusammenarbeit mit admi­
nistrativen , akademischen oder politischen 
Institutionen der Diktatur . 

2 . Entwicklung der ökonomischen Blockade ge­
gen die Junta 

8. Ablehnung jeder Hilfe , jeden Kredi ts für 
die Diktatur vom Staat oder von Banken ; 
b . Ablehnung jeder Umschuldungs verhandlungen 
mit ddr Junta; 
c . Ab l ehnung jeder technischen Hilfe für die 
Junta . 

3. Entwicklung des Boykotts gegen die Junta 

a . Totaler Boykott der Verladung von Waffen 
oder Munition für Chile ; 

b . Verweigerung der Abfertigung von Kriegs ­
schiffen oder Flugzeusen der Junta auf allen 
Hüfen odel' Flugplätzen; 
c . Verweigerung der Ausführung von Reparatur­
verträgen an Kriegsschiffen oder Fl ugzeugen 
der Junta ; 
d . Temporäre BoykottmaBnahmen mit konkreter 
Zielsetzung gegen den Außenhandel der Junta , 
so .... ohl Import wie Export, z.B. bezüglich Kup­
fer . 

~ . Ausübung direkter Solidarität mit dem 
Volk von Chile 

a . Verdoppelung materie ller und wirtschaft­
licher Hilfe für die chileniechen Arbeite r 
und ihre Gewerkschaftsorganisation, die sn 
der Spitze des Widerstandes gegen die Junta 
steht; 
b . Abhaltung von Treffen , Tagungen und Dis­
kussionen zur Erörterung und Publizierung der 
Ereignisse in Chile und zur Ermutigung der 
Verteidigung der Menschenrechte, des Gewerk­
schafts - und de~okratischen Rechts ; 
c . Ver .... endung aller Mittel, um den Kampt zur 
Beendigung des Be lagerungszustandes und der 
FOlter , zur Aufhebung aller Konzentrationsla­
ger und für die Freiheit aller polit~schen und 
gewerkschaftlichen Gefangenen voranzutreiben . " 

Die Landesvertreterversammlung begrüßt diesen 
Beschluß ausdrücklich und fordert den Landes­
vorstand auf , folgende Schritte zu seiner Er­
füllung zu tun : 

- Veröffentlichung der CUT-Plattform in EuW 
(Erziehung und Wissenschaft , d . Red . ) 

- In Zusammenarbeit mit dem DGB die Möglich­
keiten einer Organisierung einer Rundreise 
von CUT-Ver tretern durch die Bundes republik 
zu prüfen 

Aufforderung an den DGB zur Erstellung ei­
ner Dokumentation über die Handels - und 
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Wirtschattsbaziehungen der Bundesrepublik 
ltit Chile 

Solidarische Unterstützung des »GB bei der 
Erstellung eines Planes zur Erfüllung der 
CUT-Plattform 

Wir meinen , daß sieh die Bundesregierung in 
diesem 1'a11 zu aioslI! direkten Gehilfen der tti­

li tärdiktatur in Chile !Dacht. 
Wir fordern da~g9n: 

Aufforderung gemeinBllID mit dem DGB IIlASsiv 
gegen folgende Unterstützungsmaßn8hmen un­
ter Ausschöpfung aller Eintlußmöglichkeiten 

anzugehen: 

• Keine Untarcti.it:tung dal' Junt6 durch dIe Bun­

dasr egie rung ! 

• Keine lCredi te für d i6 Junta ! 

• Abbrucb der- Ausbildung der chilenischen Of­
fiziere! 

In den letzten Tagen waren in verschiedenen 
Tsgeszeitunßen Meldungen zu lesen , nach denen 
chileniBche Offiziere in der Bundeswehr aus­
gebildet werden . Au! Proteste und Forderungen 
nach Abbruch der Ausbildung und AUßweisung 

• Ausweisung der chilenif~chen Offiziere nUß 

der Bundesrepublik ! 

der J unta- Offiziere gab das Verteidigungomini­
Bterium l ediglich zur An twort: " .• • Die Ausbil­
dung ausländischer Offiziere 8si in der Bun­
deewehr ein ' uöliches Verfahren ,.n 

Der DGS und seine Einzelgewerkschaften werden 
3uJgeruIen zu prüfen, inwiswllit den "Forderun­
b"en des externen Komitoos der CUT entsprochsn 
werden kann . 

(Qualle: Neue Deutsche SchUle 
vemberheft 197!i) 

(NDS) 21, 1 . No-

.----Appell der internationalen Chile-Konferenz in Athen 
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Puerto Rico 
Vom 5 . - 7. September 1975 fand in !Iavruma. der Hauptstadt Kubas , eiue "Internationale 80lida­
rittitskonferenz für die Unabhängigkeit Puerto Rieos" statt . Auf Initiative des \Je ltfriedenara­
tes trafen sicb 325 Delegierte und Beobachter nationaler und internationaler Friedens- und 60-
lidaritätsorganisationen aus ?9 Ländern aller Kontinente und von 18 internationalen Organisa­
tionen . 
In den ?? Jahren seiner kolonialen Unterdrückung ist Puerto Rieo nicht nur ökonomisch und po­
litisch nach den Interessen der OS- MonopOle ausgerichtet worden , sondern es wurde zugleich zu 
einer gigantischen militärischen Baais der USA ausgebaut . Von dort gebt eine ständige Bedro­
bung gegen die nationalen BefreiungSbewegungen und pl'Ogressiven Regimes, insbesondere gegen 
das sozialistische Kuba aus . 
Die Konferen~teilnehl:lel' appellierten an die Weltöffentlichkeit, Druck auf die USA auszuüben , 
um sie zur Erfüllung der UliO-Entschließungen von 1960 und 1973 zu :.lringen, die das Recht des 
puertoricanischen Volkes auf Selbstbestimmung feststellten. Die auf der SOlidaritätskonferenz 
von Havanna verabschiedete Deklaration, die wir leicht ~kürzt abdrucken , gibt einen Oberblick 
über die Geschichte der kolonialen Unterdrückung seitens .der USA, analysiert die aktuelle Lage 
und mündet in einen Aufruf zur Entfaltung der Solidarität ~t Puerto Rieo . 

Erklärung der internationalen Solidaritlltskonferenz 
für die Unabhängigkeit Puerto RieDS - September 1975 
Die koloniale Unterdrückung Puerto Ricos durch die USA 

( • . • ) 1898 besetzten die US-Imperialisten die­
ses kleine karibische Territorium Puerto Rico 
militärisch und raubten dem Volk das Recht 
eu.f Selbetbestimmung, das es nach langem Kampf 
den Spaniern abgerungen hatte . Seit jener Zeit 
übt die Regierung der Vereinigten Staaten 
die bsolute Herrschaft über jene Nation aus . 

Der Schwindel 110m " assozIIerten" Freistaat 

Die OS-Regierung hat die direkte und volle 
Kontrolle über die koloniale Verwaltung in 
praktisch allen essentiellen Bereichen staat­
licher Autorität einschlieBlich der Verteidi­
gung- und AuBenpolitik , von .Fragen d.er Ein­
und Auswanderung, des Nachrichtenwesens und 
internationalen Verkehrs, der Beziehungen 
zwischen Arbeitern und Unternehmern und der 
Handel!Jpolitik. 
Der sogenannte "as60ll:iierte :Freist.aat" ist­
ein Schwindel, ~tt dem der Yankee- lmperialis­
mus versucht hat, den typisch kolonialisti ­
schen Charakter seiner bewaffneten Interven-

tioo zu vertuschen . Den Marionetten der ko ­
lonialen Verwaltung fehlt j ede l1aehtbefv.g:nis. 
ihre lunktion beschränkt sich auf die Ernen­
nUDg untergeoL'dneter Beamter und die Ausfüh­
rung untergeordneter Aufgaben auf Provinz­
oder Gemeindeebene . 
Der Status des "assoziierten Freietaates" 
wurde 1952 durch die US-Regie~~g erll:wuugen, 
die durch da!: Kongreßgesetz Nr . 600 das Vol.lr. 
Puerto Ricos vor die Wahl stellte , entweder 
kleine Reformen zu akzeptieren , die jedoch an 
die Ei.ntührung des Status "assoziierter Yrei­
staat " gebunden waren, oder den bis dahin exi­
stierenden Status Quo beizubehalten . 

Auf der Grundlage der Errichtung des "aosozi­
ierten Preista8tes" teilte die UB- Regierung 
den Vereinten Nationen 1953 mit, daß eie der 
ONO keine weiteren Berichte i.ibel' Puerto Rico 
vorlegen werde, wie sie Artike l 73 (c) der 
ON- Charta verlangt . Sie begründete ihre Wei­
gerung mit dem Argume nt , daß !Odieses Terri­
torium Selbstverwaltung erlangt habe ll • Der 
Schwindel erfüllte seinen Zweck, und die 
Vollversammlung der UNO entband die Vereinig­
ten Staaten mit knapper Mehrheit von der 
Fflicht , die obligatorischen Berichte über 
ihre Kolonie vorzulegen . 

Puerto Rieo auf der Tagesordnung 
des Dekolonlalislerungssusschu .. es 

Zwanzig Jahre später jedoch , im August 1973 . 
ns.hlll der DekolonialisierungsausschuB der Ver­
einten Nationen eine Resolution an , die im 
Dezember desselben Jahres von der Vollver­
sammlung verabschiedet wurde und die "das un­
veräußerliche Recht des Volkes von Puerto 
Rico auf Selbstbestimmung und Unabnängigkeit 
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in Ober einstimmung mit der Resolution 1514 
( X'V) vom 14 . Dezember 1960" anerkannte. 
Puerto Rico ist einer der offensicbtlicbste~ 
Fälle von Kolonialismus - zusammen mit der 
Panama-Kanal-Zone, den Malwinen, Belize, 
Guadeloupe, FranzösisCh-Guayana, Martinique 
und anderen lateinamerikanischen Territorien . 

Die Entscheidung der UN, den Fall Puerto Rico 
auf die Tagesordnung der .EntkolonisieI"UDg zv. 
setzen, stelle einen bedeutenden Sieg im Un­
abhängigkeitakampf deo Volkes von Puerto RicO 
dar und ist. Ausdruck der wachsenden Solidari­
tät der internationalen Gemeinscnaft mit die­

ser gerecnten Sache - besonders von Seiten 
der sozialistischen Stnaten und der Bewegung 
der Blockfreien. 
An~sicbts der Tatsache, daß der koloniale 
Charakter der Situation in Puerto Rico ent­
larvt worden ist , versuchen die US-Imperiali­
sten in Zusammenarbeit mit ihren servilen 

MariOnetten in der kolonialen Verwaltung wie­
der einmal , das Volk von Puerto Rioo und die 
Welt zu täuschen mit dem VOl'Wand, daß sie die 
Beziehungen zwischen Washington und dem soge­
nannten "assoziiert.en Freistaat" dUl'Cli ein 
naues "bilaterales Abkommen" neu fO!'mulieren 
wollten . 

VOrbereitung der Annexion der Insel 
Zu diesem Zwecke wurde vor zwei Jahren eine 
ad boc Kommission aus sieben OS-Beamten und 
sieben pue.l'torica.n.ischen Kolonialbeamten und. 
Kollaborateuren gebildet, die dem Pl'iiside!"!ten 
der Vereinigten Staaten soeben den Entwu.rC 
eines "Paktes der Permanenten Vereinigung von 
Puerto Rico mi t den Vereinigten St.3.aten" vor­
gelegt huben , durch den die Strukturen der 
kolonialen Vornerrschaft der Yankee s nicht 

nur erhalten blieben , sondern noch weiter ge­
festigt würden, UJlI. damit den Weg zUi' Annexion 
der Insel als einen "territorial en Bestand-

länderübersicht -----------
Territorium: 
Pläche : 8.897 qkm . Lage: kleLDs te und ostllch­
ste Insel der Großen Antl ilen, umfaßt außer­
dem die Inseln Vieques, Culebra und nonn . 
Hauptstadt: San Juan 455 . 421 Ejn .... ohoer 

Bevölkerung: 
2,86 l'lio (1972) ; darüber hinaus leben mehr als 
2 Mio Puertoricaner in den USA; Bevölkerungs­
dichte 270 Menschen pro qkm; 36% der Bevölke­
rung leben auf dem Lande . 

Sprache: 
englisch und spanisch; 16% der Einwohner spre­
chen beide Sprachen , 84% spanisch. 

Religion: 

91% Katholiken . 

Geschichte: 
1493 wird die Insel durch Kolumbus auf seiner 

ersten Amerikafahrt entdeckt. 
150B beginnt die spanische Kolonisation gegen 

den heftigsten Widerstand der Urbevölke­
rung, die i.m Laufe der Kolonisation völ ­
lig ausgerottet wurde. 

1897 gestebt Spanien aufgrund immer wieder 
auIflackernder Widerstände v.nd Rebellio­
nen (z . B. AuIstand von Lara 1868) Puerto 
Rico eine eigene Verfassung und Autono­
mie zu, die einer faktiscben Se lbständig­
keit gleichkommen. 

1898 wird die Insel im Spaniscb-Nordamerika­
niscben Krieg durch die USA besetzt und 
unter Militärverwa1tung gestellt . Im 
Rahmen deE Vertrages von Paris, der die­
sen Krieg offiziell b~endet , wird Puerto 
Rico den USA zugesprochen . 

1917 gewährt die USA den Puertoricanern die 
US- Staatsbürgerschaft und erklärt Puerto 
Rico zum Territorium der USA gehörig . 

1952 nacn der Niederschlagv.ng be waffneter 
Volkserhebungen sieht die USA sich ge _ 
zwungen, eine ~ Volksbefragung" durchzu­
führen . Puerto B:ico wird 1952 ein "off'i­
ziel1 mit den USA assoziierter Freistaat" . 

1973 wird. das Recht der Puertoricaner "auf 
Selbstbestimmung und Unabhängigkeit in 
Ubereins timmung mit der Resolution 151 5 
orV) vom 14 . Dezember 1960" durcb den 
Dekolonisierungsausschuß der UNO bestä­
tigt . Die USA weigel'D. sich, dieser Emp­
fehlung nachzukommen und verschieben die 
Wiederaufnahme der Dislrussion auf 1976. 

Staatsaufbau: 
Nach der Verfassung von 1952 ist Puerto Rico 
ein nmit den USA assoziierter Freistaat" . 
Politisch und wirtschaftlich ist es jedoch 
von den USA völlig abhängig . Die Puertorica­
ner besitzen zwar das StaatsbÜt'gerrecht der 
USA, haben aber dort kein Wahlrecht . Im Kon­
greB der USA sitzt ein nichtstimmberechtig­
ter Abgesandter . Die RegierWlgsge .... alt liegt 
beim Gouverneur (seit dem 1 . 1.1969 bei Luie 
A. Ferre , Neue FortsChrittspartei), der in 
direkter Abs timmung auf ~ Jahre gewählt wird . 
Die gesetzgebende Gewalt wird vom Kongreß aus-
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toil der Vereinigten Staaten" ~u ebnen . 
U& diese Ziele zu unterstützen, llaben die Im­
perialisten solange manövriert , bis es ihnen 
gelungen war, die Di3Kusaion und Abstimmung 
Ober die koloniale Situation in Puerto Rico 
im Entkolonisierungsausachuß der Vere~nten Na­
-~onen z verschiebea . 
Wu' verut'teilen die lClperiah tische Propb.s;an­

Ja tier US-Regierung, die huf eine Verwirrur.g 
der örfent u.cb.en M!:inung in deI' Welt zielt. 
indem sie ihre Bozienungen der Vorhel'rscb.a1't 
und Koorrolle übor Puerto Rico ala Beziehun­
gen zwischen "rrei~ill!g aa~oziierten· LÄn­

dern ausgibt . Wir stellen den Fnll Puerto Ri ­

co vor die Weltörrent lichkeit ; seine direkte 
Eellerrschung durch den US- ImperialiE.'mus ist 
offensichtlich und wüchst in allen Bereichen 
des Lebens deI' Nation . 

DIe ökonomische Bedeu1ung Puerto Rlcos 

Puerto Rico iat von größter ökonomischer Be -

geübt , der sicb aus dem Senat (27 rutglieder) 
und dem Repräsentantenhaus (;1 Mitglieder) zu-
38.11U1lensetzt . 

Politische Organisationen: 

dis:en 

~~~~",~vertritt die 
vollstän-

51. Bun-
desstaQt . Vorsitzender: 
Volksdemokratische Partei ~PDP), vertritt die 
I nt eressen der Gro U60urgeols i~..J.. die mit den 
monopol isti sc ben Kreisen der UtiA verbunden 
ist . Voraitzender: L. Munoz Marin . 

Beide Part~ien stellen die Regierung . 

versucht mit ~~~~ti; vertri tt die 1n-

~i,~~.:;,~n:~!;:~h~i:~: die volle Unnbbän-
~ zu erreichen. Vorsitzen-

Berrios . 
Nationalistische Partei (PU), illegale Partei 
der MltEe l achlchten . dle slch für die volle 
Unabhängigkeit Puerto Ricos ei.nsetzt . 

~ir.~r.fts~Partei des In-
,J die unter il -

J'elix 

:~lt~~[if:';j[fj~ff:ff;i~ nationale die kubanische 
tion . : Juan Mari Eras 

Gewerkschaften: 
Die offiziellen Gewel'kllcbaften sind den Ge ­
verkscbafts:.entralen der USA angescblossen . 

WirtSchaft: 

die 

deutung für den US- ImperialinmulJ , US- I.nvesti­
tionen in der gesamten Weit, ausscblieBlicb 
PuSl'to Rico, beliefen sieb. bis 1974 uuf 
110 , 24 Mrd Dol lar . Die Invsntitionen in Indu­
:Jtt'ia und Handel betrugen in Pue:·to Bieo 
6 ,112 Mrd D~llar . Anders ausgedrückt, die 

Di rektio'lestitiOnen in Puerto Rico machen 5. 5" 
all er Auslandsinvestitionen der USA aus ooer 
21% aller lnveati tionen , die die USA in den 
unterentwickelten Ländern tätigten oder ~ 
aller US-Investitionen in Lateinamerika . Die 
Profite aue diesen Investitionen stiegen 1974 
·,I,lf 1,545 I'\!'d Dollar . 

Die Vereinißten Stasten ziehen aus diese~ win­
zigen Ineel in ner Karibik mehr Profit als 
~us dem Gemeins~men Markt Europüs und die 
!lülfee aller Profite aue Latein8.merika . 
Die Profite , die die Gese llschaften erzielten, 
betrogen in den verschiedenen Zweigen der In­

dustrie: chemiscbe Industrie 34% der lnvesti-

zur Industrialiaierung im I nteresse der US­
Monopole . Der Scbwerpunkt liegt" nut der me ­
tallverarbeitenden, der chemischen und der 
petrocbemischen Industt'ie . ~ aller Investi­
tionen der USA in Lateinamerikn ent f allen 
alleine auf ~erto Rico . Die aua Puerto Rico 
herausgezogenen Protite machen a1leine mehr 
als die lIälfte aller ProIite aus , d.ie US- rune­
rikunische Konzerne aus Lateinamerika ziehen. 
Die verarbeitende Industrie liegt heute fast 
aUßschließlicb in den Händen von US-Tocbter­
gesellschaften. Das US -Kapital kontrollierte 
1974 in Puerto Rico 81% der Industrieanlagen , 
8~ des Einzelhandels , 6~ des Bauwesens , ~ 
des E9samten Exports, nahezu das gesamte 
Lurt- und See transportwesen sowie Nachrich­
tenm~dien und olle Unterhaltungsein1'ichtun­
gen . 

Landwi rtschaft: 
~ der landwirtschaftlich nutzbaren Pläcbe 
befinden sich in Händen von US-Honopolen, die 
Großplnntagenwirtschaft betreiben. Angebaut 
werden überwiegend Zuckerrohr, Tabak und 
Karfee . Viele Bauern mit landwirtschaftlichen 
Botrieben und lnndlose Bauern arbeiten als 
Tagelöhner auf den Plantagen . Die Viehwi rt -
2chaft ist von geringer Bedeutung. 

Außenhandel: 
Die Handelsbilanz ist sei~ Jahren passiv . So­
genannte llilfslieferungen und langfristige 
Kredite der USA vertieten zunehmend die po­
litische und wirtscbaftliche Abhängigkeit 
Puerto RicOB . 6~ des Nehrungsmittelbedarfs 
müssen aus den USA import iert werden . Die 
USA sind zu 95% an der Ausfuhr und zu 85% an 
dor Einfuhr von Waren nach Puerto Rico be ­
teiligt . 

Soziale Lage der Bevölkerung: 
Die Arbeitslosigkeit liegt bei ~. Der 
DuI'chschni ttslohn ei.ne s Industriearbei ters 
beträgt wenig mehr als 1/3 des Lohnes eines 
USA-Art ·iters . Die Lebenshaltungskosten lie­
ßen in iUerto Rico höher als in den USA . Aus­
druck der Verelendung ist aucb die starke 
Ab~anderung aus Puerto Rico . Ober 2 "io Puer­
to~icaner mußten bereits in die USA auswSD­
dern . Die AnaI.phabetenrate liegt über 1~. 
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tionen; Olraffinierung 25%; elektronische und 
Elektroindustrie :21% ; Textilindustrie 24% ; 

Metallindustrie 25%. 
Die reichsten 20% der Bevölkerung Puerto Rieos 
absorbieren 51% des Nationale~D.il:ommena, wäh­
rend auf die Armen nur ~ entfallen . Es ist 
kein Zufall , daß ein großer Teil der Bevölke­
rung von öffentlicher Unterstützung abhängig 
ist . 
Diese Tatsachen führen dazu, daß die Wirt­
schaft Puerto Ricos abhängig, deformiert und 

inflationär ist und ohne Bezug auf die natio­
nalen Bedürfnisse produzie~t . Puerto Rico pro­
duziert, was es nicht verbraucht und ver­
hraucbt, was es nicbt produziert. 

Die Diskriminierung der Puerto Rlcaner 

Mehr als 2 Millionen Puertoricaner (40% der 
Bevölkerung Puerto Ricos) waren gezwungen , 
in die Vereinigten Staaten auszuwandern, wo 
sie in den Ghettos der großen Städte des 
Ostens und des mittleren Westens konzentriert 
sind . 
Dort stellen sie einen jener Teile der Bevöl­
kerung der Vereinigten Staaten dar , der am 
härtesten unterdrückt, diskriminiert und miß­
braucht wird . Sie erhalten die niedrigsten 
Löhne, arbeiten unter unerträglichen Bedin­
gungen und sind - wie die Afro- Amerikaue r , 
Mexikaner , Asiaten, amerikanischen Ureinwoh­
ner und andere Minderheitsgruppen - schändli­
cher politischer , sozialer, ökonomischer, 
kultureller und rassischer Diskriminierung 
innerhalb der Vereinigten Staaten unterworfen . 

All dies zeigt die Notwendigkeit engel' Zusam­
menarbeit zwischen den Puertoricanern und 
der Arbeiterklasse und anderen fortsohrittli ­
chen und demokratischen Kräften in den Ver­
einigten Staaten für die Befreiung Puerto Ri­
cos und die Entwicklung des demokratischen 
und revolutionären Kampfes innerhalb der USA. 

Die koloniale Regierung hat ihr massives Ste­
rilisationsprogramm von Frauen im Rahmen ih­
res sogenannten "Familienplanungsprogramms " 
beschleunigt" . Etwa 5% der '"eiblichen Bevölke­
rung im gebärfähigen Al tel' sind schon steri­
lisiert worden . Auf diese Yeise , zusammen ~t. 
großangelegten Auswanderungsplänen und der 
ungehinderten Einwanderung von Ausländern, 
von Peinden des Volkes , versucht sie , die Be ­
vÖlkerungszusrurJ.IlIensetzung zu veTändern , um 
die Puertoricanische Nationalität auszulö ­
schen . 
Der US- rmperialiSlrlus benutzt Puerto Rico als 
Versuchsfeld für Sterilisations- und Geburten­
kontrolltechniken, d..::e er später in anderen 

4STei l en der Welt einsetzt . 

MIlitärische Festung des US. lmperlallsmus 

Puerto Rico ist auch eine gigantische militä­
rische Festung des US - Imperialismus . Mehr als 
10% des bebaubaren Landes dienen diesem Zweck . 
Die Vereinigten Staaten haben dort Atomwaffen 
gelagert und bedrohen damit den internationa­
len Frieden und. die Sicherheit der Völker. 

Die CU und ihr "Peaee Corps " (~Priedens­
kot-ps") , der .FEI und verschiedene andere im­
perialistische Nachrichtendienste trainieren 
Agenten, unterdrücken die patriotischen Kräf­

te und fördern oder unterstützen konterrevo­
lutionäre Gruppen aus anderen Ländern . Trup­
pen, die auf Unterdrückung spezialisiert sind , 
werden ebenfalls Ln Puerto Rico ausgebildet . 

Dieses gewal tiSe. Arsenal der USA ist eine 
ständige Bedrohung für die nationalen Befrei­
ungSbewegungen und für jene Länder in Latein­
amerika, die für ökonomische Unabhängigkeit, 
volle Souveränit;ät. und die Verteidigung ihrer 
Nat'urreichtümer kämpfen . Die Invasion in die 
Dominikanische Republik wurde ebenso in Puerto 
Rico geplant wie die mißglückte Invasion in 
die kubanische Schweinebucht . Venezue la wurde 
von US-Stl'eitkl'äIten bedroh.t . A~ien, Afrika 
-und sogar Ew'opa waren diesen Drohungen ausge­
setzt . 

Die Niederlage des Kolonialismus in Puerto 
Rico und die vollkommene Eefreiung des Volkes 
von Puerto Rico ~ird ein äußerst wiChtiges 
Ereignis sein , das dem Imperialismus eine 
seiner bedeutendsten militärischen Fes~gen 
entreißen und ein wertvoller Beitrag für die 
Sache des Weltfriedens sein wird . 

Oie elende Situation des Volkes 

Das Volk von Paerto Rieo war einem Prozeß 
ausgesetzt, der darauf ab~ielte , ibm seine Zu­
gehörigkeit zu Lateinamerika und dessen Kul ­
tur zu bestreiten und damit aeine Nationali ­
t.ät auszulöschen. Doch gegen diese starken 
Versucbe einer kulturellen Entfremdung hat 
das Volk von Puerto Rico eirren hartnäckigen 
Kampf aufgenommen, um seine kulturellen Werte 
zu be .. ..a.hren . Inmitten der größten Unterdrük­
kung halten die Puertoricaner ihre kulturel­
len Traditionen l ebendig und unt;erstreichen 
so deren Kontinuität und Eigenständigkeit. 
Arbeiter, junge Menschen und Studenten über­
nehmen einen illllllel" größeren Teil dieser Auf ­
gabe . 

Die Konferenz enthüllt auch die furchtbare 
Si tuation , der sich das Volk von Puerto Rico 
auf dem Gebiet des öffentlichen Gesundheits­
wesens gegenübersiehe , dae , da gleichermaßen 
außerordentlich mangelhaft und sehr teuer , 



den Massen des Volkes nicht zugänglich ist . 
Sie brandmark~ außerdem die chaotische Woh­
nungssituatiOD und die sich ständig verschlech­
ternden Umweltbedingungen, die BUS der wach­
senden Verschmutzung durch bochgiftige Abfäl­

le von Fabriken und Industrien resultieren , 
die ohne angemessene Schutzeinrichtungen auf 

der Insel gebaut wurden - ein Zustand den die 
Metropole auf ibrem eigenen Territorium nicht 
duldet . 
Das Volk von Pue~to Rico hat seinen Kampf für 

nationale Befreiung während der ?? Jahre der 
US- Vorherl'sehaft fortgeset.zt . 

kwnpagoe . die gegen das Volk von Puerto Rieo 
durchgeführt wird , zu kämpfen . 
Ebenso fordern sie dazu auf, die Initiativen 
voranzutreiben , die die US-Behörden auffor­
dern , die Patrioten Lolita Lebrbn, Oscar Col ­
lazo , Refael Cancel Miranda , Irving Plores, 
Andres Figuero9.. Cordero und andere puertori ­
canische politische Gefangene sofort und be­
dingungslos freizulassen . 
Die Konferenz drückt die Notwendigkeit aus , 
das Treffen des EntkolonisierungsausschuBses 
der Vereinten Nationen 1976 mit eineT i n ten­
siven weltweiten Kampagne der Solidarität mi t 

in die nurein Grund, 

solhelL 

Heute sieht sich die Unabhängigkeitsbewegung 
einer neuen Eskalation der Unterdrückung ih­
rer Führer und Mitglieder und ihrer politi­
schen, gewerkschaftlichen und studentischen 
Organisationen gegenüber . Die Methoden, die 
in diesem vergeblichen Versuch, die Hassen 
von i hrec entschlossenen Kampf für die Befrei ­
ung abzuhalten, angewandt werden, schlieBe~ 

Morde , Terrorangriffe , Verschwörungen und 

'Verleumduugskampagnen gegen die Fü.b.rer und' 

die Ideologie der patriotisch- revolutionären 
Kräfte ein . ( ..• ) 

Forderungen der Solldaritälskonferenz 

Die Teilnehmer der KonIerell~ rufen dazu auf, 
die Solidaritätskampagnen, die traditionell 
sm 23 . September, dem Jahrestag des 'Rufes 
von :tarn' (Aufstand gegen Spanien 1868 , 
d . Red.), stat tfinden, zu intensivi eren; die 
große Gefahr, die die Existenz mi l itärischer 
Enklaven der USA auf dem Gebiet Puerto Ricos 
mi t sich bringt , stärker herauszustellen und 

t ü" die Einstellung der Mass ensterilisations-

F...t ..... SIot wtIctrt w __ 

S<:IwIaI Si" .. den CoIIpoJI. 
St .... rfrc iho,1.. .,no Alba .... ...,., _ab&Jel> SM ""I ci _ 

_ ral. aiedrip r-lkootal WMI .......... R""'-1I1eII an .......,.. 
1>0110 P,_I<';";!l1 ,iaod die wictt- bbtdI~ Cieapokh. 
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dem Unabhängigkeitskampf des Volkes von Puer­
to Rico vorzubereiten , 
Die Teilnehmer halten es für unbedingt not­
wendig, Abschriften der Erklärung dieser in­
ternationalen Konferenz für die Solidarität 
mit der Unabhängigkeit des Volkes von Puerto 
Rico dem Generalsekretär der Vereinten Natio­
nen, dem Vorsitzenden des Entkolonisierungs­
ausschusses und anderen geeigneten Hilfsorga­
nisationen der Vereinten Nationen vorzulegen . 

Die Teilnehme!.' dieser Konferenz rufen eiDDlü­
tig dazu euf , di e Bolidaritätskampagnen für 
die Unabhängigkeit Puerto Ricos in der ganzen 
Welt im Sinne dieser Erklärung zu verstärken . 

Unsere Konferenz unterstützt die Anträge zu 
Puerto Rico , die bei dem Tr2~fen des Koordi­
nierungsbüros der blockfreien Staaten im 
März 1975 in Havanna und auf der 5. Konferenz 
der Außenminister der blockfreien Staaten im 
August 1975 in Lillla angenollU!len wurden. 
Unsere Konferenz weist en~achieden die Anma­
ßung der Kolonialverwaltung zurück . sie re -
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lM.P.R. \ 

\l 

präsentiere das Volk von Puerto Rieo . Das 
Volk von Puerto Rieo repräsentieren die P&~ 
triotischen , für die Unabhängigkeit eintre· 

tenden revolutionären Kräfte , dia für die 
Verbreiterung ihrer Bewegung der nationalen 
Befreiung arbeiten . 

Puerto Rleo wird fre i sein I 

Die Einberufung , die Organisation und der 
Verlauf dieser Konferenz , auf der Repräsentan­
ten der fortschrittlichen, friedliebenden 
und demokratischen Kräfte aus aller Welt in 
großer Zahl vertreten waren , zeigt , daß die 
gerechte tiache des Volkes von Puerto Rieo von 

der Weltörrentlichkeit unterstützt wird . 

Die Delegierten dieser Konferenz drücken ihre 
tie~e Dankbarkeit aus ~genüber dem Volk von 
Kuba , der revolutionären Regierung und der 
Kommunistischen Partei Kubas und ihreCl. ersten 

Sekretär , Fidel esst r o , für ihre brüderliche 
Gastfreundschaft , die ein Ausdruck ist für 
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ihre feste Solidarität mit der großen Sache 
der Befreiung der Völker . Wir haben gesehen , 
daß das Volk von Kuba enthusiastisch und einig 

eine neue Gesellschaftsordnung aufbaut . 

Die Unabhängigkeit Puerto Ricos wird die Ver­
wirklichung eines großen Traums von 5imon Bo­
livar , Rambn Emeterio Betances, De Hostos , 
Jose Marti und Pedro Albizu Campos (Führer 
i1ll Unabhängigkeitskampf gegen die spanische 
Herrschaf t , d . Red . ) bedeuten . 
Die Entschlossenhei t des Volkes von Puerto 
Rico , frei zu !lein, wi.rd ebensowe nig schwan­
ken wie die internationale SOlidarität, die 
auf dieser Konferenz erneut bestätigt wurde . 
Sie wird. ausgeweitet und vertieft werden in 
der historischen Realität einer Welt , in der 
Kolonialismus ein plumper Anachronismus ist . 

Es lebe ein freies , unabhängiges und souverä­
nes Puerto Rico! 

Havanna, Kuba , 7 . September 1975 

(Quelle : Granmo/Kuba, 21 . September 1975) 



Multinationale Konzerne und Entwicklungsländer 
In den ersten zwei Teilen seiner Analyse , erschienen in AlB Nr . 7- 8 und 10/1975 , bescbäI'tigts 
eich Fritz Rieche mit den Motiven, Charakteristika und der Strategie der westdeutschen Konzern­
exp8JlSiOD in die "Dritte Welt " , zog er eine Bilanz der ökonomischen Lage der Entwic klungsländer 
und ihres Ringens um die nationale Nutzung ihrer Rohstoffvorkommen . 
In seinem bier wiedergegebenen dritten und abschließenden Teil setzt sich der Autor mit den 
entwicklungspolitischen Konzeptionen der Bundesregierung und verschiedener politischer Parteien 
auseinander , um aodann die Intersssenlage und Forderungen der bundesdsutscben Arbeiterklasse 
zu skizzieren. 
We lche Position der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) gegenüber dem Kapitalexport in Entwick­
l ungsländer und dem Vorgeben gegen die Macht . der multinationalen Konzerne einnimmt , dokumen­
tiert die von uns wiedergegebene Resolution des diesjährigen 10. DGB-Bundeskongresses . 

Fritz Rische 
Die neokoloniale Expansion der westdeutschen 
Konzerne und die Bonner Entwicklungspolitik (3. Teill 
Die ökonomischen anti monopolistischen Maßnab­
cen der Entwicklungsländer wie die Nationa­
lis ierung der Olmultis ode r die Gründung von 
Rohstoffkartellen sind auch i ~ Zusammenhang 
mit der "Charta der ökonomischen Rechte und. 

Pflichten der Staaten" zu sehen . Das bedeut ­
same UNO- Dokument wurde gegen Ende der XXIX . 
Tagung der UNO-Vollversammlung mit großer 
Mehrheit verabschiedet . Faktisch handelt es 
sicb dabei um eine gemeinsame Initistive sol ­
cber Entwicklungsländer wie Algerien mi t den 
sozialistischen Ländern . 

Die Bedeutung der Ökonomischen Ch. rta 

Die Charta fordert u . s . die lJberwindung der 
Haupthindernisse auf dem Weg des wirtschaft­
lichen Fortschritte der Entwicklungsländer 
sowie die Beschleunigung ihres Wirtscbafts­
wachstums, um so die ökonomische Kluft zwi­
schen den Entwicklungsländern und den ent ­
wickelten Ländern zu schließen . 

In Artikel 5 wird das Recht aller Staaten po ­
stuliert, sich in Organisationen von Rohstoff­
produzenten zusammenzuschließen , um ihre 
Volkswirtschaften so zu entwickeln , daß 
"sie ihre Entwicklung stabil finanzieren 
können" . 1) 

Die Versuche der kapitalistischen Länder , auf 
eben diese neue völkerrechtliche Lage Einfluß 
zu nehmen und sich einzustellen , zeigen sicb 
u . a . in Plänen des französischen Staatspräsi­
denten für eine gemeinsame Konferenz der 01 -
länder und Olabnehmer . Dies zeigt sicb euch 
in Plänen der USA und der Bundesrepublik , die 
Dollarüberechüese der Olländer durch i n terna­
tionale Sonderbanken der Kapitalverwertung im 
Profitsinne nutzbar zu machen . 

Alle diese Pläne beweisen , we lche Probleme 
hier in der nächsten Zei t die Verhältnisse der 
Entwicklungsländer, insbesondere der Länder 
mit reichen Rohstoffvorkommen, zu den kapita­
listiSChen Industri eländern bestimmen. 

Anp.aaungasch."rigk.u.n d.r USA 

Die USA drängen nämlich als Antwort auf die 
in der Charta verankerten Rechte auf ein i m­
perialistisches Machtkartell , um die Olländer 
mit dem Monopol ihrer Industrieanlagen und 
ihres technischen Wissens usw . gemeinsam mit 
den NATO- Ländern und der Europäischen Gemein­
schaft (EG) unter Druck zu setzen. 
Aber diese Politik muß selbstverständlich am 
heute bestehenden We ltkräfteverhäl t nis schei­
tern . Die von den OPEC -Ländern kür:lich in 
Algier erhobene Forderung nach einer Index­
Klausel für Industriegüter , die ein real es 
Verhältnis der 01- und Rohstoffpreise zu den 
Preisen für Industrie güter in den vertragli ­
chen Abmachungen garantieren soll , bat ganz 
bestimmt Zukunft . Eine solche Klausel wäre 
ein Druckmittel gegen die Inflation, die be ­
sonders verheerend die Entwicklungsländer zu­
gunsten der kapitalistiSChen Länder aussaugt . 

Insgesamt zeigen sicb somit neue Perspektiven 
de s antiimperialistisch- antimonopolistischen 
Kampfes . Durch das Bündnis der Entwicklungs­
länder mit den sozialistischen Ländern ~onn­
ten bedeutende Positionen des Völkerrechts zu­
gunsten der Entwicklungsländer geschaffen 
werden. 

Gratwanderung der SPDIFDP Koalttlon 

Diese neue Lage hat auch in der Bundesrepu­
blik in den etablierten Parteien eine gewisse 
Tendenz zur Anerkennung der Realitäten ge_ 
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achaffo n • .Prinzipiell iet z . B. die SPD-geführ­

te Koalition jedoch nur unter nruck der Krä!­
teverhältnisae für eine Anerkennung der Reali­
täten . Sie versucht vor allem eine gemeinsame 
Ant~ort se~nüber den rohstofCreichen Ländern 
in der EG zu finden , um eben die geschlossene 
Macht aller EG-Länder als poli tisch- ökonomi ­
sches Druckmi ttel gegen die starken 01 - und 

Robsto;rländer einzusetzen. 
Dami't ist auch die eigentliche Haltung der 
SPD-Führungsapitze charakterisiert , die be­
kanntlich auch ihre Sympathie für den iuraeli ­
schen Aggressor lwum vertuscht , obwohl sie 
ein neuee Verhältnis zu den arabischen Län­
dern vo~täuscht . 

"Explosion In der DrlHen Welt" vermelden 

Da die ökonomischen Interessen und Ab~g­

keiten die Monopole den We g nach den arabi ­
schen Staaten suchen läßt , hat die rechte 
Führungsspitze der SPD sich hier bestenfallo 
nur angepaßt . 
Das alles ist eine Gretwanderung zwischen den 
eigenen ökonomischen Erfordernissen und In­
teressen aus de r Robstoffabhängigkeit und den 
offenen Einmischungs-Attac ken aus den USA . 
So hat selbst die Frankfurter Allgemeine Ze i ­
tung (PAZ) am 7 . 1 . 1975 die Interventionsdro­
hung von Kissinger und Pord mit den Worten 
abgelehnt : 

"Ein Pee-roleum- Kreuzzug wäre die letzte Dumm­
beit des We stens ; Euror,a wäre dafür ohnehin 
nicht zu mobilisieren , ' 
Für die "EntWicklungspolitik" hat Egon Bahr 

kürzlich in einem lnterview eine Politik vor­
geschl.agen , die 8ine "Explosion in der Drit ­
ten Wsl t " vermeiden soll. Wie die SPD-Füh-

A.LTE UND NEUE EG-PARTNER 

• 

nUlgsspitze vertritt auch Bahr eine Außenpo­
litik mit "vielen Facee-ten", darunter die 

Idee , EntwiCklungspolitik im Dreieck zu be­
treiben : westliche Technologie , arabisches 
Geld und die Arbeitskraft eines Entwicklungs­
landes . Und dies alles nach einem Se lektions­
prinzip, angewendet "auf Länder, die es nö­
tig haben". Bahr sagt in seinem Interview 
weiter , 

-daß wir bewußt J8 sagen müssen zur Verlage­
rung von Fertigteilsn , die woanders rentabler 
und. bi Uiger hergestell t werden können . " 2) 

Also auch in dieser Konzeption hat dns Kapi ­
tal veI'lo'ertungsprinzip a'bsoluten Vorrang , Ver­
bale Äußerungen Segen aultinarionale nonopol ­
macht sind daher auch in der offi zie llen BPD­

Pol itik immer seltener, in der Regierungspo­
litik der SPD- FDP- Koalition gibt es auch kei ­
nen einzigen Ansatz gegen die Preisdiktate 
der ölmultis oder. sesen ihre Expansl.on in den 
EntwiCklungsländern vorzugehen . Das einzi~, 
worauf sich der Eundestag hat einigen können , 
war das schon erwähnte Hearing über multina­
tionale Unternehmen in Entwicklungsländern 
vor dem Bundestag98usschuß für wirtschaftli ­
che Zusammenarbeit . 

Die •• 25 Thesen" der Bundesregierung 

Seither ist" die Diskussion über die Praxis 

der regierungs&mtlichen Entwicklungspolitik 
weitersegangen. Als Ergebnis der Klausurta­

gung deo Bundeskabine t ts vom 9 . Juni 1975 auf 
Schloß Gymnich wurden 25 Thesen zur "Pol i~ik .. 
der Zusanmenarbei t mit den Entwicklungslän-
dernn verÖffent licht , die von Minister Egon 
Bahr vorbereitet worden waren . 3) 
Eine prinzipiell neue Linie der Entwicklungs -

EG·Pakt mit 270 MIllionen Menschen 
Am 31. Januar 1975 liefen die Assol:Hcrungs. 
abkommen der EG mit 22 afrikanbchen Lin­
dern aus. An ihre Stelle tritt eip neues, um· 
fa ssenderes Kooperalionsabkommen: es um· 
laßt außer den alten aJrikan.isdlen Assol:i· 
ierten 1<1 weitere afrikanische sowie neun 
Staaten in der Karibik und im Pnlfischen 
Ol:ean. Besonders seit dem britischen Bel· 
tritt l:ur EG ist für viele Entwicklungslän­
der, die bis dahin eng mit Großbritannien 
l:usammengearbeitet balten, die Frage einer 
Assodierung an die EG akut geworden. 
Was die Europäische Gemeinschaft den sn· 
genannten AKP·Ländern (das si nd die asso· 
ziierungswilligen Länder in Afrika, in der 
Ka rlbik und im Pazifischen Ozean) zu bieten 
hat, sind vor allem drei Dinge : Erstens die 
zollbegilnstigle bzw. l:ollfreie Einfuhr von 
undesproduklen in die EG: zweitens ein 
EntwIcklungsfonds und drittens ein System 
l:UT Stablilsierung der Exporterlöse. 

(au., UbOTti09'rtUldllChau, ,!,EO . J!Ma J. 197') 



politik zeigen diese 25 Thesen nicht auf . Sie 
folgen vielmehr, wie auch in These 1 fest ge­
halten, dem Grundsatz von "Kontinuität und 
Konzentration" - ein Grundsatz , der von Bun­
deskanz ler Schmidt in dessen Regierungserklä­
l~g vom 17.Mai 1974 geprägt wurde . Sie signa­
lisieren jedoch die Abkehr von der "Reform­
politik" hin zu einer Politik des "Machbaren" . 
Das zeigt sich in den Positionen der Thesen: 

Entwicklungspolitik als Tell der Gklbalstrategle 

1 . Diese früher oft üblicben Floskeln vom hu­
manitären Charakter der Entwicklungsbilfe 
fehlen fast durchweg . Stattdessen wird nun 
herausgestellt , daß die Entwicklungspolitik 
Interessenpolitik als Teil der Gesamtpolitik 
ist (These 2) . Hierin zeigt sicb neben einem 
offeneren Einscbwenken der Entwicklungspoli­
tik in die imperialistische Globalpolitik als 
sie noch unter Eppler in der Offentlichkeit 
vertreten wurde vor allem ein deutliches Po­
chen auf die außenwirtschaftliche Hacht ( po­
tentiert durcb die EG) . 

2 . In ihrer Zielsetzung versucht die Konzep­
tion des Bundeskabinetts beiden Aspekten der 
außenwirtschaftlichen Verflecbtung gerecht zu 
werden: Nach der allgemeinen Zielsetzung 8011 
die Entwicklungspolitik "zum Abbau interna­
tionaler Konfrontation beitragen" ( These }). 
In den Thesen 19 und 20 wird jedoch deutlicb 

ausgesprochen , worum es dem Bundeskabinett 
eigentlich gebt: 

• Die Entwicklungspolitik soll sozialisti ­
scbe Entwicklungen in den Entwicklungslän­
dern verhindern, indem "mi t Nachdruck auf 
die Bedeutung der privatwirtscbaftlichen 
Zusammenarbeit für den wirtschaftlichen 
und sozialen Portschritt • •• " hingewiesen 
wird (These 19) . 
Um den Monopolen die Ausbeutung der Ent­
wicklungsländer zu ermöglicben , will sieb 
die Bundesregierung zudem bei den Entwick­
lungsländern um ein "gesundes Investi ­
tionsklima" durch ihre Entwicklungspolitik 
bemÜhen (These 19) . 

• Die Bundesregierung strebt gleichzeitig 
die Sicherung von ~ohatofflieferungen an . 
Dies soll vornehmlich dadurch geSChehen, 
daß die Entwicklungsländer ihren Handel 
mit der BRD intensivieren (These 20) . 

Reduzierung der Ausgaben 

Es wird vor allem deutlich , daß sich das Ka· 
binett bemüht hat, die Teile der Entwick­
lungshilfe zu reduzieren bzw. einzufrie ren, 
deren Wirksamkeit für gering gebalten wird 
oder auf die die Bundesregierung zu wenig 
Einfluß zu haben glaubt. 

In These 4 heißt es dementsprechend , daß die 
Bundesregierung bis auf weiteres den Anteil 
der multileteralen. Hilfe an der gesamten Ent ­
wicklungshilfe nicht erhöhen wird . Sie strebt 
jedoch gleiChzeitig mehr Einfluß i n den Orga­
nisstionen an, die die multilaterale Hilfe 
organisieren (Tbese 6) . 

In These 12 setzt sich die Bundesregierung 
für weitere Zoll senkungen ein . Der Grund 
dürfte in dem oben angesprochenen Ziel der 
Bundesregierung liegen , den Handel mit den 
Entwicklungsländern zu intensivieren. Zuge ­
ständnisse auf diesem Gebiet dürften auch 
deshalb nicbt schwerfallen, weil Zollsenkun­

gen u . ä . nicht mit direkten Geldausgaben ver­
bunden sind und der Handelsanteil der Ent­
wicklungsländer mit der BRD oder EG keinen 
so großen Wert erreicbt, daß mit spüxbaren 
Belastungen der Zolleinnshmen usw . gerechnet 
werden muß . 

In den Thesen 14 und 15 kündigt die Bundesre­
gierung eine Sparmaßnahme euf dem Gebiet der 
Entwicklungskredite an . Die Zinssätze sollen 
künftig nach der "LeistungSfähigkeit" der 
Empfängerländer gestaffelt werden. 

..DreleckakooperaÜOn" 

Und in den The~en 7 bis 10 wird das seit der 
"Ölkrise" eigentlich Neue in der Entwicklungs­
politik umrissen . Es geht dabei um die Einbe ­
ziehung der erdö lexportierenden Länder in die 
Entwicklungspolitik der imperialistischen 
Staaten als Geldgeber . 
So strebt die Bundesregierung eiDe allgemeine 
Erhöbung der Ent wiCklungshilfe durch die OPEC­
Staaten an (These 7) und fordert sie auf , 
sieh an multilateraler Hilfe tatkräftig zu 
beteiligen (These B) . Den "Olländern" wird 
gleicbzei tig eine enge Zusammenarbeit und 

technologische Hilfe zur PÖrderung privater 
Lei stungen und der Handelspolitik angeboten . 

Von besonderer Bedeutung für die Zukunft dürf­
te jedoch die mit den OPEC-Staaten angestreb­
te "Dreieckskooperation" i n der Entwicklungs­
hil fe sein. Bonn strebt hierbei technologi-
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scbe Hilte an Entwicklungsländer gegen Bezah­
lung von einem OPEC-Staat an . Die Vorteile 
dieser Konzeption liegen auf der Hand: Es 
werden Entwi cklungshilfegelder gespart, wo­
gegen der Einfluß der BRD auf die Entwick­
lungsländer erhalten ble ibt . 

" Vorteile" der Bonner Entwk:klung.polltlk 

Diese Cbarakterisierung einiger Auszüge aus 
den 25 Thesen läßt erkennen, daß die ange ­
strebte Partnerscbaf t ganz und gar nicbt frei 
ist von direkten und versteckten Bedingungen, 

unter denen Entwicklungsländern Hilte und Zu­
sammenarbeit angeboten vird . Wenn BundssQini­
ste r Babr in Zusammenhang mit den 25 Thesen 
erklärt , das Kabinett habe damit "auf die 
weltwirtschaftliche Entwicklung seit dem 
Herbst 197; (Olpreie- Explosion) reagiert", so 
ist dies sicherlich eine Tatsache . Die Regie ­
rung ~B Pormen einer "Partnerschaft" su­
chen und zugleich Bedingungen tür eine Ein­
flußnahme auf das Gescbehen in den Entwick­
lungsländern finden . 

Wie sich diese Politik in der Praxis auswirkt , 
geht aus einem Offenen Brief von Minister Behr 
hervor , den er an die Cbefredakteure der Mas­
senmedien verschickte. 
Behr äuBerte sicb darin besorgt über negative 
Einstellungen von mehr als zwei Dritteln der 
Bundesbürger über die Bonner Entwicklungspo­
litik. Dies führt Bahr "au! einen Mangel an 
Information" über die Vorteile dieser Politik 
zurück . Und d.iese "Vorteile~ zeigt Bahr mit 
den folgenden Angaben : BaJ' der Kredite der 
BRD an die Entwicklungsländer fließen "als 
Auft'I'äge an unsere Wirtscbaft zurück". iür 

die "technische Hilfe" liege die Quote sogar 
bei 90%. Die Entwicklungsländer hätten bisher 
als ~ordentliche Schuldner f ast secbs Milliar­
den D1"l an Tildungen und Zinsen für unsere Kre ­
dite zurückgestellt n4 ) . In solchen Peststel­
lungen zeigt sich , wie auch unter Egon Behr 
die Ertragstrage im Interesse des Konzernka­
pitals das Hauptanliegen Bonner Entwicklungs­
politik geblieben ist . 

Die entwlcklung.polltlschen Leitlinien der COUICSU 

AngeSichts dieser am Kapitalinteresae ausge­
richteten Strategie ni!llmt es dann auch nicht 
wunder , daS die CDU/CSU nur selten Kritik an 
der Bahr'achen Konzeption äußert . Im Gegen­
teil : Triumphierend stellte der entwicklungs­
politiscbe Sprecher der CDU/CSU-Frakt ion und 
Preund der Chile-Junta , TOdenhöfer , über die 
En twiCklungspolitik des Schmidt- Kabinetta 
fest: "Die sind jet:r' "uf CDU- Kurs gegan­
&In . "5) 
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Die CDU/CSU vertritt in der Entwicklungspoli­
tik eine im wesentlicben ähnlicbe Position. 
Sie fordert jedoch stärker den Vorrang der 
bilateralen Entwicklungshilte, also vor den 
multinationalen Leistungen über internatio­
nale Organisation . Dies müßte in einer diffe ­
renzierteren Strategie erfolgen und weitge­
bend auf wenige Länder konzentrie r t verden . 
Diese Gedanken sind in den neuen Leitlinien 
enthalten , d.ie Anfang Februar 1975 der ont­
wicklungspolitiache Sprecher der CDU, Toden­
höfer , verkündet bat . 
Di ese Leit linien gehen von einer Theorie der 
Dri tten und Vierten Welt aus . In Ablehnung 
einer geplanten oder reguliertsn Form der 
Weltwirtschaft und Entwicklungspoli ti k müsse 
die Erhaltung ainer "freien Wel twirtschllft " 
ein ~we sentliches Element deutscher Interes­
sen sein" . 
Die Mitte l sollen im Prinzip auf jene Staaten 
konzentriert werden , 

"die der Bundesrepublik durch gemeinsame Zie­
le , Interessen oder Probl eme verbunden sind 
oder von deren Energie- und Rohstofflieferung 
die Bundesrepublik besondors abhängig ist. " 6) 

Das alles macht klar: Die CDU/CSU will mi~ 
ihren neuen Leitlinien die Entwicklungs l änder 
aufsplittern, um Regimes zu fördern bz.w . o.m 

Leben zu e rhalt!ln , die wie z . B. Chile , Brasi­
lien , Malaysia usw . mehr oder weniger Satel ­
liten der imperialistischen Mäcbte "'l ind und 
die die Volksmessen unterdrücken . Mehr oder 
weniger offen bereiten somit die etablierten 
Parteien der Expansion der Monopo le den Weg. 

Ausschaltung der Macht der Multis gefordert 

Aber auch die Theorie sozialdemokrati scher 
Prägung versucbt , sieb deo neuen Bedingun~n 
anzupassen . Ich meine nicbt die zumeist si­
cherlich ebrlich vorgetragenen Programme der 
Jusos zum Problem der EntWiCklungSländer und 
der Rolle multinationaler Konzerne . In diesen 
Konzeptionen der Jusos gibt es viele Gemein­
samkeiten mit anderen demokratiSChen und so­
zialistischen Kräften unseres Landes . 

Im Gegensatz zur Mehrhei~ der bürgerlichen 
Friedensforscber vertri tt z . B. der sozio.lde­
mokratische Politologe D. Sengbeas die Auf ­
fassung , daß die Unterentwicklung in ~wei ten 

Teilen der Dri t ten Welt" nicbt "naturgegeben" 
und mit nkapita1isti scben Mitteln grundsätz­
lich nicbt lösbar" sei . In diesem Zusammen­
hang fordert er , die Friedenstorsohung solle 
~die verbeerenden Folgen der Tätigkeit mul ­
tinationaler Firmen in der Dritten Welt" UD­
tersucnen . Senghaas wendet sich gegen For­
schungen , bei denen die "negativen Auswirkun­
gen" dieser Tätigkeit ignoriert verden?) . 



Er zieht den richtigen Schluß, daß der ~ ent­

wicklungspolitische Effekt w der ~Aktivitäten 

multinationaler Pirmen in der Dritten We l t~ 

eindeutig negativ ist. 
Neben we iteren richtigen Feststellung zur 
Rohsto~fpolitik der Entwicklungsländer will 
Senghaas aber doch nicht den Kern der Sache 
herausarbeiten, nämlich die Ausschal~g der 
Macht der multinationalen Konzerne in den 
Entwicklungsländern und den kapitalistischen 
Industriestaaten. Das aber ist die Kernfrage . 
Daran ist auch jede echte Alternative zu mes ­
sen . 

lor Entvicklungsholror (aus , DVZ) 

Was die kommunistischen Parteien angeht, kon­
kret die Po li tik der Deutschen Kommunisti­
schen Partei (DKP), so haben die Dokumente 
der internationalen Konferenzen, und speziell 
für die DKP die Thesen des Düsseldorfer Par­
teitages, die Linie des solidarischen Bünd­
nisses mit den Völkern, die um ihre Befrei ­
ung vom k010nialen J och kämpfen, als Kampf­
aufgabe gestellt . 

So heißt es in These 20 des Düsseldorfer Par­
teitags: 

nVom Standpunkt der Arbeiterklasse hat der 
antiimperiali st i sche Kampf der jungen Natio­
nalstaaten und der nat i onalen Befreiungsbewe­
gung eine groBe Bedeutung. Er richtet sich 
gegen dense lbe n Fe i nd, gegen den die A.rbei­
terklasse auch in unserem Land kämpft , gegen 
den I~perial i smus ." 

Weiter heißt es; 
"Die Kommunisten der Bundesrepublik s i nd so­
lidarisch mit den Völkern vQrbunden, die um 
ihre Befreiung von -imperialistischer Unter­
drückung und Abhängigkeit kämpfen. Die DKP 
hat aktiven !.nteil an den Bewegungen gegen 
den verbrecherischen Krieg des US-Imperia­
lismus in Indochina , gegen die israelische 
Aggression im Nahen Osten, gegen den Terror 
der kolonialen Unterdrücker in Angola, Guinea­
Bissau , Mo~ambique, der weißen Rassisten in 
'3üdafrika und Rhodesien ." 

Abschließend heißt ss in These 20 : 

"Es ist für die Arbeiterklasse der Bundesrepu­
blik eine Pflich t des proletarischen Interna­
fionalismus , Solidarität mit dem Befreiungs­
kampf der Völker gegen den Imperialismus zu 
üben und die diskriminierende , neokoloniali ­
stische Politik der westdeutschen Regierung 
und Konze~~e in Asien , Afri ka und Lateinameri ­
ka I'.U bekämpfen. R 

Dies ist eine eindeutige und klare Position, 
und die DKP läßt sich in ihren praktischen So­
lidaritätsaktionen von diesen prinzipiellen 
Ausführungen und Fest legungen i n ihrer Politik 
jederzeit leiten . 

Arbelt.rk ..... gt9In Malm .. .,"I,,, '., .... 11Mt 

Die wichtigste Kraft i m Ka~f gegen die inter­
nationalen Konzerne und ihre neokolonialisti­
sche Expansion ist die Arbeiterklasse . Von 
internationalen Institutionen und Organisa­
tionen, die mehr oder weniger Ve rteidiger des 
kapi talistischen Systems im internationalen 
Maßstab s i nd, können keine wirksamen Maßnah­
men gegen die internationale Monopolmacht er­
wartet werden. Das beweist die Politik der 
Weltbank, die Politik der BG und auch des in­
ternationalen Entwicklungsfonds . 
Natürlich haben die Organe der UNO eine we­
sentlich positivere Rolle: 
Es kann daher auch nicht um eine klassenneu­
treie ~Kontrolle " der internationalen Konzerne 

und deren Tätigkeiten in den Entwicklungslän­
dern gehen . Daher muß die häufig von rechts­
sozialdemokratischen Führern vorgeschlagene 
Lösung - die Verstärkung der internationalen 
zwischenstaatlichen staatsmonopolistischen 
Organe und die Einbeziehung der Entwicklungs­
länder in Bolche zwischenstaatlichen Vereini­
gungen - am ~eseh der Sache vorbeigehen. 

Die Ausbeutung der gesellschaftlichen Res­

sourceo zum Z ... ·ecke der Kapitalverwertung ist 
eben nicht eine Nebene rscheinung , sondeTn 
Prinzip des nationalen wie des internationalen 
kapitalistischen Konzerns . Indem die bürger­
lichen und auch pseudo-marxistischen Ideolo­
gen und Politiker die Charakterisierung des 
Monopols lediglich auf Organisationsformen 
der PrOduktion Bowie auf bestimmte Marktprak­
tiken redutieren, aber das We sen des ökonomi­
s chen Monopols als ökonomisches und monopoli~ 
t isches Berrschaftsverhältnis leugnen - wie 
di es zum Beispie I auch die Maoisten gegenüber 
der EG tun - so können auch die Antworten und 
Kritiken an der zunehmenden Macht der Mul ti ­
nationalen letztendlich nicht das Wesen des 
Monopols in seiner internationalen Erschei­
nungsweise und Expansion erfassen. 
Die Entwicklung hat die Leni.n ' sehe Charakte­
risieI"U.Jlg des Monopols auf der ganzen Linie 
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bestätigt . LeniD stellt fest: 

"Das Herrschaftsverhältnis und die damit ver­
bundene Gewalt - das ist das Typische fÜl: 
die j üngste Entwicklung des Kapitalismus -
das ist es, was aus der Bildung allmächtiger 
wirtschaftlicher Monopole unvermeidlich her­
vorsehen mußte und hervorgegangen ist . " B) 

verstaatlichung der Multis . •. 

Die Arbeiterbewegungen haben s i ch im Rahmen 
von Nationalstaa ten entwickelt . Auch heute 
verlaufen ihre Kämpfe vorwiegend im nationa­
len Rahmen . Sie werden bestimmt durch die be­
sonderen Bedingungen und die Erfahrungen de r 
Arbeiterorganisationen des jeweiligen Landes . 

Schwerpunkte des alternativen Kampfes blei ­
ben daher die Auseinande~setzungen im natio­
nalen Rahmen . 
Die zunehmende Internationalisierung der Ka­
pitalverbältnisse, die Erweiterung der in­

terna tionalen Arbeitsteilung und die kapitali­
stische Integration auf staatlicher Ebene er­
fordern jedoch dringender als früher eine Ko­
ordination der im nationalen Rahmen durchge­
führten Klassenkämpfe . 

Die wirkungsvollste und konkreteste Antwort 
auf die Expansion de s Monopolkapitals nach 
außen und auf die Welle von Konzentrations­
und Zentralisations vorgängen in der Wirtschaft 
unseres Landes ist zweifelsohne ein entschie­
dener Kampf für die Verstaatli chung der 
Scblüsselindustrien, der Rüstungsmonopole , 
der .Banken und Versicberungskonzerne . 

So bestünde eben die einzig richtige Antwort 
auf die skrupellosen Aktionen der i nternati.c.­
nalen Ölkonterne darin, alle Bodenschätze 
sowie Produktion , Verarbei tung, EinfUhr und 
Verteilung von Energie , von Kraft- und Brenn­
stoffen der Verfügung des in- und ausländi ­
schen Großkapitals w entziehen. Die Gesell­
schaften des in- und ausländischen ölkapi tals 
müssen verstaatliCht und breitester demokra­
tischer Mitbestimmung und Kontrolle unter­
wor.fen werden. 

. . . und antllmperlalistlsche Solidarität 

Der umfassende politische Charakter des Kamp­
fes gegen die international en Konzerne um!aBt 
selbstverständlich die prinzipielle anti im­
perialistische Solidarität mit den nationalen 
Befreiungsbewegungen sowie die allgemeine Un­
terstüt zung der Entwicklungsländer . Zwar ent­
fällt der größere Teil der Aktivitäten der 
internationalen Konzerne , such der unseres 
Landes, au f die entwickelten kapitalistischen 
Industriestaaten . Die internationalen Monopo­
le haben aber für viele der EntwiCklungsLänder 

größere negative Bedeutung als für die 

kapitalistischen Industrienationen. Denn ihre 
Bedeutung ist meist angesichts der ökonomi ­
schen Schwäche dieser Länder wei1:aus größer . 
Von großer Bedeutung ist für diese Länder da­
her die Existenz eines ökonomiech starken so­
zialistischen Legers . 

Allein dessen Existenz schränJrt den ökonomi­
schen und politischen Spielraum der interna­
tionalen Konzerne empfindlich ein . So wären 
die Maßnahmen der erdölexportierenden Länder 
~gen den zunehmenden Ausverkauf ihrer Roh­
stoffreserven kaum so erfolgreich gewesen , 
wenn nicht die Stärke der 90~ialistischen Län­
der jeden direkten vor allem militäriachen 
Eingriff in deren Souveränität- verboten hätte . 
Die tiefgreifenden Veränderungen in den Be­
ziehungen zwischen den kapitalistischen 1n­
dustrieländern und den Entwicklungsländern , 
die wir gegenwärtig erleben , sind som.! t un­
trennhar mit der Entwicklung und Stärkung des 
sozialistischen Lagers verbunden . 

Der Kampf gegen die Monopolexpansion mun also 
auf allen Ebenen geführt werden. Er ist Be ­
standteil des weltweiten Kampfes der Arbeiter­
klasse und der VÖlker Ln den Entwicklungslän­
dern für die Befreiunt:; von Ausbeutung und Un­
terdrückung, für Demokratie und Sozialismus • 

Anmerkungen : 
1) AlB, Nr .4/1975 , S . 2, 
2) Frankfurter Allgemeine Zeitung , 7.2 . 1975 
,) s . Bulletin des Presse- und InformatioDS­

amtes der Bundesregierung, Nr . 75 , 12 . 6 . 
1975 

4) ß . Progress- Presse-Agentu.r . Tagesdi enst , 
22 .10 . 1975 

5) Spiegel , 26 . 5.1975 
6) Handelsblatt, 14-./15.2. 1975 

7) Vgl . Frankfurter Rundschau, 30.1 2. 1974-
8) W. ! . !Rnin , We~'ke &1 . 21 , Berlin 1960, 
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10.0rdentiicher Bundeskongreß des DGB - Mai 1975 

Kontrolle multinationaler Konzerne 
Die ! [.!indlge Ausbreitung multInationa­
ler Unternehmen Ist In den Mittelpunkt 
das öffentlichen Interesses gerückt. Die 
Intemationalisierung des Kapitals lei­
stet positive BeitrAge zur weltweiten 
Wlrtschaltsentwlokh,mg. lololge der na­
hezu aussChlleßUch Mtionalen Begren­
zung alle, relevanten Gesetzgebung er­
wuchs den Großunternehmen durch die 
Internationalisierung Ihres Kapitals zu­
gleich &In neues unkontroUiertes 
MachtpotenUal. 

Den wlrtachallUohen und politischen 
MIßbräuchen dieses Potentials, 909811 
die Interessen der Wll1schatts- und Ge­
seilschaftspolItIk von Industrie- und 
Entwicklungsländern, gegen die Inter­
essen der Arbeitnehmer (jnd Jhrer Ge­
werkschaften ist entgegenzuwirken. 

Das theoretische Wissen über die viel ­
fältigen Gefahren, dIe dieses Machtpo.­
tential birgt, Ist so welt entwickelt, daß 
bereits aine große Anzahl von Maßnah­
men der öffentlichen und gewerk­
scheltJimen Kontrolle dieser Konzerne 
konzeptIonell erarbel!et wurde. Die lau­
fende systematische Beobachtung des 
Verhaltens dieser Konzerne durch in­
ternationale und nationale Behörden, 
durch die Gewerkschaften und Ihre 
übernationalen Einrichtungen Ist noch 
nicht umfassend organisiert. Beobach­
tung, Inlormelion und Kommunlketlon 
sind die unabdingbare Gr .... ndlage 10r 
Einsatz und Abstimmung solcher Maß­
nahmen, mit denen die Konzerne In 
vertretbare Schranken gewiesen wer­
den. 

- Der DGß .mterstützt ~nternationale 
Vereinbarungen tm Sinne von Mindest­
vorschrilten, durch d ie Inlonnations-, 
Publlzitäts-, Konsultations- .unod sonsti­
ge Vemaltensnormen dBtl GroBkonzer­
nsn gegenüber Ölfentllchkeit und Ge­
we~ksoßalten aufer1egl werden, Langfri­
stig sind solche RegelUngen nur slnn­
vo:[, wenn sie In nationaler Gesetzge­
bung Ihren Niederschlag finden. An der 
weiteren VorberelturIQ ~nd Erarbeltung 
solcher Normen und Regelungen durch 
internationale InstJl\ltionen (IAO, UNO, 
OECD etc.) sind Gewerkschallsvertreter 
glelchw"ertig zu beteiligen. Das gilt 
auch lür den Aufbau inlematlonalet In­
stitutionen zur Verhaltenspriltung von 
mUltinationalen Konzernen. 

- Freiwillige Einrichtungen multinatio­
naler Unternehmen -&Uf internationaler 
Ebene zur Verbesserull9 ihrer Publlzitilt 
s.Jnd zu begrüBen . Do::-h stellen sie kei­
ne dauerhalte oder gar endgült ige Lö­
sung der anstehenden Probleme dar, 

- Bundesregierung. Kartellamt und 
Stauerbehör.den werden aufgefordert, 
solange bindende Internationale Rege­
lungen und Institutionen fehlen, alle 

beateiher.den M6gllcttkei!en wechselsoi ­
tiger Inlormalionen, KOflS'JllaUOfl und 
Zusammenarbeit mit 'anderen Regiarun­
gen zu nutzen, um Internationale Kon­
zentrationsvorgänge, Finanzbewegun­
gen und Gewinnverlagerungen bel den 
Gr06konzemen frOhzeitig zu el'kennen. 

- Die ,Bundesregler.ung und d ie Par­
teien des Deutschen Bundestages wer­
den darüber hinaus aufgefordert, alle 
gesetzgeberischen und administrativen 
MögliChkeiten auf naUonater Ebene 
auszuschöpfen, um Wettbewerbs-, Steu­
er-, Währungs- und sonstige Manipula­
tionen der Internationalen Konzerne zu 
verhindern. 

- Kapitelexporl und die DirektInvesti­
tionen In Entwlckkmgslandern, die 
überw.iegend von den multinatlonalen 
Unternahmen getätigt werden, sind 
durch LeAflungsmaßnahmen auch im 
Zusammenhang m it gezlelten Förde­
rungs-, Wirtschafts- -und Garanliemaß­
nahmen zu 'beelnflussen, um eine an­
gemessene Abstimmung auf die Ent­
wlclllung9bedürfnisse der Aulnahme­
länder zu gewährleisten. LenkUngsbe­
mOhungan <des Herkuntt.ooes können 
nur .oegrerut erlolgrelct1 sein. Sozial­
klauseln als MIndesinormen zum 
Schutz der ArbeitnehmerInteressen In 
EntwicklungslAndern sind in d ieses 
Lemungsinstrumantarlum aufzuneh­
men. Diesahti\ten sich u. -8. an den 
Normen der [nternatlonalen Arbeitsor­
ganisation, am Prinzip der NIchtdIskri­
minIerung von Arbeitnehmern und an 
der AktIonsfreiheit der Gewerkschaften, 
deren wesentlicher Bestandteil das 
Streikreoht 1st, z.u orientieren, 

_ Jeder Kapitalexport und jede Direkt­
investillon deutscher Konzerne im 
Ausland berührt auch d ie Interessen 
der Arbeitnehmer In der Bunldesrepu­
bUk. Ein ausgewogenes Verhältnis von 
Kapltalaxport und -Import, von deut­
schen DlrekUnvestilionen im Auslafld 
und ausländischen Investitionen Im ln­
laM muß langfristig gesichert werden. 
Förderoogs-, ,ßOrgsooafts- -und Garan­
tiemaßnahmen zugunsten von Auslands­
investitionen sind so zu geslalten, daß 
eine lIexlble und planmäßige Beeinllus­
sung Im Interesse der Struktur- und 
Besch61tlgtJngsentwicklung In dar BRD 
ermöglicht wird. (, , • ) 

- ote gewerksohahJiehe Gegenmachl­
position Ist durch die Erweiterung und 
Verbesserung der Mitbestimmungsrech­
te zou stärken. 

Das Machtpotential und e.uch die reale 
Polllfk vieler mulUnatlonaler Konzerne 
bedroo6fl berells arkämpfte nationale 
Rechte .und Anspruche der Arbeitneh-

mer -und Ihrer Gewerk'$chalten In den 
Industrieländern, In den EntwicklUngs­
ländern ' behlndem ale i n vielen Fällen 
den Aufbau starker und unabhängiger 
Gewerkschaltsstrukturen und .unterstOt­
zen solche politischen Kräfte, die den 
Gewerkschalten GrundreChte wie Ver­
sammlungsfreiheit und Strelkreoht ver­
weigern. 

- Oer DGB unod seine MltgHedsge­
werkschatten unternehmen alles in ih­
rer Mecht Stehende, um eine syste­
matische gewerkschaft1!che Beobach­
tung der Konzerne auf nationaler und 
Internationaler Ebene Z'tJ gewährleisten. 
Dies Ist die Grundlage einer erlolgver­
sprechenden AbsHmmung von gswark­
SChaltlichen Maßnahmen Im Geiste in­
ternationaler Solidarit!t. 

- Solange International geregelte und 
,Instltutionaljslerle Informatlons-, Kon­
sultatlons-, Konlroll- und Mitbestim­
mungsrechte der betroffenen Gewerk­
schalten gagenooer den Konzernmut­
tergesellsohaflen nlchl bestehen, wer­
den die deutschen Gewerkschaften In 
Ihrem nationalen Rahmen diese Rechte 
gegenüber den dautschen MuttergeseU­
schaften In Ab3timmung mit den ~nter­
natlonalan BOnden um ·Berutssekreta­
rlaten wahrnahmen tlod ständig ZtJ er­
weitern versuchen. 

- .Die DGB.(3ewerkschaften verpflich­
ten sich zour Internationalen Unlerstüt­
zung anderer nationaler Milglledsver­
bande Im Rahmen der Koordination 
durch den IBFG und die Internationa­
len Berufssekrelariate. Insbesondere ist 
den Gewerkschaften In den Entwick­
lUngsländern bel -bestimmten Arbeits­
konflIkten in den TOchterunternehmen 
deutscher multinationaler Konzerne 
durch Einllußnahme auf die Konzern­
muller Hille zu leisten. 

- Die Intemationale Abstlmmung der 
gewerkschaftlichen Politik gegenüber 
multinationalen Konzernen IIndet ihre 
Grenzen, wo eine Veralnheltllchung der 
Tarll1a.ufzeiten und -mOglicherweise dar 
TarifvertrAga angestrabt wird. Solche 
Versuche würden eina VereInheitli­
chung der Tarifverhandlungs- und Or­
ganlsationsstrukturen voraussetzen, 
vernachlässigen die Bedeutung der Ira· 
diUonell unterschiedlichen KampHor­
man und arbeltsrechtlichBll Grundlagen 
von Arbeltskämpfen in den einzelnen 
Ländern und wOrden damit 6ul eine 
AUSlhöhlung der Schlagkraft der natio· 
nalen Gewerkschaften ohne gfeichwer­
tigen Ersatz auf Internationaler Ebene 
hinauslaufen. Den multinationalen Kon­
zernen kann nicht (Iur vbernatiotlal be­
gegnet werdan. 
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Kurzinformation 
Westsahara 

Der l e tzte koloniale Restposten in Afrika iet 

das 266 . 000 km2 groBe und ca . 60.000 Einwoh­

ne r zählende Westaahara . Erst 1958 gelang es 
Spanien, über das geeamte Territorium der 
Vee t sahara seine Herrschaft zu errichten , die 
heute ai t einer mehr ale 50.000 Mann starken 

Kolonialaraee aufreehterhalten wird. 

Der Reichtum des Landes sind neben Eisenerzen, 
Kup fer , Kalisal zen und vermutlich aucb Erdöl 
i n erster Linie die Phosphatvorkommen , die 
zu den: größten und reichhaltigsten der Welt 

zählen . Der Abbau des Phosphates liegt in den 

Bänden des spanischen Staatakonzerns Fosfa­
bucraa, an dem U. B. auch bundesdeutschea Ka­
pital beteiligt ist. 

Um eben diesen Reichtum der Westeabara geht 
Ba in dem bereits seit Jahren schwelenden 
Konllikt zwischen den ver schiedenen Parteien; 

• Di e bedeu te.o.ch ite uncl stärkste Befreiungs­
organisation der Ve etsahara. die Frente POLI ­
SARIO . fordert die Eigenstaatlichkeit der 
Kolonie und die Nationalisierung der Pbosphat ­
lager . 

• J.lgerien erklärte 1 "daß es in dieser J.nge­
legenheit keinerlei Ansprüche geltend macht " 
und tritt in Unterstützung der Prente POLISA­
RIO für das uneingeschränkte Selbstbestim­
mungsrecht der ßabrauin , der Bewohner West­
saharae,ein. 

• Spaniens Vorstellungen laufen darauf" hin­
aus , durch die Gründung eines "Parlamentes " 
und legaler Parteien die Veetsabara in eine 
"Unabhängigkeit " zu entlassen, die die poli­
tischen und virtschartlichen Interessen Spa­
niens weiterhin gewährleistet . 

• Marokko fordert die vollständige Anglie ­
derung der Vestsabara an sein Gebiet. 

• Mauretanien schlieBlich erhebt ebenIal ls 
Anspruch auf westsaharische Gebiete . 

Entgegen diesen Ansprüchen haben die Verein­
ten Nationen 1960 und 1973 sowie der Interna­
tionale Gerichtshof 1975 festgestell t, daß 
' weder Marokko noch Msuretanien berechtigte 
Souveränitätsansprüche über Spanisch-Sabars 
hA.ben ' und den Sahrauin das Recht auf Selbst­
bestimmung zuerkannt. 

Trotz der Appel le der UNO und ihrer Bemühun­
gen , den Konf likt im Interesse der westsaha­
riechen Bevölkerung beizulegen, ließ König 
Hassan II. von Marokko Anfang November 1975 
350 . 000 Marokkaner 11 Kilometer weit in das 
Gebiet der Westsabara einmarschieren, um so 
seinen Anspruch zu dokumentieren. Am 8. No­
vember jedoch kündigte der König an , daß der 
sogenannte "Priedensmarsch" sein Ziel er­
reicht habe , die Tei lnehmer dee Marsches den 

51 Rückzug angetreten hätten und Marokko "das 

Problem aus neuer Sicht" mit Spanien erörte ­
re. 

Das vorläufige Ergebnis der Verhandlungen zwi ­
schen Marokko und Spanien gab die spanische 
Regierung am 15 . November bekannt: Spanien 
wolle die We stsabara bis zum 28 . Februar 1976 
räumen und das Gebiet an eine gemeinsame ma­
rokkaniech-mauretanische Verwalt ung übergeben­
Als Gegenleistung sicherte Marokko Spanien 
einen Anteil von 60% an der Pbosphat -Ausbeu­
tung , die Aufrechterbaltung der Hilitärbasis, 
Sicherung der Fischere irechte und Garantien 
für die Bpanischen Enklaven Ceuta und Melilla 

Vietnam 
Erneut scheiterte die UNO-Aufnahme der beiden 
vietnamesischen Staaten (RSV und DRV ) am Veto 
der USA i m Sicherheitsrat. Damit setzen die 
USA ihre aggressive Politik gegen das vietna­
mesische Vo lk fort und stellen sie sicb zudem 
eindeutig gegen "den Geist der UR-Charta und 
gegen den Wunsch der groBen Mehrheit der Län­
der in der Welt ß

, wie es in einer Erklärung 
des Außenministeriums der DRV heißt. Die UNO­
Vollversammlung hatte den Sicherheitsrat zu­
vor mit 123 Stimmen bei 9 Enthaltungen aufge ­
fordert, seine ablehnende Entscheidung vom 
11 . August 1975 (ebenfalls bewirkt durcb das 
Veto der USA) zu revidieren . 
I n Vie tnam selbst werden inzwischen konkrete 
Schritte zur Wiedervereinigung des Nordens 
und des Südens eingeleitet . Zwei Delegationen 
aus beiden Teilen des Landes sollen allgemei ­
ne Wahlen zur verfassunggebenden Nationalver­
sammlung eines vereinigten Vietnam vorberei­
ten . Die Nationalversammlung wird sodann eine 
Verfassung erarbeiten und über die einzuset­
zenden Ineti tutionen des wiedervereinigten 
Landes entscheiden. 



Laos 
30 Jahre nachdem da3 laotische Volk am 12. 

Oktober 1945 seine politische Unabhängigkeit 
vom französischen Kolonialjocb erkämpft bat­
te , steht Laos heute an der Schwelle zu einem 
neuen Zeitalter . 

1973 war dem US-Imperialismus, der Laos 1971 
mit in den Indochinakrieg gezogen batte , und 
der einheimischen ReaktiOD mit der Unterzeich­
nung des Vientianer-Abkommens eine Niede r lags 
beigebracht worden . Docb erst mit der Bildung 
der Provisorischen Regierung der Nationalen 
Einheit und der Annahme des revolutionären 
18- Punkte-Progremms im Jahre 1974 waren end­
gültig die Voraussetzungen geschaffen , ein 
wahrhaft freies, demokratisches und blühendes 
Land aufzubauen . Doch auch diesss Programm 
konnte nur im Kampf durchgesetzt werden. So 

wurde noch im Mai 1975 ein rechter Putschver­
such unternOllllnen , nach dessen kläglichem 
Scheitern die führenden Reaktionäre und Hand­
langer Washingtons nach Thailand flüchteten 
und sogenannte ~Hi lf80rganisationenn der USA 
ihre Einmischungsversuche einstellen mußten 
(siehe AlB Nr . 6/1975) . 

Getragen von einer breiten Volksbewegung , die 
durch die Siege der kambodschanischen und 
vietnamesischen Patrioten im Frühjahr 1975 ~u­
sät~liche Impulse erhielt, wurde im Herbst 
d . J . der militärbüxokratische Verwaltungsap­
parat der Vientianer Zone liquidiert und über­
all durch revolutionäre Hacbtorgane des Vol ­
kes ersetzt . Ein HÖhepunkt dieses Pro~esses 
war die Schaffung von revolut ionären Verwal ­
tungsorganen des Volkes in der Provin~ und 

der Stadt Vientiane . die von über 200 . 000 Men­
schen auf einer großen Kundgebung begeistert 
begrüßt wurden . Die neue Verwaltung stellte 

ein 10- Punkte - Programm vor, das bei Respektie­
rung des Thrones. der Provisorischen Regierung 
der Nationalen Einheit und des Nationalen Po­
litischen Koalitionsrates den AuIbau eines 
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"friedlichen , unabhängigen , demokratischen , 
neutralen , geeinten und wohlhabenden Laos" 
vorsieht . 

Zweifellos ist die Entwicklung zur bewußten 
politischen und so~ia1ökonomischen Umgestal­
tung des Landes das Verdienst der in der Pa­
triotischen Front von Laos (Neo Lao Haksst) 

zusammengoschlossenen progressiven Kräfte . 
deren Kern die Revolutionäre Volkspartei von 
Laos (RVPL) ist . 
We nige Tage vor dem ,0.Jahrestag der Unabhän­
gigkeit gab die RYPL bekannt, daS nach dem 
Sieg der nationaldemokratischen Revolution 
für sie der Zeitpunkt gekommen aei, um offen 
die geschichtliche Verantwortung in der Etap­
pe des friedlichen Aufbaus eines neuen Laos 
zu übernehmen . Mit diesem Aufruf trat die 
Partei erstmals an die internationale Öffent­
lichkeit . Als GeburtSjahr der RVPL gilt 1934 , 
das Gründungsjahr des laotischen Regionalko­
mitees der KommunistiSChen Partei Indochinas j 
am 22 . , . 1955 war die Partei in Revolutionäre 
Volkspartei von Laos umbenannt worden . Ihre 
historischen Verdienste 1m Kampf gegen den 
fran~ösischen KOlonialismus und die US-im­

perialistische Aggression weisen die RVPL auch 
als führende Kratt beim Eintritt des Landes 
in eine neue Etappe des revolutionären Pro­
~esses aus . 

Argentinien 
Die innenpOli tischen Auseinandersetzungen ha­
ben sich in Argentinien in den letzten Wochen 
dramatisch zugeepitzt . " I n Argentinien ist 
alles für den Putsch bereit" , meldete die Süd­
deutsche Zeitung (SZ) sm 5 . 11 . 1975 : 

"Das von Wirtachattsltrise und inneren Macht­
kämpfen ausgehöhlte peroDistische System ver­
mag sich wohl nur deshalb auf' den Beinen zu 
halten , weil niemand die KraIt zu der Ent­
SCheidung aufbringt , nach welcher Seite es 
stürzen soll - und we il die Streitkräfte noch 
immer kein Konzept zu entwickeln vermochten, 
wie es nach diesem Sturz weitergehen soll . ~ 

Unter dem Druck der in- und ausländischen Mo­
nopole , die nach dem Beiepiel Chiles auf die 
wirtschaftliche Zerrüttung des Landes hinar­
beiten , um einen Militärputsch herauszuf'o~ 
dern, hat ArgentiDiens WirtschaIt eine kata­
strophale Entwicklung genommen : Die Inflations­
rate wird bis ~um Jahresende 300% erreichen , 
die Arbeitslosigkeit die 2Q%Harke berühren ; 
die Auslandsverschuldung beträgt 10 Mrd Dol ­
lar , von denan bis Jahresende ein Drittel für 

die Rückzahlung fällig wird ; die Ausgaben der 
öffentlichen Hand haben das geplante Staats­
budget bereits um 803% überstiegen. und das 
Haushaltsdefi~it wird i n diesem Jahr mit , , 6 
Mrd Dollar mehr als 10% des Sozialproduktes 
erreichen. 
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Der Peronismus ist am Ende . Sein Mythos von 
der "Einhei t" ist im Zuge der heftigen Klas­
senauseinandersetzungen , die Argentinien selt 
Monaten erschüttern , endgültig zerstoben . Die 
gegenwärtige Regierung unter Muris Estela de 
Peron ist außerstande , die schwere Krise Ar­
gentiniens zu bewältigen . Die mächtige pero­
nistische Gewe rkschaftsbewegung befindet sich 
in einer tie~greifenden Zerreißprobe zwischen 
der traditionell rechten GewerkschaftsbÜTokra­
tie einerseits und der Gewerkschaftsbasis 
andererseits , die in der rapide wachsenden 
Zahl sogenannter wilder Streiks deutlich zu­
tage tritt . Die Militärs scheinen , nach den 
Eindrücken der SZ, auf dem Vormarsch : 

"Die Streitkräfte haben vor diesem Hinter-

grund in der letzten Oktoberwoche ihr gehei ­
mes strategisches Hauptziel erreicbt , nämlich 
die Beteiligung an drr politischen Macht . 
Durch die Bildung eines ' Nationalen Sicber­
heitsrates ' . des ' Rates für innere Sicher­
heit ' , des ' Militärkomitees ' und der 'Natio­
nalen Intelligenzzentrale ' (Geheimdienst) 
bestimmen die Generäle , welche Landesteile 
zur ' Kriegs zone ' erklärt , an welche Autori ­
täten Vollmachten zur Ausübung des Kriegs­
und Ausnahmerechtes für die Einberufung von 
Standgerichten delegiert werden können . Alles 
in Argentinien ist bereit für den Putsch , 
zu dem Großgrundbesitze r und KirChenfürsten , 
Industrie- und Handelsverbände immer wieder 
mit Hinweisen auf die 'wirtschartliehe , mo­
ralische , politische und soziale Krise', die 
Montoneros und das ERP aber durch den Gebrauch 
ihrer Watfen einladen. " 

Der Sturz der Präsidentin Peron scheint in 
greifbare Nähe gerückt . 

Zum Tode Luis Alberto Corvalans 

"Schmerzlich überrascht müssen wir den plötz­
lichen Tod unseres inniggeliebten Genossen 
Luis Alberto Corvalan . Sohn des Generalsekre ­
tärs de.r Kommunistischen Partei Chiles, be ­
kanntgeben, der am Sonntag , den 26 . 10 . 75 in 
Sofia verschieden ist . 
Er verkörperte eine beispielhafte kommunisti ­
sche Fami lie , er war seit frühester Jugend 
ein aus gezeichnetes Mitglied der Kommunisti ­
schen Jugend Chiles . Luis Alberto Corvalan , 
hervorragender Agraringenieur, bete iligte 
sich mit aufopferungsvollem und schöpferi­
schem Einsat z an den Aufgaben seiner Organisa­
tion und an den Arbeiten der von Salvador 
Allende geführten Volksregierung i!D agrarin­
dustriellen Bereich. 
Die Faschisten haben ihn wütend verfolgt . Er 
wurde sm 13 . September 1973 gefangengenommen 
und im Nationalstadion grausamen Folterungen 
unterworfen, die seinem Organismus irrepara­
ble Schäden zufügten . Er t ro tzte ihnen mit 
heroischer Standhafti~eit, mit Würde und Mut, 
die seinem revolutionaren Charakter eigen wa­
ren . 
Danach wurde er in das KZ Ch~cabuco gebracht , 
und dort zeigte er sich als unermüdliche r und 

brüderlicher Organisator der Tätigkeit der 
politischen Gefangenen . Nach einer Periode 
der Haft - KZ Tres Alamos , wo heute sein Va­
ter gefangengehalten wird - wurde er von den 
faschistischen Usurpatoren aus seinem Vater­
land aUBgewiesen . In Mexiko und dann in Bul ­
garien , wo er sich auf Empfehlung seines Va­
ters niedergelassen hatte , um sich beruflich 
weiterzuqualifizieren, entfaltete er immer 
seine sprichwörtliche sympathische Persönlich­
keit und Dynamik im Dienste der Sache des 
chilenischen Volkes . Auf vielen internationa­
len Tribünen bezeugte er durch seine wahren 
und dokumentarischen Aussagen die systemati ­
schen Folterungen , die in Chile durch das 
Pinochet Regime verübt werden . Auf der Tagung 
der Internationalen Kommission zur Untersu­
chung der Verbrechen der Militärjunta in Chi­
le i m letzten Februar in Mexiko übergab er 
FotOkopien von ärztlichen Berichten , die 
deutlich machten , wie ernst die Folterungen 
seinen Gesundheitszustand angegriffen haben. 
So legte er auch vor kurzem i n Genf der Son­
dergruppe Chile der Menschenrechtskommission 
der Vereinten Nationen ein vollständiges 
Zeugnis über die von ibm erlittenen Mißhand­
lungen vor . 
Der p lötZliChe Tod ist eine l etzte Folgaer­
sche ~nung , die von den Geiselungen und Grau­
samkeiten herrührte , die die Spitzel Pino­
chets an dem jungen Corvalan verübt haben , 
vor allem wegen des "Verbrechens" , Sohn des 
Generalsekretärs der Kommunisti'schen Partei 
Chiles , Luis Corvalan, zu sein . 
Die Auslandskoordinatoren der Kommunistischen 
Partei Chiles und der Kommunistischen Jugend 
Chiles senken i hre Fahnen als Zeichen der 
Trauar angesichts des Ablebens dieses edlen 
und unvergeßlichen Kämpfers . Sie übermitteln 
dem Genossen Luis Corval an und seiner Lebens­
gefährtin Lili ihr tiefes Mitgefühl . Sie 
drücken ihren Kummer gegenüber se i ner Frau 
Ruth und Familie und all den Seinen aus . 
Sein Name wird denen unserer großen Kämpfer 
beigefügt werden . Er lebt j etz t wie eine 
Fahne im Kampf für di e Freiheit von Chi l e, 
für die Ideale des Sozialismus und des Kom­
munismus . Der Genosse Luis Alberto Corvalan 
wird jet;;t und i mmer bei uns sein!" 

( Erklärung des Auslandskoordinators der Kom­
munistischen Partei Chiles und der Kommuni­
stiSChen Jugend Chiles) 


